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MEINER FRAU 





Vorwort 
Die Entwicklung des Arztrechts seit dem 2. Weltkrieg ist gekenn-

zeichnet durch eine zunehmende „Verrechtlichung" der ärztlichen Be-
rufstätigkeit, die immer stärker in die Beziehungen zwischen Arzt und 
Patient eingreift. Die damit verbundene ständig steigende Flut von Ge-
richtsentscheidungen und Veröffentlichungen zu arztrechtlichen Pro-
blemen macht die ohnehin zersplitterte Rechtsmaterie nicht nur für 
Ärzte, sondern auch für die mit Fragen des Arztrechts befaßten Juri-
sten immer unübersichtlicher. Die Folge davon ist eine wachsende 
Rechtsunsicherheit. 

Das vorliegende Buch ist ein Versuch, das Recht, unter dem die Be-
rufstätigkeit des Arztes steht, für die Erfordernisse der Praxis über-
sichtlich und verständlich aufzubereiten. Die Darstellung in Form von 
alphabetisch geordneten Stichworten anstelle der sonst üblichen syste-
matischen Ordnungsstruktur soll den schnellen Zugriff zu einzelnen 
Rechtsfragen erleichtern und vor allem auch dem Arzt ermöglichen, 
das Nachschlagewerk als Orientierungshilfe durch das rechtliche 
Dickicht des Berufsalltages zu benutzen. Das Buch erhebt keinen An-
spruch auf wissenschaftliche Vollständigkeit, sondern versteht sich als 
tägliches Handwerkszeug für Juristen und Ärzte, gewichtet nach der 
aktuellen Bedeutung des Rechtsstoffes für die Praxis. Wer in die Mate-
rie des Arztrechts tiefer einsteigen möchte, findet im laufenden Text 
Hinweise auf weiterführende Literatur. 

Die Musterberufsordnung für die deutschen Ärzte in der vom 86. 
Deutschen Ärztetag 1983 beschlossenen Fassung sowie die Musterwei-
terbildungsordnung nach den Beschlüssen des 83. Deutschen Ärzteta-
ges 1980 sind im Anhang abgedruckt. 

Ein ausführliches Sachregister am Schluß des Buches soll dem Benut-
zer das Auffinden spezieller Sachfragen erleichtern. 

Für Anregungen und Kritik, besonders auch von ärztlicher Seite, bin 
ich jederzeit dankbar. 

Karlsruhe, im Dezember 1983 Hans-Jürgen Rieger 
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1 Ärztekammer 

Ärztehaus 
1. Der Begriff ist mehrdeutig. 1. Teilweise dient er zur Bezeichnung von Ver- 1 

waltungsgebäuden der ärztlichen Körperschaften und Verbände ( > Ärzte-
k a m m e r n , > Kassenärztl iche Vereinigungen und freie ärztliche Ver-
bände). 

2. Daneben wird der Begriff Ärztehaus - mitunter auch in der Variante „Ärz-
tezentrum"oder „Ärztekollegium"zur Bezeichnung von Gebäuden verwendet, 
in denen mehrere > Arztpraxen untergebracht sind. 

II. 1. Die Verwendung der Bezeichnung „Ärztehaus" auf Praxisschildern, 
Briefbogen und Stempeln sowie auf Schildern an der Außenfront des Gebäu-
des, in dem die Praxen untergebracht sind, ist mit den berufsrechtlichen Vor-
schriften über die Gestaltung von > Praxisschildern nicht vereinbar (LBe-
rufsG beim BayObLG v. 19. 4. 1982, BayÄBl. 1982, 624, 629; BVerfG, NJW 
1983, 2069). Gleichzeitig verstößt sie gegen das berufsrechtliche > Werbe-
verbot (OLG Celle v. 30. 9. 1981, Nieders. ÄBl. 1981, 782, 783; OLG Ham-
burg, WRP 1982, 278; LG Berlin v. 7. 1. 1983 - 15. C. 624/82 Kurz, ÄBl. 
Bad.-Wttbg. 1979, 501). Wo der Praxisinhaber nicht selber Eigentümer des Ge-
bäudes ist, ist er verpflichtet, von diesem die Entfernung eines entsprechenden 
Schildes an der Außenfront des Praxisgebäudes zu verlangen (vgl. § 21 Abs. 1 a 
MuBO). Für die rechtliche Durchsetzung eines solchen Verlangens dürfte es al-
lerdings an einer Rechtsgrundlage fehlen. In keinem Falle ist dem Arzt die 
Führung eines Prozesses gegen den Vermieter zumutbar. 

2. Abgesehen von dem berufsrechtlichen > Werbeverbot verstößt die 
Verwendung der Bezeichnung „Ärztehaus" durch die unter einem Dach prak-
tizierenden Ärzte selbst oder den Grundstückseigentümer oder Vermieter 
auch gegen das > Wettbewerbsrecht . Hierdurch wird nämlich im Verkehr 
der irreführende Eindruck erweckt, es werde hier eine mit besonderen Vortei-
len versehene Form der ärztlichen Versorgung angeboten (§ 3 UWG). Darüber 
hinaus liegt ein Verstoß gegen § 1 UWG vor (vgl. OLG Hamburg v. 29. 10. 
1981 - 3 U 27/81 LG Stuttgart v. 9. 4. 1979, ÄBl. Bad.-Wttbg. 1979, 502; 
LG Hannover v. 11. 2. 1981 - , Nieders. ÄBl. 1981, 194, bestätigt durch OLG 
Celle v. 30. 9. 1981 aaO.; LG Berlin v. 7. 1. 1983 - 15 0 624/82 -). 

Zu den nach § 13 Abs. 1 UWG Klagebefugten gehören außer den durch den 
Wettbewerbsverstoß betroffenen niedergelassenen Ärzten auch die > Ärzte-
k a m m e r n (vgl. OLG Celle v. 30. 9. 1981 aaO.). 

Ärztekammer 
I. Die Ärztekammern sind vom Gesetzgeber als Körperschaften öffentlichen 2 

Rechts errichtete Berufsorganisationen aller Ärzte zur Regelung ihrer eigenen 
Belange in Selbstverwaltung. 
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II. Rechtsgrundlage sind die Kammergesetze bzw. Heilberufsgesetze in den 
einzelnen Bundesländern (abgedr. bei Etmer-Lundt-Schiwy, aaO. Bd. II C 2 ff.). 

Baden-Württemberg: Kammergesetz i.d.F.v. 31. 5. 1976 (GBl. S. 473); Bayern: Kammer-
gesetz i.d.F.v. 9. 3. 1978 (GVB1. S. 67); Berlin: Kammergesetz i.d.F.v. 4. 9. 1978 (GVBl. 
S. 1937); Bremen: Heilberufsgesetz i.d.F.v. 14. 11. 1977 (GBl. S. 369); Hamburg: Hambur-
gisches Ärztegesetz v. 22. 5. 1978 (GVBl. S. 152); Hessen: Heilberufsgesetz i.d.F.v. 27. 7. 
1977 (GVBl. S. 335); Niedersachsen: Kammergesetz für die Heilberufe i.d.F.v. 30. 5. 1980 
(GVBl. S. 193); Nordrhein-Westfalen: Heilberufsgesetz i.d.F.v. 30. 7. 1975 GVBl. S. 520); 
Rheinland-Pfalz: Heilberufsgesetz v. 20. 10. 1978 (GVBl. S. 649); Saarland: Ärztekammer-
gesetz i.d.F.v. 14. 5. 1975 (ABl. S. 766); Schleswig-Holstein: Gesetz über die Ärztekammer 
Schleswig-Holstein i.d.F.v. 20. 3. 1978 (GVBl. S. 84). 

Im einzelnen weichen die Kammergesetze voneinander ab; in den wesentli-
chen Punkten besteht jedoch Übereinstimmung. 

3 III. 1. Aufgaben. Den Ärztekammern obliegt vor allem: 
a) die Regelung der Berufspflichten ihrer Mitglieder und die Überwachung ih-
rer Einhaltung (> Berufspf l ichten, > Berufsordnung, >Berufsge-
richt). Hierzu gehört u. a. die Errichtung von > E th ikkommiss ionen ; 

b) die Wahrnehmung der beruflichen Belange ihrer Mitglieder (vgl. dazu Re-
deker, NJW 1972, 1844). Hierzu gehören u.a.: 
aa) die Vertretung der berufsständischen Interessen der Ärzte in der Öffent-

lichkeit. Von dieser Aufgabenstellung wird die Herausgabe einer Zeitschrift 
gedeckt, die im wesentlichen der Information der Kammermitglieder über be-
rufsbezogene Vorgänge und Themen dient, unabhängig davon, ob das Organ 
von der Kammer selbst herausgegeben oder nur im Wege des Sammelbezugs 
bezahlt und vom Verlag unmittelbar an die Mitglieder ausgeliefert wird. (OVG 
Münster, NJW 1979, 231 [Steuerberaterkammer]); 

bb) die Geltendmachung von Abwehransprüchen, die sich aus der Ausstrah-
lung des ärztlichen > Werbeverbotes auf das allgemeine Wettbewerbsrecht 
ergeben (vgl. LG Hannover v. 11. 2. 1981, Nieders. ÄB1. 1981, 194 > Wettbe-
werbsrecht Rz 1923; unten Rz 11); 

cc) die Unterhaltung sozialer Einrichtungen für ihre Mitglieder (> Versor-
gungswerke und Fürsorgeeinrichtungen). Die Ärztekammern nehmen auf 
diese Weise auch wirtschaftliche Belange der Gesamtheit ihrer Mitglieder, 
nicht des einzelnen Arztes (vgl. unten 2 a) wahr (so ausdrücklich §3 Abs. 1 
HeilbG Rheinl.-Pf.; OVG Münster v. 6. 6. 1980, ArztR 1981, 211). Hierzu ge-
hört auch der Abschluß von Gruppenversicherungsverträgen, z. B. mit einem 
Unternehmer der privaten Krankenversicherung (vgl. unten Rz 12 > Daten-
schutz); 
c) die berufliche > Fortbi ldung und > Wei te rb i ldung ihrer Mitglieder; 
d) die Berufsausbildung und berufliche Fortbildung der > Arzthel fer in-

nen . Daher kann auch die Gewährung von Zuschüssen an Ärzte, die an der 
Berufsschule Fachunterricht für Arzthelferinnen erteilen, in den Aufgaben-
kreis der Ärztekammer fallen (OVG Koblenz, NJW 1975, 1477 [Leits.; Zahn-
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ärztekammer]; ebenso BGH, NJW 1976, 1542 [Rechtsanwaltskammer), wo-
nach die Gewährung von Zuschüssen für die Ausbildung von Anwaltsgehilfen 
jedenfalls so lange zulässig ist, als die Vergütung der nebenberuflichen Lehr-
kräfte unzureichend ist > Ä r z t e k a m m e r b e i t r a g Rz 14). 

e) die Unterstützung des > ö f f e n t l i c h e n Gesundhe i t sd i ens t e s bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben. Hierzu gehört auch die Abwehr von Gefahren, die 
entstehen würden, wenn die > H e i l k u n d e von ungenügend oder überhaupt 
nicht ausgebildeten Personen ausgeübt würde. Einem Arzt kann deshalb nicht 
untersagt werden, sich mit Berichten, die den Vorwurf unsachgemäßer Heilbe-
handlung beinhalten, an seine Ärztekammer zu wenden (OLG München v. 
10. 12. 1973, BayÄBl. 1974, 430 [Heilpraktiker]); 
f) die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ärzten; 
g) in den freiwillig übernommenen Aufgabenkreis fällt die Einrichtung un-

abhängiger Stellen für Fragen ärztlicher Haftpflicht (> G u t a c h t e r k o m m i s -
s ion f ü r ä rz t l i che Behand lungs feh le r , > Schl ichtungss te l le f ü r 
ä rz t l i che Behandlungsfehler ) ; 

h) bei der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben darf die Ärztekammer 
grundsätzlich auch Maßnahmen gegen den Staat ergreifen, allerdings nur in 
den Grenzen, die die grundgesetzliche Ordnung der Ausübung des körper-
schaftlichen Selbstverwaltungsrechts zum sachlich gebotenen Schutz anderer 
Rechtsgüter setzt (OVG Münster, NJW 1981, 640 [Unzulässiger Aufruf zur 
Niederlegung der Kassenzulassung durch eine Zahnärztekammer]). 

2. Nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der Ärztekammer gehören: 
a) die Vertretung einzelner Kammermitglieder in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten, insbesondere Vertragsangelegenheiten. Deshalb beschränkt sich die 
Prüfungspflicht der Ärztekammer bei Verträgen auf die Wahrung der berufli-
chen Belange (vgl. § 10 Abs. 2 MuBO). 

b) In den Aufgabenkreis der Ärztekammer gehört auch nicht eine irgendwie 
geartete Mitwirkung bei der Berufung von > C h e f ä r z t e n eines Krankenhau-
ses oder bei der Begutachtung der fachlichen Eignung eines Chefarztbewer-
bers. Ein entsprechendes Mitwirkungsrecht ergibt sich weder aus den Kam-
mergesetzen noch aus § 6 Abs. 3 Satz 3 KRG Rheinl.-Pf. Die Klage einer 
Ärztekammer auf Feststellung der Rechtswidrigkeit eines Stadtratbeschlusses 
über die Besetzung einer Chefarztstelle eines städtischen Krankenhauses ist 
daher unzulässig (OVG Koblenz, NJW 1976, 1164). 

c) Mit den gesetzlichen Aufgaben unvereinbar ist auch eine allgemein politi- 4 
sehe Betätigung der Ärztekammer. Der Ärztekammer ist es daher verboten, 
sich in Veröffentlichungen zu allgemein-politischen Fragen zu äußern, die 
nicht mehr im Zusammenhang mit der Wahrnehmung gesetzlich normierter 
Aufgaben stehen, sondern die das einzelne Kammermitglied in seiner Eigen-
schaft als Staatsbürger betreffen. Dabei sind Veröffentlichungen, die in offi-
ziellen Publikationsorganen der Ärztekammer erscheinen, auch dann der Ärz-
tekammer zuzurechnen, wenn der Autor namentlich genannt wird. Erlaubt ist 
dagegen eine berufsbezogene politische Betätigung der Ärztekammer durch öf-
fentliche Verlautbarungen zu Fragen, die das Gesundheitswesen oder den ärzt-
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liehen Beruf betreffen (BVerwG, NJW 1982, 1300 u. dazu Borchmann, MedR 
1983, 18ff. ; ähnlich LSG Nordrh.-Westf. v. 20. 12. 1978, ArztR 1980, 19 [Öf-
fentlichkeitsarbeit einer KZV], wo es u. a. heißt, daß die KZV verpflichtet ist, 
„sich strikt an solche Probleme zu halten, die sich unmittelbar aus der Stel-
lung ihrer Mitglieder als Kassenzahnärzte ergeben. Es muß also stets ein direk-
ter Bezug zur Kassenpraxis nicht nur gegeben, sondern auch erkennbar sein. 
Er muß konkreter Anlaß und Inhalt der Diskussion sein."). 

5 IV. Organisation. 1. Als berufsständische Selbstverwaltungskörperschaften 
sind die Ärztekammern Träger mittelbarer Staatsverwaltung. Sie regeln im 
Rahmen der Gesetze ihre Verfassung, die Rechte und Pflichten ihrer Mitglie-
der sowie die Durchführung ihrer Aufgaben durch Satzungen ( > Berufsord-
nung, >Wei terb i ldungsordnung ; zur Satzungsbefugnis der Ärztekam-
mer vgl. Starck, NJW 1972, 1489). 

Zum Teil sehen die Kammergesetze die Bildung von rechtlich selbständigen 
oder unselbständigen Untergliederungen in Form von Bezirksärztekammern 
(z.B. in Rheinl.-Pfalz und Bad.-Wttbg.; zur Regelung in Bad.-Wttbg. eingehend 
Narr, aaO. Rzn. 667 ff.) und ärztlichen Kreisvereinigungen (Kreisverbänden, 
Ärzteschaften) vor. 

2. Wichtigste Organe der Ärztekammer sind nach allen Kammergesetzen die 
von den Kammermitgliedern in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl gewählte Vertreterversammlung und der aus ihrer Mitte gewählte Vor-
stand. 

3. Die bei der Ärztekammer ehrenamtlich tätigen Mitglieder (z. B. Vorstands-
mitglieder, Präsident, Delegierte, Ausschußmitglieder) genießen bei Ausübung 
dieser Tätigkeit Unfallversicherungsschutz gem. § 539 Abs. 1 Nr. 13 RVO. 
Durch die Zahlung einer Aufwendungsentschädigung und von Reisekosten 
verliert eine Tätigkeit nicht ihren ehrenamtlichen Charakter. 

4. Als Körperschaft öffentlichen Rechts unterliegt die Ärztekammer der 
Staatsaufsicht (Rechtsaufsieht; eingehend dazu Narr, aaO. Rzn. 659ff.). 

6 V. Mitgliedschaft. 1. Es besteht durchweg Pflichtmitgliedschaft, die aller-
dings nach den Kammergesetzen an verschiedene Voraussetzungen anknüpft. 
Teils entsteht die Mitgliedschaft bereits mit der > Approbat ion oder der Er-
teilung der >Berufser laubnis (so z.B. §2 Abs. 1 Nr. 1 KammerG Bad.-
Wttbg. und § 2 Abs. 1 HeilbG Nordrh.-Westf.), teils wird auf die Berufsaus-
übung abgestellt (so z. B. § 1 Hambg. Ärztegesetz und § 2 Abs. 1 Saarl. 
ÄrztekammerG). Im letzteren Fall wird Ärzten, die ihren Beruf nicht oder 
nicht mehr ausüben, teilweise die Möglichkeit der freiwilligen Mitgliedschaft 
eröffnet (so z.B. § 1 Abs. 3 HeilbG Rheinl.-Pf.). Soweit die Mitgliedschaft an 
die Approbation bzw. Bestallung anknüpft, sind auch Ärzte mit einer Bestal-
lung ohne den sog. Ergänzungsvermerk über die Ableistung der Pflichtassisten-
tenzeit und des Landvierteljahres nach §§ 77, 78 BestO v. 17. 7. 1939 ( > B e -
stallung) Kammermitglied (vgl. Narr, aaO. Rz 671). 

Schwierigkeiten macht mitunter der Begriff der ärztlichen Berufsausübung. In 
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der Rspr. hat sich die Ansicht durchgesetzt, daß hierunter nicht nur die thera-
peutische Tätigkeit des praktizierenden Arztes zu verstehen ist, der Begriff 
vielmehr in einem weiteren Sinne grundsätzlich auch die Tätigkeit aller im 
> ö f f e n t l i c h e n G e s u n d h e i t s w e s e n , in Forschung und Lehre tätigen 
Ärzte sowie der > S a n i t ä t s o f f i z i e r e umfaßt (vgl. BVerwG, NJW 1972, 350 
[Medizinalbeamter beim Gesundheitsamt]; Hess. VGH, v. 9. 12. 1971 - V OE 
45/71 - [Universitätsprofessor für Physiologie]; OVG Lüneburg v. 9. 12. 1959, 
Nieders. ÄBl. 1960, 139 [Lehrstuhlinhaber für Pharmakologie]; BVerwG, 
VerwRspr. 23, 786 [Sanitätsoffizier - Zahnarzt - der Bundeswehr]; VGH Bad.-
Wttbg. v. 13. 3. 1979, DMW 1979, 998 f. [ärztlicher > Hochschullehrer der 
biologischen Chemie und Ernährungswissenschaften]). 

Pflichtmitgliedschaft besteht bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen 
auch für > b e a m t e t e Ä r z t e (vgl. BVerwG v. 16. 7. 1973, DMW 1973, 1992; 
BVerwG, NJW 1972, 350). 

Ausländische Ärzte ohne deutsche Approbation (Bestallung) sind nach den 7 
meisten Kammergesetzen Mitglied der Ärztekammer, wenn sie eine > Beruf s -
e r l a u b n i s nach § 10 BÄO besitzen (vgl. z.B. § 2 Abs. 1 Nr. 1 KammerG Bad.-
Wttbg.). 

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Pflichtmitgliedschaft bei der Ärzte-
kammer ist heute in der Rspr. und Rechtslehre anerkannt (vgl. BVerwG, NJW 
1972, 351 m. Nachw.; die gegen dieses Urteil vom Kläger, einem Medizinalbe-
amten, eingelegte Verfassungsbeschwerde wurde durch Beschluß des BVerfG 
v. 16. 7. 1973 [DMW 1973, 1992] nicht zur Entscheidung angenommen). 

2. Aus der Pflichtmitgliedschaft folgt die Meldepflicht des einzelnen Kam-
mermitgliedes gegenüber der Ärztekammer aufgrund der Kammergesetze 
(Heilberufsgesetze) und die auf ihrer Grundlage erlassenen Meldeordnungen 
(z.B. § 3 KammerG Bad.-Wttbg. sowie Meldeordnung der LÄK Bad.-Wttbg. v. 
14. 12. 1974, ÄBl. Bad.-Wttbg. 1975, Beilage zu Heft 3). Die Verletzung der 
Meldepflicht stellt eine Ordnungswidrigkeit i. S. des § 17 OWiG dar, die vom 
Vorstand der Ärztekammer durch Verhängung eines Bußgeldes geahndet wer-
den kann (vgl. z. B. § 75 Abs. 1 KammerG Bad.-Wttbg. i.d.F. des Art. 4 des Ge-
setzes zur Bereinigung des baden-württembergischen Ordnungswidrigkeiten-
rechts v. 6. 6. 1983, GBl. S. 199). 

VI. Rechtsbeziehungen zwischen Ärztekammer und ihren Mitgliedern. 8 
1. Das Rechtsverhältnis ist hoheitlicher Natur. Die Entscheidungen der Ärzte-
kammer sind Verwaltungsakte, gegen die der Rechtsweg zu den Verwaltungs-
gerichten gegeben ist (vgl. BayObLG v. 26. 10. 1981, PharmZtg. 1982, 421, 423 
[Apothekerkammer]). Es gelten die Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder, 
die mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz - VwVfG - des Bundes v. 25. 5. 
1979 (BGBl. S. 1253) weitgehend übereinstimmen. Anwendung finden insbe-
sondere: §§ 54-62 (öffentlichrechtlicher Vertrag) mit Ausnahme der Verwal-
tungstätigkeiten nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG; § 80 (Erstattung von Kosten im 
Vorverfahren); §§ 81-87 (ehrenamtliche Tätigkeit), mit Ausnahme der Verwal-
tungstätigkeit nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 als ehrenamtliche Tätigkeit in Organen 
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und Ausschüssen der Ärztekammer; §§ 88-93 (Ausschüsse) mit Ausnahme der 
Verwaltungstätigkeit nach § 2 Abs. 3 Nr. 2. Nicht anwendbar sind §§ 63-71, 
da die Förmlichkeit des Verfahrens vor der Ärztekammer ausschließlich ge-
setzlich normiert sein muß, was bisher nicht der Fall ist. 

Zur Anwendbarkeit der Verwaltungsverfahrensgesetze in Weiterbildungsan-
gelegenheiten > Weiterbi ldung Rzn. 1877 ff.). 

2. Der Arzt ist grundsätzlich verpflichtet, Anfragen seiner Ärztekammer oder 
deren Untergliederungen zu beantworten. Die Nichtbeachtung dieser Pflicht 
stellt eine Berufspflichtverletzung dar, die berufsgerichtliche Maßnahmen aus-
lösen kann (BerufsG Nürnberg v. 4. 12. 1965, BayÄBl. 1966, 157; BerufsG für 
die Heilberufe beim OLG München v. 30. 3. 1974, BayÄBl. 1974, 557). 

9 3. Bei Verstößen gegen das Berufsrecht hat die Ärztekammer gegenüber ih-
ren Mitgliedern ein Rügerecht, sofern nicht die Einleitung eines berufsgericht-
lichen Verfahrens erforderlich ist ( > Berufsgericht Rz 370, 378). Der Pa-
tient eines Arztes oder ein sonstiger Dritter hat jedoch keinen gerichtlich 
einklagbaren Anspruch auf Tätigwerden der Ärztekammer im Rahmen ihrer 
standesrechtlichen Überwachungspflicht (VGH Bad.-Wttbg., NJW 1982, 2011 
[Rechtsanwaltskammer]). 

4. Es gibt kein Recht des einzelnen Arztes gegen die Ärztekammer auf Ein-
schreiten gegen ein anderes Kammermitglied (Schlesw.-Holst. VG v. 30. 1. 
1974 - 3 A 74/71 - [Gutachten der Gesellschaftsärzte privater Krankenversi-
cherungen über die Angemessenheit von Honorarforderungen eines niederge-
lassenen Arztes]). 

5. Aufgabenüberschreitungen durch die Ärztekammer kann das einzelne 
Kammermitglied mit der verwaltungsgerichtlichen Unterlassungsklage begeg-
nen (BVerwG, NJW 1982, 1298, 1300), während der Weg der Verweigerung des 
Kammerbeitrages oder von Teilen davon überwiegend als unzulässig angese-
hen wird (BVerwG, NJW 1982, 1266, 1268). 

6. Nach der Rspr. besteht kein allgemeines Klagerecht der Ärztekammer ge-
gen berufsrechtliche Entscheidungen staatlicher Behörden (OVG Koblenz, 
AS 6, 364 [Erteilung der Approbation]; VGH Kassel, NJW 1968, 2311 [Nicht-
rücknahme der Bestallung als Arzt]; OLG Stuttgart, NJW 1969, 569 [keine Be-
rechtigung der Ärztekammer zur Einleitung des Klageerzwingungsverfahrens 
im Strafprozeß bei Verstoß gegen die BÄO]). 

10 VII. Beitrag und Gebühren. 1. Zur Deckung ihres Aufwands erheben die 
Ärztekammern Beiträge ( > Ärztekammerbeitrag). Sie sind berechtigt, 
Teile ihres Beitragsaufkommens an die > Bundesärztekammer abzufüh-
ren (OVG Münster, NJW 1975, 1475). 

2. Neben dem Kammerbeitrag können die Ärztekammern Gebühren für Lei-
stungen erheben, die auf Veranlassung oder im Interesse einzelner Mitglieder 
erbracht werden (z. B. Ausstellung von Urkunden über die Anerkennung als 
> Gebietsarzt, Erteilung von Fachkundebescheinigungen nach der 
> Röntgenverordnung). Die Gebührenerhebung bedarf stets einer gesetz-
lichen Grundlage (vgl. z.B. § 23 Abs. 2 KammerG Bad.-Wttbg.). Als Gegenlei-
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stung für eine besondere Verwaltungshandlung muß sich die Höhe der Ge-
bühr nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach dem objektiven Wert der Lei-
stung richten. Es gilt das Kostendeckungsprinzip (näher dazu Narr, aaO. Rz 
693 f.). 

VIII. Wettbewerbsrecht. 1. Bei Wettbewerbsverstößen durch Dritte ist die 11 
Ärztekammer zur klageweisen Geltendmachung von Abwehransprüchen nach 
§ 13 UWG berechtigt (RGSt 44, 348; BGH, GRUR 1957, 425). Nach dieser 
Vorschrift besteht auch eine Klagebefugnis gegenüber dem einzelnen Kammer-
mitglied, was im besonderen bei Verstößen gegen das > Werbeverbot prak-
tiziert wird ( > W e t t b e w e r b s r e c h t Rzn. 1922f. ; vgl. z.B. BGH, GRUR 
1972, 607; NJW 81, 873, 2519; LG Nürnberg-Fürth v. 8. 12. 1983 - 1 HK O 
7539/83 kritisch zur „Standesaufsicht durch Wettbewerbsklagen" Pietzcker, 
NJW 1982, 1840ff. ; Redeker, NJW 1982, 1266, 1267 f.). 

2. Es ist nicht wettbewerbswidrig |§ 1 UWG), wenn eine Ärztekammer ihr 
offizielles Mitteilungsblatt mit einem Anzeigenteil in einem Privatverlag mo-
natlich erscheinen und ohne besonderes Entgelt an ihre Mitglieder verteilen 
läßt (BGH, NJW 1971, 237). 

3. Ärztekammern unterliegen als „Vereinigungen von Unternehmen" i.S. 
der §§ 25, 25 GWB den kartellrechtlichen Bestimmungen des GWB, wenn ihre 
Organe oder Beauftragte den ihnen zugewiesenen Aufgabenbereich verlassen 
und in die Wettbewerbsfreiheit Dritter eingreifen (KG, NJW 1976, 1798; 

BGH, NJW 1976, 1941; allgemein zum Verhältnis zwischen Berufsrecht und 
GWB vgl. Harms, NJW 1976, 1289ff., 1296 > W e t t b e w e r b s r e c h t Rz 
1926). 
4. Für Klagen eines privaten Unternehmers gegen die Ärztekammer ist der 

Zivilrechtsweg auch dann gegeben, wenn das behauptete wettbewerbswidrige 
Verhalten in einem hoheitlichen Handeln gegenüber den Kammermitgliedern 
besteht (BGH, NJW 1976, 1941 [Versendung von Rundschreiben an Ärzte, um 
diese davon abzuhalten, die Dienste eines Autoanalyzer-Unternehmens in An-
spruch zu nehmen]). 

IX. Die Datenverarbeitung durch die Ärztekammern unterliegt den jeweili- 12 
gen Landesdatenschutzgesetzen ( > Datenschutz Rz 541). Die Weitergabe 
personenbezogener Daten an andere Stellen innerhalb oder außerhalb des öf-
fentlichen Bereichs ist zulässig, soweit dies zur Erfüllung von Kammeraufga-
ben (oben Rz 3) erforderlich ist (vgl. §§10, 11 BDSG und die entsprechenden 
Vorschriften in den Landesdatenschutzgesetzen). Zulässig ist z.B. die Mittei-
lung von Anschriften Kammerangehöriger an Träger ärztlicher Fortbildungs-
veranstaltungen ( > Fortbildung) oder an private Versicherungsunterneh-
men zur Durchführung von Gruppenversicherungsverträgen (vgl. oben Rz 3). 

X. Streitig ist die Frage der Beitragspflicht der Ärztekammer zum Konkurs-
ausfallgeld (§§ 186 b ff. AFG) und zur Insolvenzsicherung nach dem Gesetz zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (§§ 7 ff. BetrAG). Das BSG hält 
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die Befreiungstatbestände des § 186 c Abs. 2 Satz 2 AFG bei Ärztekammern 
zwar nicht für gegeben. Nach seiner Auffassung verstößt diese Vorschrift je-
doch wegen der Nichteinbeziehung der übrigen öffentlichrechtlichen Rechts-
träger gegen Art. 3 GG. Das BSG hat daher durch Beschluß v. 17. 9. 1981 — 
10/8b RAV 19/80 - die Frage zur Entscheidung dem BVerfG vorgelegt. An-
ders für die wortgleiche Befreiungsvorschrift des § 17 Abs. 2 BetrAG BVerwG 
v. 10. 12. 1981 - 3 C 2.81 - (Rechtsanwaltskammer). Gegen diese Entschei-
dung wurde Verfassungsbeschwerde eingelegt. Aufgrund der inzwischen ergan-
genen Entscheidung des BVerfG v. 23. 3. 1982 (NJW 1982, 2859) kann davon 
ausgegangen werden, daß in denjenigen Bundesländern, in denen durch Lan-
desrecht die Konkursfähigkeit der Ärztekammer ausgeschlossen worden ist, 
keine Beitragspflicht zur Insolvenzsicherung und zum Konkursausfallgeld be-
steht. 

13 XI. Unzulässig ist die systematische Vermittlung von Arbeitsstellen für 
Ärzte, Arzthelferinnen und sonstige Angehörige der > medizinischen Assi-
stenzberufe durch die Ärztekammer (§ 4 AFG). Die gelegentliche und unent-
geltliche Empfehlung zur Einstellung auf offene Stellen durch die Ärztekam-
mer ist jedoch nach § 13 Abs. 1 AFG keine Arbeitsvermittlung und daher 
erlaubt (so ausdrücklich für Krankenhausärzte die Antwort des Parlamentari-
schen Staatssekretärs auf eine parlamentarische Anfrage, BT-Drucks. 9/35). 

Ärztekammerbeitrag 
14 I. Man versteht darunter Geldleistungen, die die Ärztekammer zur Deckung 

ihres durch Erfüllung ihrer Aufgaben entstehenden Kostenaufwandes durch 
Umlage bei ihren Mitghedern erhebt. Davon zu unterscheiden ist die von der 
Ärztekammer als Gegenleistung für eine besondere Inanspruchnahme erho-
bene Gebühr ( > Ä r z t e k a m m e r Rz 10; zur Rechtsnatur von Beiträgen und 
Gebühren eingehend Wolff-Bachof, aaO. S. 306ff.). 

II. Rechtsgrundlage sind die Kammergesetze (Heilberufsgesetze) in den ein-
zelnen Bundesländern ( > Ä r z t e k a m m e r Rz 2) und die auf ihrer Grundlage 
von den Kammern in Form von Satzungen erlassenen Umlageordnungen (vgl. 
z.B. §23 KammerG Bad.-Wttbg. sowie Umlageordnung der Landesärztekam-
mer Bad.-Wttbg., ÄBl. Bad.-Wttbg. 1977, 46). 

Soweit es sich um die Finanzierung gesetzlicher Kammeraufgaben handelt, 
müssen auch solche Kammermitglieder zur Beitragsleistung herangezogen wer-
den, denen die Einrichtung, deren Kosten gedeckt werden sollen, voraussicht-
lich selbst nicht zugute kommt (vgl. OVG Koblenz, NJW 1975, 1477 [Leits.; 

Umlage von Kosten für die Ausbildung von Zahnarzthelferinnen auch auf an-
gestellte und beamtete Zahnärzte, da die Ausbildung qualifizierten Hilfsperso-
nals im Interesse des gesamten Berufsstandes liegt]; BVerfG NJW 1972, 350, 
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353 [Erhebung eines Fürsorgezuschlags bei einem Medizinalbeamten, der we-
gen seiner beamtenrechtlichen Ansprüche keine finanziellen Vorteile aus der 
Bildung eines Fürsorgefonds hat]). 

III. Die Bemessung der Beitragshöhe richtet sich nach den von der Rspr. ent- 15 
wickelten Grundsätzen. 

1. Die Summe der Beiträge wird durch den tatsächlichen Aufwand begrenzt 
(Wolff-Bachof, aaO. S. 307). 

2. Als Maßstab für die Beitragsfestsetzung kommen der allgemeine Gleich-
heitssatz (Art. 3. Abs. 1 GG) und das Äuquivalenzprinzip als beitragsrechtliche 
Ausformung des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
in Betracht (BVerwG, Buchholz 418.00 Nr. 23). 

a) Der Gleichheitssatz verpflichtet die Ärztekammer, ihre Kosten möglichst 16 
gleichmäßig und gerecht auf die Kammermitglieder zu verteilen. Damit wird 
indes keine schematische Gleichbehandlung der Mitglieder durch Erhebung 
einheitlicher Beiträge verlangt. Vielmehr läßt der Gleichheitssatz eine Diffe-
renzierung der Beiträge zu oder gebietet sie, wenn und soweit dies sachlich be-
gründet ist. Wesentlichen Verschiedenheiten der Mitglieder oder Mitglieder-
gruppen muß die Beitragsordnung durch eine Staffelung der Beiträge Rech-
nung tragen. So hat die Rspr. es für grundsätzlich sachgerecht erklärt, wenn 
die Beitragsordnung einer Ärztekammer eine Beitragsstaffelung je nach Art 
der beruflichen Tätigkeit und Stellung ihrer Mitglieder sowie nach deren wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit vorsieht. Dabei muß die Staffelung auf zurei-
chenden sachlichen Gründen beruhen und darf jedenfalls nicht willkürlich 
sein. Zulässig ist auch eine Differenzierung nach den unterschiedlichen Vor-
teilen, die den Mitgliedern aus der Mitgliedschaft bei der Ärztekammer er-
wachsen (vgl. BVerwG, NJW 1972, 350, 352; BVerwG, Buchholz aaO. 
m.w.Nachw.). Diese Vorteile sind nicht gleichzusetzen mit einem unmittelba-
ren wirtschaftlichen Nutzen. Gemeint ist vielmehr über den (mittelbaren) 
wirtschaftlichen Nutzen hinaus der immaterielle Wert der Vorteile, den die 
Mitglieder je nach Art ihrer beruflichen Tätigkeit und Stellung aus den Ein-
richtungen und Aktivitäten der Ärztekammer ziehen können. 

b) Der Vorteilsgesichtspunkt ist gleichermaßen von Bedeutung für das Äqui- 17 
valenzprinzip, das verlangt, daß die Kammerbeiträge ihrer Höhe nach in kei-
nem Mißverhältnis stehen dürfen zu dem Wert der Mitgliedschaft. Die Bei-
träge dürfen die Kammerangehörigen weder schlechthin übermäßig belasten 
(etwa wegen unnötigen Kammeraufwandes), noch dürfen die Beiträge einzel-
ner Mitglieder (Gruppen) im Verhältnis zu den Beiträgen anderer übermäßig 
hoch sein, d. h. die Staffelsätze dürfen nicht in einem prozentualen Mißver-
hältnis zueinander stehen (BVerwG, Buchholz aaO.). 

c) Da andererseits weder der immaterielle noch der wirtschaftliche Vorteil, 
den das einzelne Mitglied von der Ärztekammer hat, sich exakt ermitteln läßt, 
muß eine Beitragsordnung bis zu einem gewissen Grad typisieren und pauscha-
lieren, insbesondere nach Einkommen und/oder beruflicher Stellung und die 
Tätigkeit etwa vergleichbarer Ärzte zu einer Beitragsgruppe zusammenfassen. 
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Die pauschalen Abstufungen des Satzungsgebers sind gerichtlich nur darauf 
überprüfbar, ob die äußersten Grenzen eines weitgespannten Gestaltungser-
messens überschritten sind und nicht schon darauf, ob eine vernünftigere, 
bessere oder gerechtere Regelung denkbar ist (BVerwG, Buchholz aaO. ; OVG 
Berlin - OVG II B 13.75 -). Daher sind verschiedene Ausgestaltungen der Bei-
tragspflicht unter dem Gesichtspunkt des Gleichheitssatzes und des Äquiva-
lenzprinzips denkbar (OVG Koblenz, NJW 1977, 2129; VG Karlsruhe v. 5. 3. 
1981 - 8 K 4 2 / 8 0 -) . 

3. Beispiele aus der Rechtsprechung: 
(1) Die nach der Höhe der Bruttoeinnahmen gestaffelte Beitragsordnung einer Ärzte-

kammer, durch die bei nominal gleichen Bruttoeinnahmen niedergelassene Ärzte und 
angestellte Ärzte mit gleich hohen Beiträgen veranlagt werden, verstößt gegen Art. 3 
GG; denn sie berücksichtigt nicht, daß sich das Bruttoeinkommen der niedergelassenen 
Ärzte durch die Praxisunkosten auf rund die Hälfte vermindert, so daß diese Arztgruppe 
im Ergebnis wirtschaftlich stärker belastet wird als die Gruppe der angestellten Ärzte 
(VG Sigmaringen v. 20. 1. 1975 - I 163/74 

(2) Die besonderen Verhältnisse der Ärzte im öffentlichen Dienst sind gegenüber frei 
praktizierenden Ärzten insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Vorteilsunterschiede 
der Kammermitgliedschaft in der Beitragsordnung angemessen zu berücksichtigen 
(BVerwG, Buchholz, aaO.; OVG Berlin - OVG II B. 13.75 OVG Koblenz, NJW 1977, 
2129 [Mitgliedsbeitrag eines Sanitätsoffiziers zur Zahnärztekammer]); zu den sich aus 
der Kammermitgliedschaft für beamtete und frei praktizierende Ärzte ergebenden unter-
schiedlichen Vorteilen eingehend OVG Berlin v. 11. 3. 1970 - OVG I B 75.69 - und VG 
Karlsruhe v. 5. 3. 1981 - 8 K 42/80 - . 

(3) eine wesentlich niedrigere Beitragsfestsetzung für theoretische Mediziner im Ver-
gleich zu > Amtsärzten verstößt nicht gegen Art. 3 GG (BVerwG, NJW 1972, 350, 
352 f.). 

(4) Innerhalb der Gruppe der frei praktizierenden Ärzte ist sowohl eine Differenzie-
rung nach dem Praxisumsatz als auch eine Gleichbehandlung aller Ärzte ohne Rück-
sicht auf den Umsatz mit Art. 3 GG vereinbar (OVG Koblenz NJW 1977, 2130). 

(5) Eine Ärztekammer ist grundsätzlich berechtigt, von einem Arzt, der hauptberuf-
lich > Sanitätsoffizier ist und nebenberuflich eine Privatpraxis betreibt, den vollen 
Mitgliedsbeitrag für frei praktizierende Ärzte zu erheben. Etwas anderes gilt nur dann, 
wenn die eigene Praxis einen so geringen Umfang hat und die hieraus erzielten Ein-
künfte so niedrig sind, daß eine Beitragspflicht in voller Höhe eines hauptberuflich frei 
praktizierenden Arztes mit dem Äquivalenzprinzip und dem Gleichheitssatz nicht ver-
einbar ist (OVG Koblenz, NJW 1977, 2129, 2130f. [Zahnärztekammer]). 

IV. Ein Kammermitglied kann seine Heranziehung zum Kammerbeitrag 
nicht mit der Begründung anfechten, ein Teil des Beitiagsaufkommens werde 
in unzulässiger Weise an die > B u n d e s ä r z t e k a m m e r abgeführt (OVG 
Münster, NJW 1975, 1475). 

V. Nach einer Vereinbarung der Landesärztekammern besteht die Beitrags-
pflicht bei der Ärztekammer, deren Mitglied der betreffende Arzt am 1. Fe-
bruar eines Jahres ist. Im Falle eines Wechsels in einen anderen Kammerbe-
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reich nach diesem Zeitpunkt besteht also keine Beitragspflicht bei der neuen 
Kammer. 

VI. Der Kammerbeitrag unterliegt keiner Verjährung. 

VII. Die zwangsweise Beitreibung des Kammerbeitrags richtet sich nach den 
Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzen der einzelnen Bundesländer. Da-
nach bedarf es nicht der Erwirkung eines gerichtlichen Schuldtitels. Im Falle 
der Beitreibung durch den Gerichtsvollzieher genügt ein schriftlicher Antrag 
der > Ä r z t e k a m m e r (vgl. z.B. § 15 LVwVG Bad.-Wttbg.). 

Ärztemuster 
I. Man versteht darunter Proben von > A r z n e i m i t t e l n , die von Heistel- 19 

lern den Ärzten unentgeltlich zur Erprobung ihrer Wirksamkeit überlassen 
und von den Ärzten teils unmittelbar am Patienten angewandt, teils dem Pa-
tienten zur Anwendung nach ärztlicher Anweisung mitgegeben werden (vgl. 
Marcetus bei Kuhns, aaO. S. 1/16). Sie sind mit dem Hinweis „Unverkäufli-
ches Muster" zu kennzeichnen (§ 10 Abs. 1 Nr. 11 AMG). 

II. Die Abgabe von Ärztemustern an Ärzte unterliegt Beschränkungen nach 20 
dem > Arzne imi t te lgese tz . 

1. Nach § 47 Abs. 3 AMG, der für alle Fertigarzneimittel gilt, gleich ob diese 
freiverkäuflich, apothekenpflichtig (> A p o t h e k e n p f l i c h t ) oder verschrei-
bungspflichtig ^ V e r s c h r e i b u n g s p f l i c h t ) sind (Müller-Römer, aaO. 
S. 236), dürfen pharmazeutische Unternehmen oder von ihnen bevollmäch-
tigte Personen (> Pharmabera te r ) Muster von Fertigarzneimitteln nur auf 
jeweilige schriftliche Anforderung in einem dem Zweck der Erprobung ange-
messenen Umfang an > Ärz te , > Z a h n ä r z t e und Tierärzte sowie an Aus-
bildungsstätten für die Heilberufe abgeben. An > He i lp rak t ike r dürfen nur 
Muster nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel abgegeben werden. 

a) Die schriftliche Anforderung braucht der Arzt nicht persönlich vorzuneh-
men. Er kann sich vielmehr z. B. durch eine > A r z t h e l f e r i n vertreten las-
sen, die die Anforderung mit ihrem eigenen Namen unter Beifügung eines auf 
das Vertretungsverhältnis hinweisenden Zusatzes („i.V.") unterzeichnet (vgl. 
Sander-Scholl, aaO. §47, Erl. 19; Rieger, DMW 1978, 1061). Trotz dieser 
rechtlichen Möglichkeit ist jedoch in der Praxis Vorsicht geboten. Eine unzu-
lässige Abgabe von Ärztemustern kann auch dann vorliegen, wenn die von der 
Arzthelferin mit dem Zusatz „i.V." unterzeichnete schriftliche Anforderung 
in Wahrheit nicht vom Arzt veranlaßt wurde und der Pharmaberater dies fahr-
lässig nicht erkannt hat. Er wird sich auf das Vorliegen einer entsprechenden 
Vollmacht der nichtärztlichen Mitarbeiter nur dort verlassen dürfen, wo er die 
Personen und die Verhältnisse in der > Arz tp rax i s seit langem kennt. Im 
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übrigen wird man verlangen müssen, daß er sich durch Rückfrage beim Arzt 
vergewissert, ob die Anforderung durch seine Vollmacht gedeckt ist. Dabei 
darf nicht unterstellt werden, daß eine einmal erteilte Vollmacht auch für alle 
künftigen Anforderungen gilt; denn die Abgabe von Ärztemustern darf nach 
§ 47 Abs. 3 AMG nur auf „jeweilige" schriftliche Anordnung erfolgen. Das 
Wort „jeweilige" beinhaltet die Einschränkung, daß sich die Anforderung auf 
eine konkrete Musterabgabe beziehen muß und nicht eine wiederholte Ab-
gabe oder eine Vielzahl künftiger Musterabgaben zum Inhalt haben kann (vgl. 
Sander-Scholl, aaO.). Deshalb muß auch das Vorliegen einer entsprechenden 
Vollmacht des Praxispersonals jedesmal neu geprüft werden (vgl. Rieger, DMW 
1978, 1062). 
b) Über die Empfänger von Ärztemustern sowie über Art, Umfang, und Zeit-

punkt der Abgabe von Mustern sind Nachweise zu führen und auf Verlangen 
der zuständigen Behörde vorzulegen. 

c) Die Abgabe von Ärztemustern an andere als die in § 47 Abs. 3 AMG be-
zeichneten Personen stellt eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer Geld-
buße bis zu 50000 DM geahndet werden kann (§ 97 Abs. 2 Nr. 11 und Abs. 3 
AMG). 

21 d) Die Abgabe ausländischer Ärztemuster ohne Zulassung und Registrierung 
in der Bundesrepublik zum Zwecke der Marktforschung wird durch §47 
Abs. 3 AMG nicht gedeckt; denn diese Vorschrift bezieht sich nur auf ver-
kehrsfähige Arzneimittel i. S. des § 21 Abs. 1 AMG. Dem Verkehrsverbot un-
terliegen im Inland oder Ausland hergestellte Arzneimittel, ungeachtet einer 
Zulassung im Ausland. Für ausländische Arzneimittel gilt zusätzlich das Ver-
bringungsverbot des § 73 Abs. 1 AMG. Für die Einzelfallerprobung ausländi-
scher Arzneimittel durch einen Arzt besteht daher nur die Möglichkeit des Be-
zugs durch eine > Apotheke unter den Voraussetzungen des §73 Abs. 3 
AMG. 

2. Die Zahl der je schriftliche Anforderung abzugebenden Ärztemuster ist 
durch kartellrechtlich genehmigte Selbstbeschränkung der pharmazeutischen 
Industrie seit 1. 1. 1982 auf 4 (bisher 6) beschränkt (vgl. dazu DÄ 1981, 866f.). 

III. 1. Die Regelung in § 47 Abs. 3 AMG setzt die Befugnis des Arztes vor-
aus, Ärztemuster- auch wenn sie apothekenpflichtige Arzneimittel sind - un-
entgeltlich an Patienten abzugeben, ohne daß es eines > Dispensierrechts 
bedarf und ohne daß unter dem Gesichtspunkt des § 43 AMG Bedenken be-
stünden (Sander-Scholl, aaO. § 43, Erl. 3 und § 47, Erl. 20). 

22 2. Da der Arzt über die ihm nach § 47 Abs. 3 AMG überlassenen Muster nur 
im Rahmen des in dieser Vorschrift vorgesehenen Verwendungszwecks (Erpro-
bung) verfügen darf, ist ein Umtausch von Ärztemustern in der Apotheke 
nicht erlaubt. 

3. Zulässig ist dagegen die Spende von Ärztemustern aus bestimmtem Anlaß 
(z.B. Spendenaktion anläßlich einer Katastrophe oder für Entwicklungslän-
der). Sie verstößt nicht gegen die Vorschriften über die Abgabe von Arzneimit-
teln (§§43 ff. > Apothekenpfl icht) , weil unter den Begriff der „Abgabe" 
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nur das gewerbsmäßige oder berufsmäßige Abgeben fällt (Sander-Scholl, aaO. 
§ 47 Erl. 3). Die Durchführung von Arzneimittelsammlungen unterliegt den 
besonderen Vorschriften des § 67 Abs. 1 Satz 2 u. 3, § 69 Abs. 2 AMG. 

IV. Berufsrecht. Berufsunwürdig (§ 24 Abs. 2 MuBO) und - soweit es sich 23 
um apothekenpflichtige Arzneimittel handelt - nach § 43 Abs. 1 AMG verbo-
ten ist die Abgabe von Ärztemustern durch den Arzt an Patienten gegen Bezah-
lung oder eine andere Gegenleistung (OVG Münster, NJW 1972, 2240; 
BayObLG, NJW 1977, 1501; weitere Beispiele bei Luyken u.a. aaO. A 2.14 
Nrn. 2.2ff.). 

Nicht erlaubt ist daher auch die Abgabe unverkäuflicher Ärztemuster gegen 
Zahlung einer Rezeptblattgebühr (OVG Münster aaO.). Ein Arzt, der Ärztemu-
ster kostenlos an Patienten abgibt und seinen Vorrat mittels auf den Namen 
des Patienten ausgestellter Rezepte ergänzt, macht sich zusätzlich eines Betrugs 
(§ 263 StGB) gegenüber der Krankenkasse schuldig (BayObLG, aaO.; Narr, aaO. 
Rz 1198; a.A. teilweise OVG Münster, aaO., wonach es standesrechtlich - und 
damit wohl auch unter dem Gesichtspunkt des § 263 StGB - nicht zu bean-
standen ist, „wenn der Arzt in besonderen Fällen, wie sie in jeder Arztpraxis 
auftreten können, einem Patienten Ärztemuster . . . mitgibt, dafür ein Rezept 
ausschreibt und sich dann die vom Patienten in der Apotheke gekauften Arz-
neimittel von diesem zu seiner Bestandsergänzung aushändigen läßt."). 

V. Haftung. Für Schäden, die durch mißbräuchliche Verwendung von Ärzte- 24 
mustern durch das medizinische Assistenzpersonal oder durch Unachtsamkeit 
bei der Aufbewahrung oder beim Wegwerfen von Ärztemustern entstehen, 
trifft den Arzt eine zivilrechtliche und strafrechtliche Haftung (vgl. dazu Kohl-
haas, DMW 1959, 231; Rieger, DMW 1972, 1136). 

VI. Steuerfragen. Die bei einem Arzneimittelhersteller am Bilanzstichtag 
vorhandenen unverkäuflichen Ärztemuster sind als Wirtschaftsgüter des Vor-
ratsvermögens nach Steuerrecht zu aktivieren (BFH, BB 1977, 480 m.Anm. 
Slomma, BB 1977, 780). Die Aktivierung erfolgt mit den geschätzten Herstel-
lungskosten der Muster im Stadium der sog. Bulkware (FG Hamburg, EFGE 
1979, 412). 

VII. Zur Zollfreiheit von Ärztemustern gemäß § 35 der Allgemeinen Zoll-
ordnung vgl. FG Düsseldorf v. 29. 10. 1974 - IV 78/69 Z - . 

Ärztestreik 
I. Entgegen der herkömmlichen Definition des Streikbegriffs als die von ei- 2 5 

ner größeren Anzahl von Arbeitnehmern planmäßig und gemeinschaftlich 
durchgeführte Arbeitseinstellung zur Erreichung eines bestimmten Zieles ist 
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der Ärztestreik kein abstrakt bestimmbarer und fest zu umreißender, sondern 
ein komplexer und schillernder Begriff. Man versteht darunter „eine durch 
die geschichtliche Entwicklung, die Besonderheiten des Arzttums und das Spe-
zifische ärztlicher Heiltätigkeit geprägte Form kollektiver ärztlicher Repres-
sion, die je nach Art der Maßnahme, Zielsetzung und Addressaten im Einzel-
fall kollektive Meinungsäußerung freiberuflich Tätiger, politische Demonstra-
tion, Boykott der Krankenkassen, Arbeitskampf im eigentlichen Sinn oder gar 
politischer Kampfstreik sein kann" (Uhlenbruck, RdA 1972, 327, 329f.). 
Durch den Begriff Ärztestreik werden auch alle Maßnahmen erfaßt, die als 
Kampfstufen der kollektiven Arbeitseinstellung aus dem Gesichtspunkt der 
ultima ratio vorgeschaltet sind (Uhlenbruck, aaO. S. 330; vgl. auch Burkardt, 
ArztR 1971, 115). 

26 II. Erscheinungsformen ärztlicher Kampfmaßnahmen sind vor allem (vgl. 
zum folgenden Uhlenbruck, aaO. S. 327 m.Nachw.): das „Go slow" (aus-
schließliche Wahrnehmung rein ärztlicher Aufgaben unter gleichzeitiger Ver-
nachlässigung aller Nebenaufgaben wie z. B. Schreibarbeiten), die „Aktion in-
tensive Behandlung" (die dem sog. Bummelstreik oder „Dienst nach Vor-
schrift" entspricht), der befristete oder unbefristete „Bleistiftstreik" oder 
„Verwaltungsstreik" (Verweigerung jeglicher Unterschrift und schriftlicher Ar-
beiten, die die Rrankenhausverwaltung zur Abrechnung mit den Kassen benö-
tigt), die gemeinschaftliche Kündigung, der befristete oder örtlich beschränkte 
(punktuelle) Warnstreik, die totale Arbeitsniederlegung unter Beibehaltung ei-
nes ärztlichen Notdienstes (Behandlungsstreik), Verweigerung kassenärztlicher 
Tätigkeit durch Behandlung von Kassenpatienten als Privatpatienten 
(„Schein-Streik"; vgl. Burkardt, aaO. S. 115). 

27 III. Die Rechtmäßigkeit kollektiver ärztlicher Kampfmaßnahmen kann 
heute grundsätzlich nicht mehr in Frage gestellt werden. Das in Art. 9 Abs. 3 
GG verankerte Recht zum Arbeitskampf gilt grundsätzlich auch für Ärzte (vgl. 
zum folgenden Uhlenbruck, RdA 1972, 330ff. ; ders., mb-der arzt 1972, 28ff. ; 
H. Jung, MMW 1982/45, S. 87ff.). Ein absolutes Streikverbot für Ärzte ergibt 
sich weder aus dem ärztlichen Berufsrecht noch aus arztethischen Grundsät-
zen (> H i p p o k r a t i s c h e r Eid, > A r z t e t h i k ) noch aus dem öffentlich-
rechtlichen Funktionsverhältnis des Arztes zum Staat. Das Recht auf kollek-
tive Betätigung ist auch bei Ärzten als Ausfluß der verfassungsmäßig 
garantierten Handlungsfreiheit anzusehen. Es findet wie auch bei anderen Be-
rufsgruppen seine Grenze an den Rechten anderer, der verfassungsmäßigen 
Ordnung und dem Sittengesetz (Art. 2 Abs. 1 GG), wobei allerdings diese 
Grenze wegen der Eigenart ärztlicher Heiltätigkeit und der damit verbundenen 
besonderen Verantwortung eng zu ziehen ist. Der Kreis der Rechte anderer 
wird weitgehend durch die Vorschrift des § 823 BGB und die §§ 223ff., 212, 
230, 240, 253 StGB bestimmt. Im Einzelfall kann eine Rechtsgutverletzung 
unter dem Gesichtspunkt der Zweck-Mittel-Relation gerechtfertigt sein. Stets 
ist zu beachten, daß der einzelne Arzt durch eine kollektive Betätigung der 
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Ärzteschaft in keinem Fall von der allgemeinen Hilfeleistungspflicht (§ 323 c 
StGB [früher §330c >Unter lassene Hilfeleistung]) befreit ist (Uhlen-
bruck, RdA 1972, 333). 

Die Anwendung der vorstehenden Grundsätze auf die einzelnen Ärztegrup-
pen führt zu folgenden Ergebnissen: 

1. Bei angestellten Krankenhausärzten sind Streikmaßnahmen zur Errei- 28 
chung besserer Arbeitsbedingungen im weitesten Sinne in den vorstehend auf-
gezeigten Grenzen zulässig. Der Ärztestreik in der Form des Behandlungs-
streiks muß immer ultima ratio kollektiver Kampfmaßnahmen sein, was be-
deutet, daß nicht nur alle Verhandlungs- und Rechtswegmöglichkeiten 
ausgeschöpft, sondern Arbeitskämpfe auch mit abgestuften Kampfmitteln ge-
führt werden müssen. 

In keinem Fall darf die Ausübung des Streikrechts zu einer Gefährdung der 
notwendigen ärztlichen Versorgung führen. Zur ärztlichen Krankenhausver-
sorgung gehört auch die Vorsorge für mögliche Notfälle, die durch einen 
> Bereitschaftsdienst herzustellen ist. Ein Organisationsfehler geht zu La-
sten der streikenden Ärzte (Uhlenbruck, RdA 1972, 335 m.Nachw.). 

Fraglich ist demgegenüber die Rechtmäßigkeit von Kampfmaßnahmen, die 
nicht auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen abzielen, sondern dazu 
dienen sollen, offenkundigen Mißständen im Gesundheitswesen zu begegnen 
(„Sozialstreik"). So geartete Maßnahmen sind sicher nicht durch Art. 9 Abs. 3 
GG gedeckt und daher unter arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten rechtswidrig. 
Ausnahmsweise dürften abgestufte Kampfmaßnahmen dann rechtmäßig sein, 
wenn die Mißstände im Gesundheitswesen und die daraus resultierenden Ge-
fahren für die Krankenversorgung ein solches Ausmaß angenommen haben, 
daß der bestehende Zustand mit der ärztlichen Gewissensfreiheit (§ 1 Abs. 2 
BÄO > Arzt Rz 123) absolut unvereinbar ist (a.A. H. Jung, MMW 1982/45, 
S. 90). 

2. Für angestellte Ärzte in der Industrie, Verwaltung und Forschung ist die 
Zulässigkeit von Kampfmaßnahmen nach den allgemeinen Grundsätzen des 
Arbeitsrechtes zu beurteilen (Uhlenbruck, RdA 1972, 330, Anm. 51). 

3. Für > beamtete Ärzte ist das Streikrecht zur Erreichung besserer Arbeits-
bedingungen ausgeschlossen. Für den Sozialstreik gilt wegen der beamten-
rechtlichen Fürsorgepflicht entsprechendes wie für angestellte Ärzte (im Er-
gebnis wohl ebenso Uhlenbruck, RdA 1972, 335 f.). 

4. Kollektive Kampfmaßnahmen von Ärzten mit ausschließlicher Privatpra- 29 
xis sind als Ausdruck freier Meinungsäußerung oder als zulässige Repression 
rechtlich nicht zu beanstanden, wenn die Zweck-Mittel-Relation von Kampf-
mittel und Kampfziel gewahrt bleibt. Unerheblich ist dabei, ob der Ärztestreik 
die Durchsetzung eigener oder fremder Belange bezweckt. Arbeitsrechtliche 
Grundsätze finden keine Anwendung. Die Freiberuflichkeit steht der Zulässig-
keit ärztlicher Kampfmaßnahmen nicht entgegen (Uhlenbruck, RdA 1972, 
333f.). Zu beachten sind jedoch die allgemeinen Grundsätze über die Grenzen 
einer Verweigerung ärztlicher Behandlung (> Behandlungspflicht, > Be-
suchspflicht, > Unterlassene Hilfeleistung). Im Falle des Behand-
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lungsstreiks hat das streikende ärztliche Kollektiv den Ausfall ärztlicher Dien-
ste durch Einrichtung eines Notfalldienstes zu kompensieren (Uhlenbrock, 
RdA 1972, 334 Anm. 99). 

5. Streikmaßnahmen von > Kassenärzten sind jedenfalls insoweit als zuläs-
sig anzusehen, als die angewandten Kampfmaßnahmen, zu denen als ultima 
ratio der „Schein-Streik" (oben Rz 26 gehört, dazu dienen sollen, offenbare 
Mißstände in der kassenärztlichen Versorgung der Bevölkerung zu beseitigen. 
Zur Durchsetzung höherer Honorarsätze sind kassenärztliche Kampfmaßnah-
men wegen des im Kassenarztrecht vorgesehenen Schlichtungsverfahrens und 
des spezifischen Verpflichtungsverhältnisses zur Krankenversicherung, zur KV 
und den Kassenpatienten nach allgemeiner Meinung nicht erlaubt (vgl. Uhlen-
brock, RdA 1972, 334; Burkardt, ArztR 1971, 119f.). 

Ärztliche Ausbildung 
30 I. Die ärztliche Ausbildung ist in der > Approbationsordnung für Ärzte 

(AOÄ) im Jahr 1970 bundeseinheitlich neu geregelt worden (ausführlich dazu 
Narr, aaO. Rzn. 141 ff.). Sie umfaßt nach § 1 Abs. 1 AOÄ 1. ein Studium der 
Medizin von sechs Jahren (> Medizinstudium, > Praktisches Jahr); 
2. eine Ausbildung in Erster Hilfe; 3. einen > Krankenpflegedienst von 
zwei Monaten; 4. eine Famulatur (> Famulus) von vier Monaten; 5. die 
Ärztliche Vorprüfung und die Ärztliche Prüfung, die in drei Abschnitten abzu-
legen ist ( > Ärztliche Prüfungen). 

30 a II. Die Neuregelung der ärztlichen Ausbildung ist vor allem bei der Ärzte-
schaft auf heftige Kritik gestoßen (vgl. Gesundheits- und sozialpolitische Vor-
stellungen, aaO. S. 113ff.; Narr, aaO. Rzn. 137ff. m.w.Nachw.). Die Pläne zur 
Reform des Ausbildungsrechts haben nunmehr zu den Referentenentwürfen 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteordnung (Stand: 4. 11. 
1983) und einer Fünften Verordnung zur Änderung der Approbationsordnung 
für Ärzte (Stand: 9. 11. 1983) geführt. Zuvor wurde durch die Vierte Verord-
nung zur Änderung der AOÄ v. 19. 12. 1983 (BGBl. I S. 1482) eine Benotung 
der Leistungen in den Ärztlichen Prüfungen eingeführt ( > Ärztliche Prü-
fungen Rz 31). 

1. Der Referentenentwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärzte-
ordnung sieht die Einführung einer zweijährigen Praxisphase nach dem sechsjährigen 
> M e d i z i n s t u d i u m und dem abschließenden Examen vor. Sie soll auf der Grund-
lage einer Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufes ( > Berufs-
er laubnis Rz 362) als „Arzt im Praktikum" im > K r a n k e n h a u s oder in der Praxis 
eines niedergelassenen Arztes abgeleistet werden. Der Entwurf sieht vor, daß eine Tätig-
keit im betriebsärztlichen Dienst ( > Betriebsarzt) bis zu sechs, eine Tätigkeit im 
> ö f f e n t l i c h e n Gesundhei t sd iens t bis zu zwei Monaten anrechenbar ist. Erst 
nach Ableistung dieser Praxisphase soll die zur eigenverantwortlichen und selbständigen 
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Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigende > A p p r o b a t i o n als > A r z t erteilt 
werden. 

Die zweijährige Tätigkeit als „Arzt im Praktikum" unterscheidet sich von dem frühe-
ren Status des > Mediz ina lass i s tenten nach der Bestallungsordnung (> Bestal-
lung] dadurch, daß es sich bei ihr um eine Tätigkeit als > Arzt handelt. Dementspre-
chend geht die Begründung davon aus, daß die Praxisphase auf die ärztliche 
> W e i t e r b i l d u n g angerechnet werden kann. Als Vergütung für die Tätigkeit als 
„Arzt im Praktikum" wird die Hälfte eines Gehaltes der Vergütungsgruppe II a BAT in 
Betracht gezogen. 

Nach der vorläufigen Begründung zum Referentenentwurf soll die neu vorgesehene 
zweijährige Praxisphase nach Möglichkeit Ende 1986 anlaufen, damit ein nahtloser 
Übergang von der durch die Vierte Verordnung zur Änderung der ZO-Ä v. 14. 12. 1983 
eingeführten, bis 31. 12. 1988 befristeten 18monatigen Vorbereitungszeit als Vorausset-
zung für die Zulassung als Kassenarzt (> Kassenarzt Rz 926) gewährleistet ist. 

2. Der Referentenentwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Approbations-
ordnung für Ärzte sieht vor allem folgende Änderungen vor: Aufnahme einer ausführli-
chen Beschreibung der Ziele der ärztlichen Ausbildung; Regelung des Näheren über die 
zweijährige Tätigkeit als „Arzt im Praktikum"; Konkretisierungen der Anforderungen 
an die praktischen Unterrichtsveranstaltungen; Neuordnung des Prüfungswesens 
(> Ä r z t l i c h e Prüfungen Rz 31); inhaltliche Verbesserungen durch Einführung eines 
Kursus zur Einführung in die Medizin in der vorklinischen Ausbildung sowie Einfüh-
rung von Pflichtpraktika. 

Ärztliche Prüfungen 
I. Rechtsgrundlagen. 1. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 AOÄ sind im Rah-

men der > ärztlichen Ausbildung folgende Prüfungen abzulegen: a) die Ärztli-
che Vorprüfung („Physikum") nach einem Studium der Medizin von zwei Jah-
ren; b) der Erste Abschnitt der Ärztlichen Prüfung nach einem Studium der 
Medizin von einem Jahr nach Bestehen der Ärztlichen Vorprüfung; c) der 
Zweite Abschnitt der Ärztlichen Prüfung nach Bestehen des Ersten Abschnitts 
der Ärztlichen Prüfung und einem Studium der Medizin von drei Jahren nach 
Bestehen der Ärztlichen Vorprüfung; d) der Dritte Abschnitt der Arztlichen 
Prüfung nach einem Studium der Medizin von einem Jahr nach Bestehen des 
Zweiten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung. 

Die Ärztliche Vorprüfung sowie der Erste und Zweite Abschnitt der Ärztli-
chen Prüfung sind schriftliche Prüfungen. Der Dritte Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem mündlichen Teil (§13 
Abs. 1 AOÄ). 

Durch die Vierte Verordnung zur Änderung der AOÄ v. 19. 12. 1983 (BGBl. I 
S. 1482) wurde eine Benotung der Leistungen in den ärztlichen Prüfungen ein-
geführt, nachdem die AOÄ zuvor nur die Bewertung „Bestanden" und „Nicht 
bestanden" zugelassen hatte. 

In der schriftlichen Prüfung hat der Prüfling in einer Aufsichtsarbeit schrift-
lich gestellte Fragen zu beantworten und dabei anzugeben, welche der mit den 
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Fragen vorgelegten Antworten er für zutreffend hält. Gegen dieses aus den 
USA übernommene sog. „multipIe-choice-Verfahren" (im folgenden: MC-Ver-
fahren) wurden teilweise verfassungsrechtliche Bedenken geltend gemacht 
(vgl. Kuni-Becker, arzt im krankenhaus, 1980, 194ff., 292ff., 345 ff., 406ff., 
475ff., 522ff.). Auch von ärztlicher Seite ist das MC-Verfahren in seiner jetzi-
gen Form auf heftige Kritik gestoßen (vgl. Jacob, ÄBl. Bad.-Wttbg. 1976, 79 ; 

Boelcke, ÄBl. Bad.-Wttbg. 1976, 356; Arnold, DÄ 1976, 520; Tätigkeitsbericht 
der BÄK 1980, 127ff.; Gesundheits- und sozialpolitische Vorstellungen, S. 
114f.|. 
Von der Rspr. wird das geltende Prüfungsverfahren ganz überwiegend als 

rechtmäßig anerkannt (vgl. BVerwG, NJW 1983, 354; OVG Münster, NJW 
1982, 1344; OVG Rheinl.-Pf. v. 6. 7. 1977 - 2 A 70/70 BayVGH v. 22. 10. 
1979 - 4618 VII 78 Hess. VGH v. 14. 1. 1980 - VI OE 52/79 BayVGH, 
NJW 1981, 2527; VGH Bad.-Wttbg. v. 19. 1. 1982 - 9 S 1863/81 a.A. VG 
Aachen, NJW 1981, 644 und dazu Kraemer, DDA 1981/5, S. 6ff.). 

Die Ergebnisse des MC-Verfahrens sind von den Gerichten nach den für das 
allgemeine Prüfungswesen entwickelten Grundsätzen zu überprüfen (OVG Lü-
neburg, DVBl. 1983, 130). 

Der Referentenentwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Approbationsord-
nung für Ärzte ( > Ä r z t l i c h e Ausbildung Rz 30a) bezweckt u.a. eine Neuordnung 
des Prüfungswesens durch Einführung eines mündlichen Teils neben der schriftlichen 
Prüfung nach dem MC-Verfahren in der Ärztlichen Vorprüfung, Erweiterung der münd-
lich-praktischen Prüfung im Dritten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung, Wegfall des 
schriftlichen Teils im Dritten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung. 

2. Nach der Bestehensregel des § 14 Abs. 5 AOÄ 1970 war die schriftliche 
Prüfung bestanden, wenn der Anteil der von dem Prüfling richtig beantworte-
ten Fragen nicht mehr als 18 v.H. unter der durchschnittlichen Prüfungslei-
stung der Prüflinge des jeweiligen Prüfungstermins im gesamten Bundesgebiet 
lag (sog. Gleitklausel) oder wenn der Prüfling mindestens 50 v.H. der Fragen 
zutreffend beantwortet hatte (relative Bestehensregel). Durch die 2. Ände-
rungsverordnung zur AOÄ v. 24. 2. 1978 (BGBl. I S. 312), die am 1. 8. 1979 in 
Kraft trat, wurde die Bestehensregelung von 50 v.H. auf 60 v.H. verschärft. 
Gleichzeitig wurde die 18%-Klausel ersatzlos gestrichen (absolute Bestehensre-
gel). Ferner wurde der Prüfungsumfang in den Fächern Biologie und Anatomie 
erweitert. Veranlaßt durch die katastrophalen Ergebnisse der Ärztlichen Vor-
prüfung im Frühjahr 1981 wurde die absolute Bestehensregel durch die 3. Än-
derungsVO v. 15. 4. 1981 (BGBl. I S. 660) mit Wirkung ab 1. 8. 1981 durch 
Wiedereinführung der Gleitklausel, jedoch mit der Maßgabe, daß die Zahl der 
richtig beantworteten Fragen nicht unter 50 v. H. der gestellten Fragen liegen 
darf, wieder abgemildert, ohne jedoch für diejenigen Kandidaten eine Über-
gangsregelung zu treffen, die in der Zwischenzeit an der 60 %-Grenze endgül-
tig gescheitert waren, aber nach der nunmehrigen Regelung ebenso wie nach 
der früheren Regelung bestanden hätten. In dieser Unterlassung des Verord-
nungsgebers liegt ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 und Art. 12 Abs. 1 GG 
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(BayVGH, DVBl. 1982, 459; a.A. BVerwG v. 18. 5. 1982 - BVerwG 7 C 76.80 -
[nicht rechtskräftig, da mit der Verfassungsbeschwerde angefochten]). 

II. Organisation des Priifungswesens. Die in der AOÄ vorgeschriebenen Prü-
fungen werden vor dem nach Landesrecht zuständigen Landesprüfungsamt ab-
gelegt (§§ 8, 9 AOÄ). Die Festlegung der schriftlichen Prüfungen erfolgt zentral 
für das gesamte Bundesgebiet durch das > Inst i tut für medizinische und 
pharmazeut ische Prüfungsfragen (IMPP) in Mainz. Die schriftlichen 
Prüfungen werden bundesweit an einheitlichen Terminen abgehalten (§ 14 
Abs. 3 AOÄ). 

III. Beim Rücktritt von der Prüfung muß der Prüfling die Gründe hierfür un- 33 
verzüglich ( = ohne schuldhaftes Zögern) dem Landesprüfungsamt mitteilen, 
anderenfalls gilt die Prüfung als nicht bestanden (§18 AOÄ). Zu dem Fall, daß 
der Prüfling sich darauf beruft, er sei zur unverzüglichen Mitteilung des Rück-
tritts wegen psychischer Störungen nicht in der Lage gewesen vgl. BayVGH v. 
28. 7. 1980 - Nr. 7 B 80 A. 490 

Die Genehmigung des Rücktritts ist vom zuständigen Landesprüfungsamt zu 
erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Krankheitsbedingte Prüfungsun-
fähigkeit ist immer ein wichtiger Grund. Das Landesprüfungsamt kann zum 
Nachweis eine ärztliche Bescheinigung verlangen. Die Vorlage eines amtsärzt-
lichen Zeugnisses kann nur ausnahmsweise gefordert werden, wenn konkrete 
Anhaltspunkte bestehen, daß die vorgelegte ärztliche Bescheinigung unrichtig 
ist ( > Attest Rz 247). 

IV. Ein negativer Prüfungsbescheid des Landesprüfungsamtes ist ein Verwal-
tungsakt, gegen den der Rechtsweg zum Verwaltungsgericht gegeben ist. 

V. Jede Prüfung kann insgesamt zweimal wiederholt werden. Eine weitere 
Wiederholungsprüfung ist auch nach erneutem > Medizinstudium nicht mög-
lich (§ 20 Abs. 1 AOÄ); in Betracht kommt hier nur ein Auslandsstudium mit 
anschließender Anerkennung in der Bundesrepublik. 

VI. Möglich ist die Anerkennung von Prüfungen, die im Ausland abgelegt 
wurden, sofern Gleichwertigkeit gegeben ist (§ 12 Abs. 2 AOÄ). Über die 
Gleichwertigkeit entscheidet das Landesprüfungsamt im Einzelfall ( > Medi-
z instudium Rz 1204). 

VII. Einzelfragen. 1. Bei den schriftlichen Prüfungen nach dem MC-Verfah- 34 
ren kommt dem allgemeinen Bewertungsgrundsatz, daß Prüfungsaufgaben klar 
und zweifelsfrei gestellt sein müssen, besondere Bedeutung zu. Die Aufberei-
tung ungeeigneten Prüfungsstoffes, (Verlassen des Stoffgebietes, mehrdeutige 
Fragestellung, wissenschaftlich nicht mehr vertretbare amtliche Beantwortung 
von Prüfungsfragen) verstößt gegen § 14 Abs. 2 AOÄ und führt zur Aufhe-
bung des auf einem solchen Fehler beruhenden Prüfungsbescheids und damit 
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zum Anspruch auf Wiederholung der nicht bestandenen Prüfung. Ein An-
spruch des Prüfungsteilnehmers darauf, daß seine Prüfung wegen dieses Feh-
lers für bestanden erklärt wird, besteht nicht (VGH Bad.-Wttbg. v. 30. 6. 1980 
- 9 S 974/80 BayVGH v. 19. 5. 1980 - Nr. 1273 VII 78 vgl. auch BayVGH 
v. 25. 7. 1977, SPE III, F III S. 21; a.A. OVG Rheinl.-Pf., DVBL. 1980, 485). Zu 
der Frage, wann eine Prüfungsfrage im MC-Verfahren ein zuverlässiges Prü-
fungsergebnis ermöglicht und zu den Grenzen des Beurteilungsspielraumes, 
der bezüglich der wissenschaftlichen Auffassung besteht, welche der Vorgabe 
der Prüfungsfragen und der Feststellung der richtigen Antworten zugrunde 
liegt, vgl. VGH Bad.-Wttbg., NJW 1981, 2020; BayVGH, NJW 1982, 1346; 
BayVGH v. 17. 11. 1980 - Nr. 7 CE 80 A. 1459 -• BVerwG, NJW 1981, 2526. 

35 2. Die Regelungen in der AOÄ, die eine Überprüfung des theoretischen Wis-
sensstandes der Studenten lediglich in der Ärztlichen Vorprüfung und in den 
verschiedenen Abschnitten der Ärztlichen Prüfung vorsehen, die überwiegend 
als schriftliche Prüfungen ausgestaltet und insoweit im MC-Verfahren vorzu-
nehmen sind, schließen es aus, daß eine Hochschule daneben ein eigenständi-
ges System zur Uberprüfung theoretischen Wissens errichtet (Hess. VGH, NJW 
1983, 358). 
3. Auch wenn die Ärztliche Vorprüfung wegen eines lediglich einen der Prü-

fungstage betreffenden Verfahrensmangels (fehlerhaft gestellte Prüfungsfrage) 
aufzuheben war, kann sie nur im ganzen neu abgelegt werden (BayVGH, NJW 
1982, 2627). 
4. Die Aufhebung einer Prüfungsentscheidung oder die Neubewertung einer 

Prüfungsleistung kann i.d.R. nur im Hauptsacheverfahren, nicht im Wege der 
einstweiligen Anordnung begehrt werden (BayVGH v. 3. 7. 1980 - Nr. 7 CE 80 
A. 825 -). 

5. Ist die Prüfungsentscheidung wegen eines Verfahrensfehlers aufzuheben 
und der Prüfling berechtigt, die Prüfung erneut abzulegen, so kann er sie auch 
dann nur nach den zur Zeit der Prüfungswiederholung geltenden Vorschriften 
ablegen, wenn diese in der Zwischenzeit zum Nachteil des Prüflings geändert 
wurden (BayVGH, NJW 1982, 2627). 

Ärztlicher Direktor 
36 I. Diese Bezeichnung wird nicht einheitlich verwendet. Die ärztlichen 

> Hochschul lehrer als ärztliche Leiter von Universitätskliniken werden 
wohl meist nur als „Direktor", mitunter aber auch als „Ärztlicher Direktor" 
bezeichnet. Überwiegend versteht man heute unter dem Ärztlichen Direktor 
einen Arzt, dem die Organisation und Beaufsichtigung des Krankenhausbetrie-
bes insgesamt in ärztlicher Hinsicht obliegt, und der in aller Regel zugleich 
ärztlicher Leiter einer Fachabteilung im Krankenhaus ist ( > Chefarzt). 

37 II. Der Ärztliche Direktor hat insbesondere folgende Aufgaben (vgl. dazu 
Hoffmann-Jeute-Baur, Arzt u. Krankenhaus 1981, 20, 21): Sicherung der Zu-
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sammenarbeit des ärztlichen Dienstes der verschiedenen Fachabteilungen, 
Funktionsbereiche und Institute; Gestaltung des ärztlichen Aufnahmedienstes 
und der Intensivbereiche; Sicherstellung der Krankenhaushygiene ( > Kran-
kenhausinfekt ion) ; Ausübung der ärztlichen Fachaufsicht über die medizi-
nisch-technischen Dienste, den pflegerischen Dienst und die medizinischen 
Versorgungsdienste (z.B. Krankenhausapotheke, Zentralsterilisation); Gesund-
heitsüberwachung der Mitarbeiter im Krankenhaus; Pflege des Kontaktes zwi-
schen Krankenhausärzten und niedergelassenen Ärzten; Sicherung der ärztli-
chen Aufzeichnungen; > Fortbildung; Vorbereitung des Stellenplanes für 
den ärztlichen und den medizinisch-technischen Dienst; Feststellung, Planung 
und Koordinierung des medizinischen Sachbedarfs (vgl. auch die Aufgabenbe-
schreibung in § 9 Abs. 2 KRG Rheinl.-Pf.). 

Teilweise wurden Aufgaben, die früher dem Ärztlichen Direktor allein obla-
gen, durch die Krankenhausreformgesetze auf ein Direktorium übertragen 
(vgl. z.B. §8 KRG Rheinl.-Pf.; § 16 KHG Bad.-Wttbg. > Krankenhausre-
formgesetze). 

°III. Rechtsstellung. 1. Rechtsverhältnis zum Krankenhausträger. Der Ärztli- 38 
che Direktor ist angestellter oder t> beamteter Arzt. Er ist i.d.R. nicht leiten-
der Angestellter i.S. des BetrVG (vgl. Andreas, ArztR 1979, 99, 100). Beamtete 
> Chefärzte nehmen die zusätzlichen Aufgaben des Ärztlichen Direktors 
im Nebenamt wahr ( > Nebentät igkeit Rz 1235). Es handelt sich um kein 
Amt im statutsrechtlichen, sondern lediglich um ein solches im funktionellen 
Sinne (BVerfG, NJW 1980, 1327, 1332; BVerwG, ZBR 1975, 226, 227f.). 

Die Bestellung zum Ärztlichen Direktor durch den Krankenhausträger er-
folgt meist auf Zeit im Turnus mit den übrigen Chefärzten des Krankenhau-
ses. Zum Teil ist die Amtszeit des Ärztlichen Direktors in den Krankenhausre-
formgesetzen begrenzt (z.B. in § 9 Abs. 1 KRG Rheinl.-Pf. auf vier Jahre). Eine 
solche gesetzliche Befristung gilt auch für beamtete Chefärzte, denen vor In-
krafttreten der Krankenhausreformgesetze das Amt des Ärztlichen Direktors 
ohne zeitliche Beschränkung übertragen worden war (BVerfG, NJW 1980, 
1327, 1332 f.). 
2. Im Verhältnis zu den (übrigen) Chefärzten und den ärztlicher Aufsicht un-

terstehenden nichtärztlichen Mitarbeitern steht dem Ärztlichen Direktor im 
Rahmen seines Aufgabenbereiches ein Weisungsrecht zu. Im medizinisch-
fachlichen Bereich ist er nicht weisungsbefugt. Er muß sich vielmehr auf die 
Prüfung beschränken, ob der leitende Abteilungsarzt ( > Chefarzt) die zum 
Schutz der Patienten erforderlichen Maßnahmen trifft. Sein Organisations-
und Aufsichtsrecht ist auf Angelegenheiten beschränkt, die über den Bereich 
einer Fachabteilung hinausreichen (vgl. Weissauer, Anaesthesist 1964, 385, 
386f. ; ders., Bay.ÄBl. 1980. 953, 956). 

IV. Haftung. Der Ärztliche Direktor haftet dem Patienten für Sorgfalts- 39 
Pflichtverletzungen in seinem Aufgabenbereich strafrechtlich und Zivilrecht-
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lieh. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Pflicht, den Krankenhausträger 
auf Mängel der Einrichtung und der personellen Ausstattung hinzuweisen 
und - aus Beweisgründen am besten schriftlich - Abhilfe zu verlangen (vgl. 
Weissauer, Anaesthesist 1964, 385, 388; ders., Bay.ÄBl. 1980, 953, 959, 960, 
BGH, VersR 1960, 416). Es gilt hier entsprechendes wie beim > Chefarzt (Rz 
525). 

Der Ärztliche Direktor hat die Stellung eines Organs i.S. der §§89, 31 BGB 
(BGHZ 5, 321, 325; Daniels, NJW 1972, 305, 308 > Haftung Rz 773). 

Akupunktur 
40 I. Man versteht darunter die aus der chinesischen Medizin stammende Me-

thode zur Behandlung akut und chronisch Schmerzkranker und zur Beeinflus-
sung von Organkrankheiten durch Punktion bestimmter Hautstellen mit fei-
nen legierten Metallnadeln. Die Elektroakupunktur ist eine Diagnoseme-
thode (Feststellung des Funktionszustandes des Körpers); vgl. Pschyrembel, 
aaO. „Akupunktur". In der Anästhesie findet die Akupunktur Anwendung als 
Hilfsmethode mit dem Ziel der Einsparung von Narkotika und Schmerzmit-
teln (vgl. dazu Stellungnahme des > Wissenschaf t l i chen Beirats der 
BÄK, DA 1978, 1723). 

Die Wirkungsweise der Akupunktur als Behandlungsmethode ist bisher un-
geklärt. Es handelt sich „um eine von vielen naturwissenschaftlich noch nicht 
begründeten Behandlungsmethoden" (Stellungnahme des > Wissenschaftli-
chen Beirats der BÄK, aaO.; die Frage, ob die Diagnose mittels Elektro-Aku-
punktur als wissenschaftlich anerkannte Untersuchungs- oder Behandlungs-
methode anzusehen ist, wird offengelassen vom BSG, Urt. v. 28. 11. 1979 - 3 
RK 9/78 - >Wissenschaf t l i chkei tsk lause l , > A u ß e n s e i t e r m e -
thode, > Schulmedizin). 

II. Die Anwendung der Akupunktur setzt eine ärztlich-diagnostische Abklä-
rung voraus, um zu verhindern, daß ein Kranker durch Unterlassung einer er-
forderlichen spezifischen Behandlung Schaden erleidet (Stellungnahme des 
> Wissenschaftlichen Beirats der BÄK aaO.). Sie stellt deshalb nach zutreffen-
der Auffassung des BMJFG (Schreiben an die obersten Landesgesundheitsbe-
hörden v. 31. 5. 1976) und der obersten Landesgesundheitsbehörden Aus-
übung der > Hei lkunde dar. 

III. Zu Haftungsfragen bei der Akupunkturbehandlung vgl. Oepen, LebVers-
Med. 1982, 136. 

41 IV. Zur Abrechenbarkeit der Akupunktur nach der GOÄ > Arzthonorar 
Rz 162. 
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V. Die Rspr. hat die Leistungspflicht der gesetzlichen und privaten > Kran-
kenversicherung für die Akupunkturbehandlung bisher überwiegend verneint 
mit der Begründung, daß es sich um eine wissenschaftlich nicht allgemein an-
erkannte Behandlungsmethode handele (vgl. BSG v. 28. 11. 1979 - 3 RK 9/78 

LSG Rheinl.-Pf.; VersR 1977, 369 [Leits.]; AG Neuss, VersR 1977, 1119). 
Im > Be ih i l fe recht ist die Praxis unterschiedlich. Nach einem Rundschrei-

ben des BMI v. 20. 8. 1970 (zitiert bei Kienle, NJW 1976, 1126, 1128) sind 
Aufwendungen für eine Behandlung durch Akupunktur beihilfefähig. Für 
Landesbeamte wird Beihilfe meist nur dann gewährt, wenn die Notwendigkeit 
und Wirksamkeit im Einzelfall durch ein amtsärztliches > G u t a c h t e n nach-
gewiesen ist (vgl. VG Karlsruhe v. 30. 3. 1976 - II 307/74; VG Berlin v. 23. 4. 
1975 - VG VII A 119/74 > Wissenschaf t l ichkei tsklausel ) . 

VI. Ankündigungen über Akupunkturbehandlungen auf dem > Praxis- 42 
schild, Briefbogen usw. sind nicht zulässig ( > Praxisschild Rz 1397f.). 

Altenpfleger 
I. Die Aufgabe des Altenpflegers besteht in pflegerischen und sozialen Hil- 43 

fen, um dem gesunden wie dem pflegebedürftigen älteren Menschen die fach-
lich richtige und notwendige Beratung, Betreuung und Pflege in stationären, 
teilstationären und offenen Einrichtungen der Altenhilfe sowie im ambulan-
ten Pflegedienst ( > Sozialstation) und bei sonstigen Maßnahmen zukom-
men lassen zu können. Sie umfaßt u. a. neben allgemeinen Pflegeverrichtun-
gen in der Grund-, Behandlungs- oder Rehabilitationspflege ( > Rehabi l i ta-
t ion) die Ausführung ärztlicher Anordnungen, wie z.B. die Vornahme von 
> I n j e k t i o n e n , > I n f u s i o n e n und die Verabreichung von Medikamenten 
(näher zum Aufgabenbereich Brockschmidt, BerufskBl. 2 - IV A 13, S. 2ff.). 

II. Die Bezeichnung „Altenpfleger" ist rechtlich nicht geschützt. Die Ausbil- 44 
dung ist landesrechtlich geregelt, jedoch nicht i.S. einer Berufszulassungsrege-
lung (vgl. z.B. für Baden-Württemberg die VO der Landesregierung über die 
Schulen für Altenpflege und für Haus- und Familienpflege v. 7. 5. 1980, GBl. 
S. 298 sowie die Prüfungsordnung v. 7. 7. 1981, GABI. S. 1049; für die übrigen 
Bundesländer vgl. die Nachweise bei Brockschmidt, aaO. S. 9f.). Sie dauert 
i.d.R. zwei Jahre und gliedert sich in einen fachtheoretischen und einen fach-
praktischen Teil (zu den Ausbildungsinhalten ausführlich Brockschmidt, aaO. 
S. 12f.). Die Ausbildung endet mit einer Abschlußprüfung. Nach erfolgrei-
chem Abschluß der Ausbildung kann der Schüler die staatliche Anerkennung 
als Altenpfleger beantragen (vgl. für Bad.-Wttbg. die W v. 7. 7. 1981, GABI. 
S. 1053). 

III. Zu haftungsrechtlichen und arbeitsrechtlichen Fragen bei der Verabrei-
chung von Injektionen durch Altenpfleger > I n j e k t i o n Rzn. 894ff., 902). 
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Amtsarzt 
45 I. Man versteht darunter den Leiter eines > Gesundheitsamtes. Nur dieser 

ist berechtigt, die Bezeichnung „Amtsarzt" zu führen (vgl. § 2 GesVereinhG). 
In Nordrhein-Westfalen lautet die entsprechende Bezeichnung „Kreisarzt", in 
Hessen „Kreisarzt" oder „Stadtarzt". 

46 II. Rechtsstellung. 1. Der Amtsarzt ist Verwaltungsbeamter (je nach dem, ob 
es sich um ein staatliches oder kommunales Gesundheitsamt handelt Landes-
beamter oder Kommunalbeamter) mit besonderer ärztlicher Qualifikation (vgl. 
Kierski, DVBl. 1969, 614, 615; vgl. auch Jantzen, ÄM 1963, 1743). Anstel-
lungsvoraussetzungen sind nach § 12 der 1. DVO zum GesVereinhG (RGBl. I 
1935, 177): a) die > Approbat ion als > Arzt ; b) der medizinische > D o k -
torti tel einer deutschen Universität oder Medizinischen Akademie; c) das Be-
stehen der am ts(staatsjäiz tlich en Prüfung. Zur Vorbereitung auf diese Prüfung 
führen die Akademien für öffentliches Gesundheitswesen in München und 
Düsseldorf ( > Öffent l iches Gesundheitswesen Rz 1320) Lehrgänge 
durch. Die Ablegung der Prüfung ist nur in Bayern (aufgrund der Amtsarzt-
prüfungsordnung v. 17. 9. 1970, GVBl. S. 451) oder in Nordrhein-Westfalen 
(aufgrund der Prüfungsordnung für die staatsärztliche Prüfung v. 22. 12. 1967, 
MBl. 1968, 24) möglich; d) die Ausübung einer fünfjährigen praktischen Tätig-
keit als Arzt nach der Approbation. 

2. Der Amtsarzt unterliegt als Verwaltungsbeamter den Weisungen seiner 
Vorgesetzten, in ärztlichen Angelegenheiten besteht Weisungsfreiheit (vgl. 
Pürckhauer bei Kuhns, aaO. S. 1/47). 

3. Dem Amtsarzt obliegt die Dienstaufsicht über die sonstigen Beamten, An-
gestellten und Arbeiter des > Gesundheitsamtes . Er hat aber keine Dienst-
strafgewalt (§23 der 2. DVO (RGBl. I 1935, 215). 

Ähnlich ist die Rechtsstellung des Amtsarztes in Berlin und Schleswig-Hol-
stein, wo das GesVereinhG inzwischen durch ein Gesundheitsdienst-Gesetz 
abgelöst wurde ( > Öffent l icher Gesundheitsdienst Rz 1315). 

47 III. Die Aufgaben des Amtsarztes ergeben sich aus den Aufgaben des Ge-
sundheitsamtes (§3 GesVereinhG der 3. DVO RMinBl. 1935, 327, > Ge-
sundheitsamt Rz 720). Im Rahmen der Kontrolle der Krankenanstalten hat 
der Amtsarzt mindestens einmal jährlich eine eingehende Besichtigung durch-
zuführen und dabei u. a. zu überprüfen, ob die Krankenunterlagen ordnungs-
gemäß geführt und aufbewahrt werden (§ 47 Abs. 1 und 2 der 3. DVO). Diese 
Prüfungspflicht erstreckt sich jedoch nur auf die Formalien (vgl. Schulz, aaO. 
S. 30; ders., DMW 1958, 471 > Krankenunterlagen Rz 1086). Bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Gesundheitspolizei (§ 3 Abs. 1 Ia GesVer-
einhG, §§ 35ff. der 3. DVO) hat der Amtsarzt u.a. im Rahmen seiner Pflicht, 
an Ort und Stelle Ermittlungen vorzunehmen, ohne weiteres die Befugnis zum 
Betreten von Räumen, in denen die Gefahrenlage gegeben ist (Schulz, aaO. 
S. 31). Zu den Dienstaufgaben des Amtsarztes gehört auch die amts-, gerichts-
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und vertrauensärztliche Tätigkeit (§ 3 Abs. 1 III GesVereinhG) sowie allgemein 
die Erstattung von > G u t a c h t e n und die Ausstellung ärztlicher Zeugnisse 
(> Attest) , soweit dies durch Gesetz oder sonstige Rechtsvorschriften be-
stimmt ist (§ 1 Ziff. 5 der 2. DVO). Die gerichtsärztliche Tätigkeit ( > Ge-
r ichtsarzt) umfaßt auch die Durchführung von Blutproben auf polizeiliche 
Anordnung nach § 81a Abs. 2 StPO (vgl. Ulrich, Rhein.ÄBl. 1982, 651, 654 f. 
> B l u t e n t n a h m e Rz 454). 

Beispiele: Begutachtung des Gesundheitszustandes von Beamten bei Durchführung be- 4 8 
amtenrechtlicher Vorschriften (vgl. z.B. §§42 Abs. 1, 43 Abs. 1, 45 Abs. 3 BBG; Eig-
nungsuntersuchungen bei Kraftfahrern, §§ 3 Abs. 2 Nr. 1, 12 Abs. 1 StVZO; Ausstellung 
von amtsärztlichen > G u t a c h t e n und Zeugnissen im Rahmen der Amtshilfe zwi-
schen Behörden; zu den zahllosen bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über die 
Ausstellung amtsärztlicher Gutachten und Zeugnisse vgl. die Übersicht bei Trüb-Feder-
hen in: Federhen, aaO. S. 820ff. sowie Trüb-Daniels in: Daniels-Hagen u.a., Bd. V Teil 
A, S. 170 ff.). 

Eine Pflicht zur Ausstellung amtsärztlicher Zeugnisse für Privatpersonen be-
steht nur dann, wenn die Begutachtung zur Dienstaufgabe erklärt ist (§ 20 der 
2. DVO). 

Mit diesen Aufgaben des Amtsarztes unvereinbar ist die betriebsärztliche Be- 49 
treuung von Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes. Eine solche 
Verquickung von betriebsärztlichen und amtsärztlichen Aufgaben kann im 
Einzelfall zu einem Interessenkonflikt führen. So ist der Amtsarzt verpflich-
tet, bei Einstellungsuntersuchungen von Beamten auf Lebenszeit sowie bei 
Untersuchungen zur Feststellung der Dienstfähigkeit (> D i e n s t u n f ä h i g -
keit) von Beamten dem Dienstherrn in weitergehendem Umfang Untersu-
chungsunterlagen zu überlassen als dies mit der Schweigepflicht des > Be-
t r iebsarz tes vereinbar ist. Deshalb begegnen Verwaltungsvorschriften, die 
die betriebsärztliche Betreuung von Angehörigen der öffentlichen Verwaltung 
den > b e a m t e t e n Ä r z t e n der Gesundheitsämter als Dienstaufgabe übertra-
gen (vgl. z.B. die Allgem. Verwaltungsvorschrift über die Durchführung des 
ASiG in den Verwaltungen und Betrieben des Landes Rheinland-Pfalz, MinBl. 
1978, 497 ff.) erheblichen rechtlichen Bedenken. 

IV. Der Amtsarzt verrichtet ärztliche Tätigkeit i. S. des § 2 Abs. 5 BÄO. Er ist 50 
deshalb Pflichtmitglied der > Ä r z t e k a m m e r , wo die Kammergesetze die 
Mitgliedschaft an die Ausübung einer ärztlichen Tätigkeit knüpfen (BVerwG, 
NJW 1972, 350, 351 > Ä r z t e k a m m e r Rz 6). 

V. Schweigepflicht. 1. Der Amtsarzt unterliegt als Beamter der allgemeinen 51 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit (§ 39 BRRG und die entsprechenden Vor-
schriften der Landesbeamtengesetze) und im besonderen der Pflicht zur Wah-
rung des > Sozia lgeheimnisses (§35 SGB I) sowie der strafrechtlichen 
Schweigepflicht als Amtsträger gem. § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB. 

2. In seiner Eigenschaft als > A r z t gelten für ihn zusätzlich die allgemeinen 
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Grundsätze der ärztlichen > Schweigepfl icht (vgl. C. Müller, NJW 1966, 
1152; a.A. Kierski bei Mergen, aaO. Bd. II S. 147 f.; allgemein zur Schweige-
pflicht des Amtsarztes Becker, Med. Klinik 1977, 1991 ff., 2035ff. OSchwei-
gepflicht Rzn. 1618, 1625). Eine Unterscheidung danach, ob der Amtsarzt 
im Rahmen eines Über-Unterordnungsverhältnisses oder im Aufgabenbereich 
der Gesundheitshilfe nach Art eines Arzt-Patient-Vertrauensverhältnisses tätig 
wird (so z.B. Vogel, DBÄ 1981, 311 ff.), ist nicht gerechtfertigt. Auch bei der 
amtsärztlichen Begutachtung ist der Amtsarzt den Regeln der ärztlichen 
Schweigepflicht unterworfen. Bei Einstellungsuntersuchungen für Beamtenan-
wärter beispielsweise darf der Amtsarzt der auftraggebenden Behörde grund-
sätzlich nur das Ergebnis der Untersuchung mitteilen; die Kenntnis von An-
amnese, Befund und Diagnose ist für die anfordernde Behörde regelmäßig 
nicht erforderlich (C. Müller, NJW 1966, 1153f.). 

Die ärztliche Schweigepflicht gem. § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB greift jedoch bei 
Amtsärzten dann nicht ein, wenn ihnen ein fremdes Geheimnis nicht im Rah-
men einer personalen Vertrauensbeziehung, sondern in ihrer Eigenschaft als 
Amtsträger zur Kenntnis gelangt ( > Schweigepflicht Rzn. 1625, 1631). 
Dies ist z.B. der Fall bei der Einsichtnahme in Todesbescheinigungen. Die 
Frage der Zulässigkeit der Weitergabe und der Auskunftserteilung aus Todes-
bescheinigungen ist daher aufgrund des § 203 Abs. 2, nicht nach § 203 Abs. 1 
Nr. 1 StGB zu beurteilen (näher dazu Naser, Öff. Gesundh.-Wesen 1982, 226, 
227 f. > Leichenschau Rz 1151). 

3. Zur Überlassung von Unterlagen an Ärzte, die Untersuchungen nach dem 
JArbSchG durchführen > Jugendarbeitsschutzuntersuchungen Rz 917. 

52 VI. Nach § 30 der 2. DVO kann dem Amtsarzt die Ausübung einer > Neben-
tätigkeit in beschränktem Umfang widerruflich gestattet werden. Die Aus-
übung einer Kassenpraxis ist nicht möglich ( > Kassenarzt Rz 926). 

53 VII. Haftung. 1. Für Fehlleistungen des Amtsarztes im dienstlichen Aufga-
benbereich haftet der Dienstherr nach Amtshaftungsgrundsätzen ( > Haf-
tung Rz 785). 

a) Im Hinblick auf die besondere rechtliche Bedeutung des amtsärztlichen 
Zeugnisses im Vergleich zu sonstigen ärztlichen Zeugnissen obliegen dem 
Amtsarzt besondere Sorgfaltspflichten. Das Zeugnis muß grundsätzlich auf ei-
gener Untersuchung beruhen; auf fremde ärztliche Zeugnisse darf sich der 
Amtsarzt regelmäßig nicht verlassen (BGH LM Nr. 4 zu § 839 [Fe] BGB). Wo 
die dem Amtsarzt gegebenen Möglichkeiten zur Erhebung eines erschöpfen-
den Befundes nicht ausreichen, ist eine Ergänzung des Befundes mit Hilfe an-
derer Ärzte oder diagnostischer Einrichtungen unerläßlich (vgl. Trüb-Federhen 
in: Federhen, aaO. S. 822). 

Für die Verwertung solcher fremder Befunde im amtsärztlichen > Gutach-
ten gilt folgendes: Besitzt der Amtsarzt selbst die für die Erhebung des Befun-
des erforderliche Sachkunde und wird - wie meist bei der Anfertigung eines 
EKG - nur deshalb ein anderer Arzt eingeschaltet, weil das > Gesundheits-
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amt nicht über die erforderliche apparative Ausstattung verfügt, so darf der 
Amtsarzt den ihm übersandten Befund nicht einfach seinem Gutachten zu-
grunde legen. In Anbetracht der Bedeutung des amtsärztlichen Gutachtens 
wird man ihn vielmehr für verpflichtet halten müssen, den fremden Befund 
auf seine Richtigkeit zu überprüfen und zu diesem Zweck beispielsweise beim 
EKG die Ableitung des Internisten einzusehen. Wo der Amtsarzt dagegen un-
abhängig von den ihm zur Verfügung stehenden apparativen Einrichtungen 
als Grundlage für sein Gutachten fachärztliche Befunde und Beurteilungen 
aus einem ihm fremden Fachgebiet benötigt, kann in der ungeprüften Verwer-
tung dieser Unterlagen im Gutachten keine Amtspflichtverletzung gesehen 
werden. Insoweit gilt auch hier der Vertrauensgrundsatz (> Behandlungs-
fehler Rz 313; vgl. Rieger, DMW 1973, 125). 

Formulierungen im amtsärztlichen Gutachten sind so zu fassen, daß sie für 
die auftraggebende Stelle eine im Rahmen des Möglichen sichere Entschei-
dungsgrundlage bilden können, die Mißverständnissen auch zu Lasten der un-
tersuchten Person keinen Raum läßt (BGH, VersR 1980, 774). 

Im übrigen gelten die allgemeinen Grundsätze für die Haftung ärztlicher 
> Sachverständiger (Rzn. 1547 ff.). 
b) Einzelfälle, aa) Bei Einstellungsuntersuchungen obliegen dem Amtsarzt in 54 

Ausübung schlicht hoheitlicher Tätigkeit Amtspflichten auch gegenüber dem 
zu untersuchenden Bewerber (BGH, VersR 1980, 774). 

bb) Entsprechendes gilt für vom Dienstherrn angeordnete Untersuchungen 
auf > Dienstunfähigkeit. Wird das Beschäftigungsverhältnis des Unter-
suchten aufgrund eines falschen amtsärztlichen > Gutachtens beendet, kann 
der Untersuchte den ihm daraus entstandenen Schaden wegen Amtspflicht-
verletzung ersetzt verlangen (vgl. OLG Düsseldorf, VersR 1970, 1058). 

cc) Ein Amtsarzt, der im Rahmen einer Diensttauglichkeitsuntersuchung 
eine Geschlechtskrankheit feststellt und es unterläßt, dem Untersuchten und 
dem > Gesundheitsamt hiervon Mitteilung zu machen, begeht eine Amts-
pflichtverletzung gegenüber der infizierten Ehefrau des Untersuchten (BGH, 
JR 1955, 340). 

dd) Zu den Sorgfaltspflichten des Amtsarztes bei der gesundheitlichen Uber-
wachung von Schulkindern vgl. OLG Neustadt v. 17. 11. 1964, DMW 1965, 
1539 (> Schularzt). 
ee) Der Amtsarzt verletzt die ihm obliegenden Amtspflichten, wenn er bei 

einer Untersuchung eines Patienten ein tatsächlich nicht vorhandenes Überge-
wicht feststellt und deshalb die dem Patienten gewährte Krankenkostzulage 
durch die zuständige Stelle gekürzt wird (OLG Hamm, VersR 1983, 402). 

2. Bei einer Tätigkeit des Amtsarztes für eine andere Behörde im Rahmen ei- 55 
ner genehmigten > Nebentätigkeit (z. B. Erstattung von Gutachten für eine 
> Landesversicherungsanstalt), trifft die Haftung die auftraggebende Be-
hörde (OLG Celle, NJW 1958, 264). 

VIII. 1. Die Frage, ob der Amtsarzt verpflichtet ist, dem Untersuchten sein 56 
> Gutachten bekanntzugeben, ist umstritten. Es ist davon auszugehen, daß 
zwischen Amtsarzt und der untersuchten Person kein Rechtsverhältnis be-
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steht, aus dem ein Einsichts- oder Auskunftsrecht des Untersuchten hergelei-
tet werden könnte (vgl. Kierski; DVBl. 1961, 614; vgl. auch Rieger, DMW 
1972, 1925, Schulz, aaO. S. 32). 
Sofern der Amtsarzt - wie i.d.R. - die Untersuchung auf Veranlassung einer 

anderen Behörde durchführt, bestehen Rechtsbeziehungen nur zwischen dem 
zu Untersuchenden und der auftraggebenden Behörde (z. B. bei der Untersu-
chung auf > D i e n s t u n f ä h i g k e i t ) . Nur gegen diese kann sich bei Vorliegen 
eines rechtlichen Interesses der Rechtsanspruch auf Einsichtnahme richten. 
Sie kann dem Untersuchten die Einsichtnahme in die beim Amtsarzt befindli-
chen Akten einschließlich Gutachten gestatten. 
Wird die Begutachtung durch den Amtsarzt selbst veranlaßt, richtet sich der 

Anspruch auf Einsichtnahme nach § 29 VwVfG und den entsprechenden lan-
desrechtlichen Vorschriften gegen das > G e s u n d h e i t s a m t (> G u t a c h t e n 
Rz 741). 

2. Ein in einem Verwaltungsverfahren erstattetes amtsärztliches Gutachten 
stellt keinen anfechtbaren Verwaltungsakt dar, auch dann nicht, wenn zu er-
warten ist, daß eine Verwaltungsbehörde es seiner Entscheidung zugrunde le-
gen wird (BVerwG, DVBl. 1961, 87). 

Anstaltsarzt im Justizvollzugsdienst 
57 I. Rechtsstellung. Zur Sicherstellung einer ausreichenden ärztlichen Betreu-

ung der Gefangenen in den Vollzugsanstalten werden Anstalts'ärzte bestellt 
(§§ 56 ff., 155 Abs. 2 StVollzG). Neben > beamteten Ärzten, die im Hauptamt 
oder Nebenamt nach den Vorschriften des Nebentätigkeitsrechts tätig sind 
(> N e b e n t ä t i g k e i t Rz 1235), werden heute vielfach auch niedergelassene 
Ärzte aufgrund eines Anstellungsvertrages mit der Landesjustizverwaltung ne-
benamtlich als > Ver t ragsä rz te beschäftigt (vgl. Händel, Med. Klinik 1975, 
293, 294f.). Diese Ärzte sind Beamte im strafrechtlichen Sinne (§11 Abs. 1 
Nr. 2c StGB; vgl. Schönke-Schröder-Eser, aaO. § 11 Rz 32). 

58 II. Die Aufgaben des Anstaltsarztes ergeben sich aus der Pflicht des Staates 
zur Gesundheitsfürsorge für Straf- und Untersuchungsgefangene (vgl. BGHZ 
21, 214, 220; BGH, NJW 1982, 1328). 

59 1. Als Ausfluß dieser Fürsorgepflicht hat der Gefangene grundsätzlich An-
spruch auf kostenlose ärztliche Versorgung in dem Maße, wie sie dem Patien-
ten normalerweise nach § 182 Abs. 1 Nr. 1 RVO zur Verfügung steht (OLG 
Koblenz, ZfStrVo 1978, 181; Calliess/Müller-Dietz, aaO. § 58 Rz 1). Dazu ge-
hört auch die Durchführung von > Früherkennungsuntersuchungen (§§ 57, 
59 StVollzG). Auf Vornahme von > Vorsorgeuntersuchungen besteht kein 
Rechtsanspruch, ebenso nicht auf eine bestimmte Behandlung (OLG Bremen, 
NJW 1960, 2261; OLG Frankfurt, GA 1966, 57). Der Gefangene hat auch kei-
nen Anspruch auf Behandlung durch einen Arzt seiner Wahl (> Freie Arz t -
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wähl). Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn der Gefangene sich bereiter-
klärt, die Kosten zu übernehmen (Calliess/Müller-Dietz, aaO. § 58 Rzn. 1, 3 
m. Nachw.). Die Vollzugsbehörde kann jedoch dem Gefangenen ausnahms-
weise gestatten, auf eigene Kosten einen Arzt seiner Wahl in Anspruch zu 
nehmen (vgl. Nr. 3 W zu § 58 StVollzG; zur Ermessensausübung in diesen 
Fällen vgl. OLG Hamm, MDR 1979, 428 [Leits.]; LG Augsburg, NJW 1980, 
465; Callies/Müller-Dietz, aaO.). Diese Erlaubnis soll allerdings nur erteilt 
werden, wenn der Gefangene den in Aussicht genommenen Arzt und den An-
staltsarzt untereinander von der ärztlichen Schweigepflicht entbindet. Diese 
Vorschrift ist im Hinblick auf die Problematik der Freiwilligkeit der Entschei-
dung bei der Entbindung von der Schweigepflicht durch Strafgefangene nicht 
unbedenklich (vgl. unten Rz 61, > Schweigepflicht Rz 1635). 

Der Anstaltsarzt muß jedoch von sich aus einen Arzt außerhalb der Anstalt 
zuziehen, wenn Art und Schwere der Erkrankung dies erfordern (vgl. Nr. 2 
Abs. 1 W zu § 58 StVollzG; LG Augsburg, aaO. S. 446). Reichen die Möglich-
keiten des Anstaltsarztes zur Behandlung eines erkrankten Gefangenen nicht 
aus, so hat er die Verlegung in ein zuständiges Krankenhaus der Justizverwal-
tung oder bei Gefahr im Verzug auch in ein anderes Krankenhaus zu veranlas-
sen. 

Bei Ablehnung der Hinzuziehung eines Arztes außerhalb der Anstalt durch 
die Vollzugsbehörde ist der Rechtsweg nach §§ 23 ff. EGGVG gegeben (Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung beim Strafsenat des zuständigen OLG; OLG 
Hamburg, NJW 1982, 2133). 

2. Unter den Voraussetzungen des § 101 StVollzG ist der Anstaltsarzt zur 60 
Durchführung medizinischer Zwangsmaßnahmen verpflichtet ( > Zwangs-
behandlung Rz 2004 > Zwangsernährung Rz 2011). 

3. Dem Anstaltsarzt obliegt auch die Durchführung der > Leichenschau 
bei Tod eines Gefangenen. 

III. Der Anstaltsarzt unterliegt in seiner Eigenschaft als Beamter und Arzt 61 
der Amtsverschwiegenheit und der ärztlichen > Schweigepflicht. 

1. Probleme ergeben sich bezüglich der Schweigepflicht gegenüber der An-
staltsleitung. Auch Strafgefangene haben grundsätzlich ein schutzwürdiges In-
teresse an der Wahrung des ärztlichen Berufsgeheimnisses (BVerfG, NJW 
1972, 811). Für die Befugnis zur Geheimnisoffenbarung gegenüber der An-
staltsleitung gelten daher zunächst die allgemeinen Regeln ( > Schweige-
pfl icht Rzn. 1630ff.; vgl. zum folgenden auch Zieger, StrVert. 1981, 559ff.; 
ders. bei Heim, Zwangsernährung, S. 77ff.). 

a) Soweit es danach auf die Entbindung des Arztes von der Schweigepflicht 
durch den Gefangenen ankommt, wird z.T. geltend gemacht, daß die Entbin-
dungserklärung wegen der typischen Abhängigkeit der Strafgefangenen von 
der Anstaltsgewalt nicht freiwillig erfolge und daher rechtsunwirksam sei 
(Schweigepflicht Rz 1635). Richtiger Ansicht nach kann diese Entscheidung 
nicht generell, sondern nur für den jeweiligen Einzelfall getroffen werden. Es 
sind Fälle denkbar, in denen der Gefangene ein erhebliches Interesse an einer 
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Einsichtnahme in die Krankenunterlagen durch den Anstaltsleiter hat. Ande-
rerseits gibt es Situationen, in denen der Arzt im Interesse des Gefangenen 
glaubt, eine vollständige Auskunft verweigern zu müssen; hier wird er den Ge-
fangenen über die Folgen einer Offenbarung des Geheimnisses gegenüber der 
Anstaltsleitung aufklären und im Falle der trotzdem gegebenen Einwilligung 
bei der Auskunftserteilung gegenüber der Anstaltsleitung weitgehend Zurück-
haltung üben müssen (vgl. auch die Antwort des Parlamentarischen Staatsse-
kretärs de With, BT-Drucks. 8/136). 

b) Bei der Rechtfertigung der Geheimnisoffenbarung unter dem Gesichts-
punkt des rechtfertigenden Notstandes (§ 34 StGB) ist grundsätzlich davon aus-
zugehen, daß das Informationsinteresse der Vollzugsbehörde gegenüber dem 
individuellen Geheimnisschutz des Gefangenen nicht generell höherwertig ist. 
I.d.R. wird jedoch das Geheimhaltungsinteresse des Gefangenen gegenüber Si-
cherheitsbedürfnissen, dem Schutz des Gefangenen vor sich selbst und dem 
Schutz anderer Gefangener zurücktreten müssen, während Tatsachen, die für 
den Zweck und die Durchführung des Strafvollzugs ohne Bedeutung sind, 
dem Geheimhaltungsschutz unterliegen (Händel, Med. Klinik 1975, 293, 299). 

c) Eine über die allgemeinen Rechtfertigungsgründe hinausgehende Befugnis 
zur Durchbrechung der ärztlichen Schweigepflicht im Verhältnis zur Vollzugs-
behörde kann sich aus dem Normgefüge des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) 
ergeben (vgl. zum folgenden Geppert, DBÄ 1983, 13, 17ff.). Soweit dem Ge-
fangenen danach besondere Duldungsverpflichtungen auferlegt sind, haben 
diese zwangsläufig auch Einschränkungen der ärztlichen Geheimhaltungs-
pflicht zur Folge. 

62 Daraus folgt, daß überall dort, wo Grundlage der ärztlichen Tätigkeit eine 
entsprechende gesetzliche Duldungsverpflichtung des Gefangenen ist, die ärzt-
liche Schweigepflicht im Innenverhältnis zur Anstaltsleitung eingeschränkt 
ist. 

Beispiele: (1) Ärztliche Stellungnahme bei Vollzugslockerungen, bei Anordnung oder 
Vollstreckung besonderer Sicherungsmaßnahmen sowie bei Anwendung unmittelbaren 
Zwangs; 

(2) Ausreichende und rechtzeitige Information der Anstaltsleitung über den Gesund-
heitszustand des durch Hungerstreik in Lebensgefahr geratenen Gefangenen; 

(3) Mitteilungen an die Anstaltsleitung nach ärztlichen Eingangsuntersuchungen gem. 
§ 5 Abs. 3 StVollzG. 

In allen diesen Fällen der erlaubten Durchbrechung der Schweigepflicht im 
Verhältnis zur Anstaltsleitung gilt jedoch der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit, d. h. über den erlaubten Umfang der Offenbarung hat der Arzt nach sorg-
fältiger Abwägung der kollidierenden Individual- und Allgemeininteressen 
nach Lage des Einzelfalles zu entscheiden. In jedem Falle geht die Offenba-
rungsbefugnis nur so weit, wie die Vollzugsbehörde die medizinischen Infor-
mationen als Beurteilungsgrundlagen für ihre Vollzugsentscheidung benötigt 
(näher dazu Geppert, aaO. S. 18). 

d) Soweit die Befugnis des Anstaltsarztes zur Geheimnisoffenbarung nach 
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den vorstehenden Grundsätzen reicht, erstarkt das an den Arzt gerichtete 
dienstliche Auskunftsverlangen zur verbindlichen Offenbarungspflicht (vgl. 
W Nr. 2 zu § 156 StVollzG). 

e) In die jeweiligen Krankenunterlagen darf die Anstaltsleitung nur in dem 
Umfang Einsicht nehmen, wie der Anstaltsarzt dienstintern zur Mitteilung 
verpflichtet ist (t> Krankenunter lagen Rz 1091) 

2. Der Anstaltsbeirat nach §§ 162 ff. StVollzG kann vom Anstaltsarzt stets 63 
Auskunft über die allgemeine Gestaltung und Organisation der ärztlichen Be-
treuung in der Anstalt verlangen; er hat jedoch grundsätzlich kein Recht, Aus-
künfte über die einem bestimmten Gefangenen im Einzelfall zuteil gewordene 
ärztliche Behandlung zu fordern und Einsicht in die Untersuchungsbefunde 
zu nehmen. Dies gilt auch dann, wenn der Gefangene den Anstaltsarzt von 
der Schweigepflicht entbunden hat (OLG Frankfurt, NJW 1978, 2351, 2352). 

IV. Haftung. Für Fehlleistungen des Anstaltsarztes bei der Gefangenenbe- 64 
treuung haftet das Land nach Amtshaftungsgrundsätzen (Art. 34 GG i.V.m. 
§ 839 BGB), gleichgültig ob es sich um beamtete Ärzte oder nebenberuflich tä-
tige niedergelassene Ärzte handelt (vgl. BGHZ 9, 145, 149; BGH v. 15. 10. 
1956 - III ZR 35/55 BGH, NJW 1982, 1328, > Haftung Rz 785f.). 

V. In Notfällen (z.B. Suizidversuch, Unfall) sind ortsansässige niedergelas-
sene Ärzte im Rahmen der allgemeinen Hilfeleistungspflicht nach §323c 
StGB ( > Unter lassene Hilfeleistung) zur Hilfeleistung verpflichtet, wenn 
der Anstaltsarzt nicht erreichbar ist. Krankenhausärzte sind nur insoweit hil-
feleistungspflichtig, als sie während des regulären Dienstes oder > Bereit-
schaftsdienstes im Krankenhaus abkömmlich sind. Wo ein allgemeiner 
ärztlicher > Notfal ldienst eingerichtet ist, ist in erster Linie dieser in An-
spruch zu nehmen (vgl. Händel, Med. Klinik 1975, 293, 295). 

VI. Zum Einsichtsrecht des Strafgefangenen in die über ihn geführten Kian-
kenakten > Krankenunter lagen Rz 1098 

VII. Eine Zulassung als > Kassenarzt dürfte für den hauptberuflichen An- 65 
staltsarzt regelmäßig nicht in Betracht kommen, da er für die Versorgung der 
Versicherten nicht in erforderlichem Maße zur Verfügung steht (§ 20 Abs. 1 
ZO-Ä). Im Einzelfall können jedoch die Verhältnisse anders liegen. Nach ei-
nem Urteil des BSG (NJW 1975, 1477, Rieger, DMW 1975, 1613) steht der Zu-
lassung eines beamteten Anstaltsarztes nichts im Wege, der für sein Dienstver-
hältnis wöchentlich ca. 31 Stunden und für seine mit Genehmigung seines 
Dienstherrn betriebene Privat- und Ersatzkassenpraxis wöchentlich ca. 40 
Stunden benötigt ( > Kassenarzt Rz 926). 
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Apotheke 
66 I. Begriff. Man versteht darunter einen unter fachlicher Leitung eines 

> Apothekers stehenden Gewerbebetrieb ( = Handelsgewerbe i. S. des § 1 
Abs. 2 Nr. 1 HGB) für die Zubereitung und den Verkauf von Arzneiwaren 
nach ärztlicher > Verschreibung oder im Freiverkauf (Handverkauf). 

II. Als Erscheinungsformen der Apotheken unterscheidet man die jeder-
mann zugänglichen öffentlichen Vollapotheken als Normaltyp der Apotheke 
und Apotheken, die nur einem begrenzten Personenkreis zur Verfügung ste-
hen, z.B. Bundeswehrapotheken und > K r a n k e n h a u s a p o t h e k e n (näher 
dazu Schiedermair-Pieck, aaO. § 1 Rzn. 22ff.). 

Keine Apotheken sind Arzneimittelabgabestellen aufgrund von > Dispen-
sierrechten (vgl. Schiedermair-Pieck, aaO. § 1 Rzn. 33ff.). 

67 III. Rechtsgrundlagen sind das Gesetz über das Apothekenwesen i.d.F. v. 
15. 10. 1980 - ApG - (BGBl. I S. 1993) und die aufgrund dieses Gesetzes erlas-
sene Apothekenbetriebsordnung v. 7. 8. 1968 - ABO - (BGBl. I S. 939). Das 
geltende Apothekenrecht basiert auf dem Grundsatz der Niederlassungsfrei-
heit ( > A p o t h e k e r Rz 75). 

IV. Den Apotheken obliegt die im öffentlichen Interesse gebotene Sicherstel-
lung einer ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung der Bevölkerung (§ 1 
Abs. 1 ApG). Der Betrieb einer Apotheke ist vom Apotheker persönlich zu lei-
ten (§ 1 Abs. 1 ABO). Die Verpachtung einer Apotheke an einen anderen Apo-
theker ist in bestimmen Fällen zulässig (§ 9 ApG). 

Die Abgabe von > Arzneimit te ln an Kunden darf außer durch den Apo-
thekenleiter nur durch das pharmazeutische Personal i. S. des § 2 Abs. 3 ABO 
erfolgen ( > Apothekenassistent , > Pharmazeutisch-technischer 
Assistent). Gefordert wird jedoch nicht eine eigenhändige Abgabe. Es genügt 
vielmehr, wenn der Apothekenleiter oder ein Angehöriger des von ihm zu be-
aufsichtigenden pharmazeutischen Personals (§ 2 Abs. 4 ABO) eine nicht zum 
pharmazeutischen Personal gehörende Hilfskraft anweist, Arzneimittel an 
Kunden auszuhändigen, nachdem er selbst die Arzneimittel anhand des Re-
zeptes geprüft hat (OLG Düsseldorf, NJW 1982, 2133). 

68 V. Aus § 1 Abs. 1 ApG, wonach den Apotheken die im öffentlichen Inter-
esse gebotene Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung 
der Bevölkerung obliegt und aus § 10 Abs. 3 ABO, wonach > Verschreibun-
gen unverzüglich auszuführen sind, ergibt sich, daß für Apotheker grundsätz-
lich Lieferzwang (Kontrahierungszwang) besteht, der gleichzeitig eine straf-
rechtliche Garantenpflicht begründet, so daß bei Eintritt von Schäden durch 
Nichtlieferung von Medikamenten eine Bestrafung aus §§ 222, 230, 323 c 
StGB erfolgen kann. Darüber hinaus stellen Verstöße gegen die Lieferpflicht 
eine Verletzung der Berufspflicht dar, die berufsgerichtlich geahndet werden 
kann (vgl. Pfeil-Pieck-Steinbach, aaO. § 10 Rz 4). 
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Eine Ausnahme vom Kontrahierungszwang besteht dann, wenn ein offen-
sichtlicher Fall von Arzneimittelmißbrauch vorliegt. In diesem Fall ist der 
> A p o t h e k e r nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, die Abgabe zu 
verweigern. Hat er lediglich den Verdacht auf Mißbrauch, darf er die Abgabe 
verweigern, es sei denn, daß eine unterlassene Hilfeleistung in Betracht 
kommt (näher dazu Pieck, PharmZtg. 1973, 943ff., 947). 

VI. 1. Besondere Vorschriften bestehen für die Preisgestaltung der Apothe- 69 
ken (> A r z n e i m i t t e l p r e i s v e r o r d n u n g ] . 

2. Bei Arzneimittellieferungen für Kassenpatienten haben die Apotheken 
den Krankenkassen einen sog. Krankenkassenrabatt von 5 % von den Preisen 
der > A r z n e i m i t t e l p r e i s v e r o r d n u n g zu gewähren, sofern die Rechnung 
der Apotheke binnen zehn Tagen nach Eingang bei der Krankenkasse bezahlt 
wird (§ 376 Abs. 1 RVO; näher dazu Gerdelmann-Kirstgen-Westphal, aaO. Kz 
330). Diese Regelung verstößt nicht gegen das Grundgesetz (BGH, ErsK 1970, 
440; BVerfG, ErsK 1971, 16, 328). 

Zur Frage der Kostenerstattungspflicht der Krankenkasse bei Vorlage gefälsch-
ter Rezepte, die als solche vom > A p o t h e k e r nicht erkannt werden vgl. Rie-
ger, DAZ 1981, 1153. 

VII. Zum Verbot der Übergabe von Rezepten durch den verschreibenden 
Arzt an Apotheken t> V e r s c h r e i b u n g Rz 1834; zum verbotenen Einsam-
meln von Rezepten durch Apotheken > A p o t h e k e r Rz 80. 

VIII. Die ordnungsgemäße Arzneimittelversorgung verlangt die ständige 70 
Dienstbereitschaft einer ausreichenden Zahl von Apotheken (vgl. § 5 ABO; § 4 
Ladenschlußgesetz; OVG Münster, GewArch. 1982,277). Während der Zeit der 
Dienstbereitschaft seiner Apotheke hat sich der > A p o t h e k e r grundsätzlich in 
den Apothekenbetriebsräumen aufzuhalten (OVG Koblenz, NJW 1983,2102). 

Apothekenhelfer 
I. Aufgabe des Apothekenhelfers ist die Hilfeleistung bei der Ausübung 71 

pharmazeutischer Tätigkeiten durch das Apothekenpersonal gem. § 2 ABO 
(näher zum Aufgabengebiet Wehle, BerufskBl. 1 - XA 303, S. 1 ff.). 

II. Der Beruf des Apothekenhelfers ist ein staatlich anerkannter Ausbil-
dungsberuf i. S. des § 25 Abs. 1 BBiG. Rechtsgrandlage ist die Verordnung über 
die Berufsausbildung zum Apothekenhelfer v. 28. 11. 1972 (BGBl. I S. 2217). 
Der Apothekenhelfer gehört nicht zum pharmazeutischen Personal i. S. des § 2 
Abs. 3 ABO. 

Die Berufsbezeichnung ist nicht geschützt. 

III. Die Ausbildung dauert zwei Jahre. Sie schließt ab mit der Prüfung vor der 
Apothekerkammer. 
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Apothekenpflicht 
72 I. Man versteht darunter den in § 43 AMG verankerten Grundsatz, daß 

> A r z n e i m i t t e l aus Gründen der ordnungsgemäßen Arzneimittelversor-
gung und der Arzneimittelsicherheit regelmäßig nur von akademisch ausgebil-
deten Arzneimittelfachleuten in > A p o t h e k e n in den Verkehr gebracht wer-
den dürfen. 
Das Verbot der Abgabe apothekenpflichtiger Arzneimittel gilt auch für Ärzte. 

Erlaubt ist dem Arzt dagegen die Anwendung von Arzneimitteln an den von 
ihm behandelten Patienten (z.B. durch Verabreichung von > I n j e k t i o n e n 
und > I n f u s i o n e n , Anbringen von > K o n t a k t l i n s e n als Medikamenten-
träger); hierin liegt kein „Inverkehrbringen" i. S. der §§43 Abs. 1, 4 Abs. 17 
AMG (> S p r e c h s t u n d e n b e d a r f Rz 1717). Im Einzelfall kann die Abgren-
zung problematisch sein. Keine Anwendung am Patienten, sondern ein unzu-
lässiges Inverkehrbringen von Arzneimitteln liegt in der Abgabe oraler Rönt-
genkontrastmittel in der > Arz tp rax i s . > Bet r iebsarz t Rz 440. 

73 II. Eine Ausnahme von der Apothekenpflicht bilden die freiverkäuflichen 
Arzneimittel, die auch außerhalb von Apotheken im Einzelhandel an Verbrau-
cher abgegeben werden dürfen (vgl. §§ 44, 45 AMG). Weitere Ausnahmen von 
der Apothekenpflicht bestehen z. B. nach § 47 AMG. Umgekehrt kann die 
Apothekenpflicht durch Rechtsverordnung gem. § 46 AMG ausgeweitet wer-
den. 

III. Grundsätzlich sind > A r z n e i m i t t e l , die der > Verschreibungspflicht 
unterliegen, auch apothekenpflichtig. Die Apothekenpflicht besteht jedoch 
nicht für alle verschreibungspflichtigen Arzneimittel, weil beide Gruppen 
nach unterschiedlichen Kriterien (Gefährlichkeit von Inhaltsstoffen bzw. 
Zweckbestimmung) gebildet sind. Beispielsweise dürfen verschreibungspflich-
tige Arzneimittel i.S. des § 2 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 AMG außerhalb von > Apo-
theken abgegeben werden (Müller-Römer, aaO. S. 23). 

IV. Die kostenlose Abgabe apothekenpflichtiger Arzneimittel an Kunden auf 
deren Verlangen ist dem Apotheker standesrechtlich verboten (> A p o t h e -
k e r Rz 80). 

Apotheker 
74 I. Man versteht darunter eine Person, die aufgrund der > Approbation als 

Apotheker oder aufgrund einer Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des 
Apothekerberufes zur Ausübung einer pharmazeutischen Tätigkeit unter der 
Berufsbezeichnung „Apotheker" berechtigt ist (§ 2 Abs. 3, § 3 BApO). Die tat-
sächliche Ausübung des Berufes ist nicht erforderlich. Die Berufsbezeichnung 
ist durch § 132a Abs. 1 Nr. 1 StGB i.V.m. § 3 BApO geschützt. 
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II. Berufsrecht. 1. Die Zulassung zum Apothekerberuf ist in der Bundes-Apo-
thekerordnung v. 5. 6. 1968 - BApO - (BGBl. I S. 601) geregelt. 

2. Die Ausbildung zum Apotheker richtet sich nach der Approbationsord-
nung für Apotheker v. 23. 8. 1971 - AOAp - (BGBl. I S. 1377). Nach § 1 
Abs. 1 AOAp umfaßt die pharmazeutische Ausbildung ein Hochschulstudium 
von mindestens dreieinhalb Jahren sowie eine praktische Ausbildung von 
12 Monaten. Die Ausbildung schließt ab mit der pharmazeutischen Prüfung, 
die in drei Prüfungsabschnitten abzulegen ist. Nach bestandener Prüfung wird 
auf Antrag die > A p p r o b a t i o n als Apotheker erteilt (§§ 18, 19 AOAp.). 

3. Für die Berufsausübung gelten neben der Apothekenbetriebsordnung v. 7. 
8. 1968 - ABO - (BGBl. I S. 939) die landesrechtlichen Kammer- oder Heilbe-
rufsgesetze ( > Ä r z t e k a m m e r Rz 2), sowie die auf ihrer Grundlage erlasse-
nen Berufsordnungen. Entsprechend den Regelungen bei den übrigen akademi-
schen Heilberufen unterliegen Apotheker der Pflichtmitgliedschaft bei der 
Apothekerkammer sowie einer eigenen Berufsgerichtsbarkeit (!> Berufsge-
richt). 

Der selbständige Apotheker ist einerseits Vollkaufmann i. S. des HGB, ande- 7 5 
rerseits Angehöriger eines freien Berufes, wobei die letztere Eigenschaft über-
wiegt (vgl. BVerfGE 17, 232, 239; Dünisch, BayVBl. 1982, 102, 107). Zur Zu-
lässigkeit einer Stillen Beteiligung eines Nichtapothekers an einer Apotheke 
nach dem BApG vgl. BGH, NJW 1980, 638. 

Seit dem sogenannten „Apothekerurteil" des BVerfG v. 11. 6. 1958 (NJW 
1958, 1035) besteht > Niederlassungsfreihei t (Rz 1251). 
4. Im Bereich der Europäischen Gemeinschaft gibt es noch keine gegenseitige 

Anerkennung der Apotheker - Diplome und damit auch noch keine > Nie-
derlassungsfreiheit (zum gegenwärtigen Stand vgl. Ahlgrimm, PharmZtg. 
1983, 1865 ff.). 

III. Als Aufgaben des Apothekers nennt § 2 Abs. 3 BApO insbesondere die 76 
Entwicklung, Herstellung, Prüfung und Abgabe von > Arzne imi t te ln . Als 
Apothekenleiter oder Angestellter in einer Apotheke obliegt dem Apotheker 
die kunstgerechte Ausführung ärztlicher > Verschre ibungen und die Ab-
gabe von Arzneimitteln. 

Streitig ist, inwieweit der Apotheker darüber hinaus gegenüber den Kunden 
auch eine Beraterfunktion hat. Einigkeit besteht insoweit, als die Beratung 
durch den Apotheker stets dort ihre Grenze haben muß, wo sie Ausübung der 
> H e i l k u n d e darstellt. Im einzelnen gelten folgende Grundsätze (zum fol-
genden eingehend Pieck, PharmZtg. 1973, 943 ff. ; ders., PharmZtg. 1982, 
232):. 

1. Soweit der Apotheker ärztliche Verschreibungen beliefert, darf er dem 
Kunden weder abraten, das verschriebene Arzneimittel entgegenzunehmen, 
noch ihm raten, anstelle des verschriebenen Arzneimittels ein anderes zu er-
werben {Substitutionsverbot; § 10 Abs. 4 Satz 1 ABO). Die Nichtbeachtung die-
ses Verbots kann einen Unterlassungsanspruch des verschreibenden Arztes 
wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts auslösen (§§ 823 
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Abs. 1, 1004 BGB; Art. 1 u. 2 GG ; vgl. OLG Celle, OLGZ 1978, 74 [Äußerung 
des Apothekers, die vom Arzt verschriebenen Medikamente seien viel zu 
stark]). Zwar ist es dem Apotheker nicht schlechthin untersagt, Kritik an Ver-
schreibungen des Arztes zu üben. Er ist vielmehr im Rahmen des § 5 AMG 
und des § 10 Abs. 4 ABO nicht nur berechtigt, sondern sogar verpflichtet, Be-
denken gegen vom Arzt verschriebene Medikamente geltend zu machen, 
wenn die Verschreibung einen Irrtum enthält oder sich sonstige Bedenken er-
geben. Es ist jedoch nicht Aufgabe des Apothekers, die medizinische Oppor-
tunität einer ärztlichen Verordnung zu beurteilen und seine Meinung dem Pa-
tienten, gefragt oder ungefragt, mitzuteilen (vgl. Pieck, PharmZtg. 1982, 233). 

77 2. Hinsichtlich der Information des Kunden über Nebenwirkungen und Un-
verträglichkeiten ist zu unterscheiden: a) Bei der Arzneimittelabgabe aufgrund 
einer ärztlichen Verordnung darf der Apotheker davon ausgehen, daß der Arzt 
seinen Patienten im Rahmen seiner > Aufklärungspflicht (Rzn. 261, 280) in 
gebotenem Umfang unterrichtet hat. Eine zusätzliche Information begründet 
die Gefahr einer Verunsicherung des Patienten und stellt deshalb einen unzu-
lässigen Eingriff in das Arzt-Patient-Verhältnis jedenfalls dann dar, wenn sie 
ungefragt erteilt wird. 

b) Bei der Abgabe von Medikamenten zur > S e l b s t m e d i k a t i o n ist der 
Apotheker zur Unterrichtung des Kunden über Risiken des jeweiligen Präpara-
tes berechtigt, aber nicht verpflichtet (Pieck, PharmZtg. 1982, 233), sofern der 
Kunde eine entsprechende Information nicht ausdrücklich verlangt; anderen-
falls besteht eine Informationspflicht (vgl. unten Rz 79). 

78 3. Grundsätzlich unzulässig ist eine Beratung, welche die Feststellung einer 
Krankheit zum Gegenstand hat, mit einschließt oder voraussetzt (bedenklich 
daher AG Ehingen, NJW 1953, 1236 [Verkauf eines selbstgefertigten freiver-
käuflichen Magenpulvers nach Diagnostizierung einer Gastritis aufgrund er-
fragter Krankheitserscheinungen]; teilweise zu weitgehend auch Rohdewald, 
Aufgaben des Apothekers im Vorfeld der Vorsorgeuntersuchungen, DAZ 
1979, 367ff.). Keine verbotene Ausübung der > H e i l k u n d e liegt dagegen 
vor, wenn es zur Feststellung der Krankheit keiner ärztlichen Fachkenntnisse 
bedarf (z. B. Empfehlung eines bestimmten Arzneimittels bei Erkältungskrank-
heiten). In diesen Fällen macht der Apotheker lediglich von der Lebenserfah-
rung und der Sachkunde Gebrauch, die er in seiner beruflichen Tätigkeit hat 
sammeln können (Pieck, PharmZtg. 1973, 945; 1982, 233; vgl. auch OLG 
Karlsruhe, DAZ 1970, 225). In keinem Fall ergibt sich ein Recht des Apothe-
kers zum Diagnostizieren aus der Ungefährlichkeit der Diagnose (Pieck, aaO. 
S. 945). 

79 IV. Haftung. Zu den Sorgfaltspflichten des Apothekers gehören u.a.: 
1. Grundsätzlich die Pflicht zur umfassenden Information und Aufklärung 
über Wirkungen, Nebenwirkungen und Unverträglichkeiten von > Arznei-
mitteln sowie über Gewöhnungsgefahren auf entsprechende Fragen des Kun-
den (näher dazu Pieck, aaO. S. 946). 

2. Auch ohne Fragen des Kunden besteht eine Aufldärungspflicht dann, 
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wenn Anhaltspunkte vorhanden sind, die es als möglich erscheinen lassen, 
daß ein Fehlgebrauch, ein Mißbrauch oder ein Zuvielverbrauch stattfindet. 
Für die Ausführung ärztlicher > VerSchreibungen folgt dies aus § 10 
Abs. 4 ABO („sonstige Bedenken"; vgl. oben Rz 76). Dieser Grundsatz muß 
auch bei der Abgabe rezeptfreier Arzneimittel zur > Selbstmedikation gel-
ten (näher dazu Pieck, aaO. S. 946). 

In offensichtlichen Fällen von Arzneimittelmißbrauch ist der Apotheker zur 
Verweigerung der Arzneimittelabgabe nicht nur berechtigt, sondern auch ver-
pflichtet (näher dazu Pieck, PharmZtg. 1973, 947). 

3. In Fällen lang andauernden Arzneimittelgebrauchs ist der Apotheker ver-
pflichtet, von sich aus auf Nebenwirkungs- und Gewöhnungsgefahren hinzu-
weisen und die Konsultation eines Arztes anzuraten. Die Verweisung an den 
Arzt ist auch dann geboten, wenn der Kunde von bestimmten Symptomen, 
z. B. Blutungen oder Fieber, berichtet. 

4. Sofern mehrere vom Arzt verordnete Medikamente miteinander in uner-
wünschter Wechselwirkung stehen („Interaktionen"), ist der Apotheker nach 
§ 10 Abs. 4 ABO verpflichtet, mit dem Arzt Rücksprache zu nehmen (Pieck, 
PharmZtg. 1982, 234). 

V. Der Apotheker unterliegt der strafrechtlichen > Schweigepflicht nach 
§ 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB. 

VI. Für den Apotheker gilt ebenso wie für den Arzt ein berufsrechtliches 
Werbeverbot (näher dazu Pieck, DAZ 1980, 289ff.). Er hat insbesondere die 
Vorschriften des > Heilmittelwerbegesetzes zu beachten (vgl. Doepner, 
HWG Einl. Rz 29; Dünisch, BayVBl. 1982, 102, 107 f.). Zur Zulässigkeit der 
Apothekerwerbung für das Nebensortiment durch Anzeigen und Prospekte 
vgl. BGH, NJW 1983, 2085. Das berufsrechtliche Verbot unangemessener und 
marktschreierischer Werbung ist als Regelung der Berufsausübung von Verfas-
sungs wegen nicht zu beanstanden (BVerfG, NJW 1980, 633). Zur Abgrenzung 
zwischen Standesrecht und Wettbewerbsrecht bei Apothekern vgl. BerufsG 
für die Heilberufe beim VG Bremen, GewArch 1983, 56 m. krit. Anm. Hitzler. 

Der Vermeidung eines übertriebenen Wettbewerbs unter den Apothekern 
dient auch das in den Berufsordnungen der Landesapothekerkammern veran-
kerte Verbot der kostenlosen Abgabe von apothekenpflichtigen ( > Apotheken-
pflicht) Arzneimitteln an Kunden auf deren Verlangen (vgl. z. B. § 8 Nr. 6 BO 
Westf.-Lippe). Diese Regelung verstößt nicht gegen Bundesrecht (BVerwG v. 
16. 6. 1 9 8 3 - 3 C 79.81 -). 

VII. Das Einsammeln von Rezepten in einer > Arztpraxis durch Apotheker 
verstößt gegen §§ 1, 6, 7 ApG, § 11 ABO und zugleich gegen § 1 UWG, selbst 
wenn die Patienten darum gebeten haben oder die Rezepte in Kenntnis der 
Tatsache, für welche > A p o t h e k e sie gesammelt werden, einfach in der 
Arztpraxis zurücklassen. Gleiches gilt, wenn ein Apotheker ein solches Ein-
sammeln von Rezepten durch seine Angestellten oder sonst mit ihm in irgend-
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einer Weise verbundene Personen zuläßt oder wenn er duldet, daß seine Ange-
stellten von beliebigen Personen Rezepte zur Besorgung annehmen (BGH v. 
17. 10. 1980 - I ZR 8/79 -). Gleiches gilt erst recht, wenn ein Apotheker 
Dritte (z. B. Angestellte eines Rehabilitationszentrums oder eines Altenheims) 
- auch konkludent - veranlaßt, für ihn Rezepte zu sammeln (BGH, NJW 
1982, 1330; GRUR 1981, 282). > R e z e p t s a m m e l s t e l l e 

Apothekerassistent 
81 I. Der Apothekerassistent ist ein nach früherem Recht vorgeprüfter Apothe-

kenanwärter, der als Angehöriger des pharmazeutischen Personals (§ 2 Abs. 3 
Nr. 5 ABO) unter der Verantwortung eines > A p o t h e k e r s pharmazeutische 
Tätigkeiten (§ 2 Abs. 2 ABO) unter der geschützten Berufsbezeichnung „Apo-
thekerassistent" ausübt. Rechtsgrundlage ist das Gesetz über die Rechtsstel-
lung vorgeprüfter Apothekeranwärter v. 4. 12. 1973 - ApAnwG - (BGBl. I 
S. 1813). 

Die Berufsbezeichnung „Apothekerassistent" ist geschützt (§ 3 ApAnwG). 

II. Der Apothekerassistent besitzt die Sachkenntnis als > Pharmaberater 
(§ 75 Abs. 2 Nr. 2 AMG) und braucht deshalb keinen entsprechenden Nach-
weis zu erbringen, wenn er diese Tätigkeit ausüben will. 

Apparategemeinschaft 
82 I. Die Apparategemeinschaft ist eine partielle l> Praxisgemeinschaft und da-

mit eine Unterart dieser Form der > G r u p p e n p r a x i s . Sie beschränkt sich 
auf die gemeinsame Nutzung kostspieliger medizinisch-technischer Einrich-
tungen sowie des dazu erforderlichen Hilfspersonals. Im übrigen üben die ärzt-
lichen Partner ihre ärztliche Tätigkeit in ihren eigenen, meist räumlich ge-
trennten Praxen aus. Eine besondere Erscheinungsform der Apparategemein-
schaft ist die > L a b o r g e m e i n s c h a f t . 

II. Für die rechtliche Beurteilung gilt das gleiche wie bei der > Praxisge-
m e i n s c h a f t (vgl. auch Weissauer, BayÄBl. 1977, lff.). Für die Errichtung 
von Apparategemeinschaften gibt es Musterverträge (vgl. Rieger, Verträge zwi-
schen Ärzten in freier Praxis). 

83 III. Zur medizinischen Apparategemeinschaft aus kassenarztrechtlicher Sicht 
vgl. Narr, Therapiewoche 1979, 6173 ff. Unzulässig ist die gewerbsmäßige Be-
tätigung eines > K a s s e n a r z t e s im Rahmen einer Apparategemeinschaft 
durch entgeltliche Zurverfügungstellung von medizinisch-technischen Appara-
ten (näher dazu Bogs, SGb 1977, 217 ff. > K a s s e n a r z t Rz 941). 
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Approbation 
1. 1. Allgemein versteht man unter diesem Begriff die staatliche Erlaubnis 84 

zur Ausübung eines akademischen Heilberufes ( > A r z t , > A p o t h e k e r , 
> Z a h n a r z t , Tierarzt). Die früher übliche Bezeichnung > Bestal lung 
wurde aus Gründen der Vereinheitlichung aufgegeben. 

2. Die ärztliche Approbation ist die Erlaubnis zur Ausübung der > Heil-
k u n d e unter der Berufsbezeichnung > „Arz t " oder „Ärztin" (§ 2 Abs. 5 
BÄO > Bundesärz teordnung) . 

Die ärztliche Approbation berechtigt auch zur Ausübung der > Zahnheil-
kunde (§ 1 Abs. 1 Satz 1 ZHG > Z a h n a r z t , > Zahnhe i lkundegese tz ) . 

Gegenstand der folgenden Darstellung ist ausschließlich die ärztliche Appro-
bation. Zur ärztlichen Approbation in der DDR > D i p l o m - M e d i z i n e r 

II. Erteilung der Approbation an Deutsche (einschließlich Bürger der DDR), 
Staatsangehörige der EWG und heimatlose Ausländer. Nach § 3 Abs. 1 BÄO 
haben die Genannten bei Vorliegen der charakterlichen, gesundheitlichen und 
ausbildungsmäßigen Voraussetzungen nach Nrn. 1-4 (vgl. dazu im einzelnen 
Narr, aaO. Rz 44ff.) einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Approbation. 

1. § 3 Abs. 1 Nr. 4 BÄO verlangt ein > M e d i z i n s t u d i u m von mindestens 
sechs fahren einschließlich einer 8- bis 12monatigen praktischen Ausbildung 
in Krankenanstalten und das Bestehen der > ä rz t l i chen P r ü f u n g in der 
Bundesrepublik. 
Als Ausbildung i. S. dieser Vorschrift gilt auch eine in einem der übrigen Mit-

gliedstaaten der EWG abgeschlossene ärztliche Ausbildung, wenn sie durch 
Vorlage eines nach dem 20. 12. 1976 ausgestellten, in der Anlage zur BÄO auf-
geführten ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungs-
nachweises des betreffenden Mitgliedstaates nachgewiesen wird (§ 3 Abs. 1 
Satz 2 BÄO). Damit werden Staatsangehörige der EWG-Mitgliedstaaten nicht 
mehr wie Ausländer gemäß § 3 Abs. 3 BÄO behandelt, sondern mit ihren Hei-
matdiplomen in der Bundesrepublik deutschen Bewerbern gleichgestellt (vgl. 
Winkel, DMW 1976, 1366; Bösche, NJW 1978, 575, Narr, aaO. Rz 53). Ein 
Rechtsanspruch auf Erteilung der deutschen Approbation besteht nach nähe-
rer Maßgabe des § 14b BÄO auch bei Vorlage eines der vorgenannten, vor dem 
20. 12. 1976 ausgestellten Befähigungsnachweises. 
Umgekehrt haben auch deutsche Staatsangehörige mit in der Bundesrepublik 

erworbenen Prüfungszeugnissen einen Rechtsanspruch auf Anerkennung die-
ser Ausbildung in den übrigen Mitgliedstaaten der EWG. 

2. Eine von einem Deutschen, einem Staatsangehörigen eines EWG-Mit- 85 
gliedstaates oder einem heimatlosen Ausländer außerhalb der Bundesrepublik 
und außerhalb eines EWG-Mitgliedstaates abgeschlossene ärztliche Ausbildung 
gewährt dann einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Approbation, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BÄO). 
Die Gleichwertigkeit wird gesetzlich vermutet für eine in der DDR (ein-
schließlich Ost-Berlin) erworbene abgeschlossene Ausbildung (§ 3 Abs. 1 Satz 4 
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BÄO > D i p l o m - M e d i z i n e r ) . Bei einer in der Schweiz absolvierten vollstän-
digen Ausbildung zum Arzt hält das BMJFG die Gleichwertigkeit ebenfalls für 
gegeben. Im übrigen muß die Gleichwertigkeit einer im Ausland erworbenen 
Ausbildung im Einzelfall geprüft werden. Ein in Österreich absolviertes 
> M e d i z i n s t u d i u m reicht zur Anerkennung der Gleichwertigkeit nicht 
aus, da die der deutschen Approbation entsprechende Berechtigung zur selb-
ständigen Ausübung des Arztberufes erst nach einer sich an das Hochschulstu-
dium anschließenden mindestens dreijährigen praktischen Ausbildung (Tur-
nuszeit) erworben wird. Für den Abschluß der zur Erlangung der Approbation 
erforderlichen ärztlichen Ausbildung ist deshalb noch eine Tätigkeit in der 
Bundesrepublik nach § 10 Abs. 4 BÄO notwendig (näher dazu Narr, aaO. Rz 
53). 

III. Erteilung der Approbation an Ausländer aus Staaten außerhalb der EWG. 
1. Ausländer, die nicht Staatsangehörige der DDR oder eines Mitgliedstaats 
der EWG sind, haben grundsätzlich keinen Rechtsanspruch auf Erteilung der 
Approbation, gleichgültig ob sie ihre Ausbildung zum Arzt in der Bundesrepu-
blik oder im Ausland absolviert haben. Sie können die Approbation jedoch „in 
besonderen Einzelfällen" oder „aus Gründen des öffentlichen Gesundheitsin-
teresses" aufgrund einer Ermessensentscheidung der zuständigen Behörde er-
halten (§ 3 Abs. 3 Satz 1 BÄO). Beide Begriffe unterliegen als unbestimmte 
Rechtsbegriffe der vollen richterlichen Nachprüfung. Im übrigen ist die Ent-
scheidung der Behörde als Ermessensentscheidung nur nach den insoweit gel-
tenden Grundsätzen zu überprüfen. Das bedeutet, daß auch bei Bejahung ei-
nes „besonderen Einzelfalles" oder eines „öffentlichen Gesundheitsinteresses" 
dem Antragsteller die Approbation nicht notwendig erteilt werden muß. Viel-
mehr hat die Behörde im Rahmen ihres Folgeermessens eine Güter- und Inter-
essenabwägung vorzunehmen. Das Interesse des Antragstellers an der Appro-
bation ist abzuwägen gegen öffentliche Interessen, die der Erteilung der 
Approbation entgegenstehen. Dabei kann die Behörde auch Erwägungen dar-
über anstellen, ob dem Antragsteller im Interesse der ärztlichen Versorgung 
der Bevölkerung oder aus anderen Gründen anstelle der Approbation nur eine 
befristete und gegebenenfalls auf bestimmte Tätigkeiten oder Beschäftigungs-
stellen beschränkte > B e r u f s e r l a u b n i s gem. § 10 BÄO angeboten werden 
soll. Wo die Grenze liegt, bei der der ausländische Bewerber nicht mehr auf 
eine solche Berufserlaubnis verwiesen werden darf, läßt sich nicht generell, 
sondern nur nach den konkreten Umständen des Einzelfalles bestimmen. Das 
der Behörde in § 3 Abs. 3 Satz 1 BÄO eingeräumte Ermessen kann sich im Ein-
zelfall so stark verengen, daß sich nur die Erteilung der Approbation an den 
ausländischen Arzt als pflichtgemäße Ermessensausübung darstellt (VG Mün-
ster, NJW 1974, 2068) BVerwG, NJW 1974, 1634 BVerwG, DVBl. 1980, 743; 
OVG Lüneburg v. 27. 7. 1977, ArztR 1978, 267). 

Insgesamt ist zu beachten, daß die Vorschrift des § 3 Abs. 3 BÄO Ausnahme-
charakter hat und daher eng auszulegen ist (OVG Berlin, NJW 1972, 2195; 
BVerwG, DVBl. 1980, 743). 
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1. „Besondere Einzelfälle" i.S. des § 3 Abs. 3 Satz 1 BÄO sind nicht nur Härtefälle, 8 7 
schließen diese jedoch ein (OVG Berlin v. 5. 9. 1973, DMW 1973, 2316; zum Begriff des 
Härtefalls vgl. OVG Berlin, NJW 1970, 1249). Die Annahme eines besonderen Einzelfal-
les setzt voraus, daß die persönlichen und beruflichen Lebensverhältnisse eines Antrag-
stellers Besonderheiten aufweisen, die ihn von dem Regelfall eines Ausländers, der im 
Geltungsbereich der BÄO als nicht approbierter Arzt tätig ist, wesentlich unterscheiden. 
Dabei kommt es auf eine zusammenfassende Würdigung der persönlichen und berufli-
chen Situation des Bewerbers an, bei der insbesondere seine Integration in die hiesigen 
Berufs- und Lebensverhältnisse eine Rolle spielt (BVerwG, DVBl. 1980, 743). Ein beson-
derer Einzelfall ist zu bejahen, wenn der ausländische Antragsteller mit einer Deutschen 
verheiratet ist und sich aufgrund langjährigen Aufenthalts sowie langjähriger ärztlicher 
Berufserfahrungen im Geltungsbereich der BÄO in die deutschen Verhältnisse eingeord-
net hat (BVerwG, NJW 1974, 1634 [16jährige Tätigkeit als Krankenhausarzt in der Bun-
desrepublik, Ehe mit einer deutschen Frau, 2 Kinder]; OVG Berlin v. 5. 9. 1973, aaO. 
(Iranischer Bewerber begann 1954 Medizinstudium in der Bundesrepublik und war an-
schließend ärztlich tätig, seit 1963 mit deutscher Frau verheiratet, 2 Kinder]; OVG Ber-
lin, NJW 1972, 2195 [Griechischer Arzt war seit 13 Jahren in Westberliner Krankenhäu-
sern tätig, mit einer Deutschen verheiratet, 2 Kinder]). Gleiches soll nach einem Urteil 
des OVG Berlin v. 6. 6. 1975 (EOVG Berlin 13, 120) dann gelten, wenn die Ehe nicht mit 
einer Deutschen, wohl aber mit einer Angehörigen eines EWG-Mitgliedstaates (Nieder-
länderin) besteht. Bei der Güterabwägung im Rahmen der Ermessensentscheidung der 
Behörde kann ein gewichtiger Grund, der die persönlichen Interessen des Bewerbers an 
der Erteilung der Approbation erheblich verstärkt und die Verweisung auf eine Erlaub-
nis nach § 10 BÄO ausschließt, die Eröffnung einer > Gemeinschaftspraxis mit der 
deutschen Ehefrau sein (OVG Lüneburg, ArztR 1978, 269). 

Die verhältnismäßig lange Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik für die Ausbildung 
zum Arzt und für die > Weiterbildung zum > Gebietsarzt und die sich daraus ergeben-
den Lebensverhältnisse müssen bei der Beurteilung, ob ein „besonderer Einzelfall" vor-
liegt, grundsätzlich außer Betracht bleiben. Eine erst dreijährige Tätigkeit des Antragstel-
lers als Gebietsarzt an einem deutschen Krankenhaus aufgrund einer Erlaubnis nach 
§ 10 BÄO kann auch unter Berücksichtigung des Vorliegens einer befristeten Einbürge-
rungszusicherung ohne das Hinzukommen weiterer Umstände nicht zur Bejahung eines 
besonderen Einzelfalles i.S. des § 3 Abs. 3 BÄO führen (BVerwG, DVBl. 1980, 743; vgl. 
auch VGH Bad.-Wttbg. v. 24. 3. 1982, ArztR 1982, 296 (kein „besonderer Einzelfall" bei 
ausländischer Ärztin, die seit mehreren Jahren mit einem deutschen Arzt verheiratet ist 
und Kinder hat, nach ihrer Ausbildung im Inland aber nur 6 Wochen berufstätig war]). 

2. „Gründe des öffentlichen Gesundheitsinteresses" rechtfertigen die Erteilung der 8 8 
Approbation dann, wenn die vorhandene ärztliche Bedarfslage die Tätigkeit eines aus-
ländischen Arztes erfordert. Insoweit besteht für die Gesundheitsverwaltung eine beson-
dere Art der Bedarfslenkung. Das „öffentliche Gesundheitsinteresse" i. S. des § 3 Abs. 3 
Satz 1 BÄO ist nicht identisch mit dem „Interesse der ärztlichen Versorgung der Bevöl-
kerung" i.S. des § 10 Abs. 3 BÄO. Letzteres ist regelmäßig auf die Bedarfsdeckung am 
Krankenhaus oder an einem einzelnen Arzt- oder > Kassenarztsitz zu beziehen (> Be-
ruf s e r l a u b n i s Rz 361). Demgegenüber liegt ein öffentliches Gesundheitsinteresse erst 
dann vor, wenn die Tätigkeit eines ausländischen Arztes über den Einzelfall eines Ver-
sorgungsinteresses hinaus von allgemeiner Bedeutung für die Öffentlichkeit ist und die 
Bedarfslage durch vorübergehende Maßnahmen wie eine Erlaubniserteilung gemäß § 10 
Abs. 3 BÄO nicht behoben werden kann. Dies ist z. B. der Fall bei der Besetzung eines 
klinischen Lehrstuhls mit einer ausländischen Kapazität (Narr, aaO. Rz 58). Nach dem 
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Urt. des BVerwG v. 13. 9. 1979 (DVBl. 1980, 743) ist ein öffentliches Gesundheitsinter-
esse dann zu bejahen, wenn im Bereich einer Region ein Mangel an bestimmten > Ge-
bietsärzten sowohl in Krankenhäusern als auch in bezug auf freie Praxen nachweisbar 
gegeben ist (a.A. Narr, aaO. Rz 58 f., der mit Recht darauf hinweist, daß von der Ertei-
lung der Approbation aus Gründen des öffentlichen Gesundheitsinteresses grundsätz-
lich nur sparsam Gebrauch gemacht werden sollte, da diese Approbation nicht mehr zu-
rückgenommen werden kann, wenn die ärztliche Bedarfslage sich später ändert). 

3. Mit der Einbürgerung erlangt ein ausländischer Arzt ebenso wie ein Deutscher ei-
nen Rechtsanspruch auf Erteilung der Approbation, sofern die übrigen Voraussetzungen 
vorliegen. Es muß aber seiner freien Entschließung überlassen bleiben, ob er die deut-
sche Staatsangehörigkeit erwerben will. Es ist nicht zulässig, anstelle einer Erteilung der 
Approbation nach § 3 Abs. 3 BÄO auf die Möglichkeit der Einbürgerung zu verweisen 
(OVG Berlin, NJW 1972, 2195, 2197). 

89 IV. Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Approbation. 1. Rücknahme und 
Widerruf der Approbation richten sich nach § 5 BÄO. 
Strafrechtlich geahndete schwere Verfehlungen berechtigen nur dann zum Wi-

derruf der Approbation, wenn nach den gesamten Umständen zu erwarten ist, 
daß der Arzt künftig nicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße Berufsaus-
übung bietet und der Widerruf als letzte und äußerste Maßnahme zum Schutz 
der gesundheitspolitischen Interessen unumgänglich ist. Diese Voraussetzun-
gen sind bei fortgesetztem Betrug durch Falschabrechnung zum Nachteil der 
Krankenkassen nicht ohne weiteres gegeben. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
der Arzt seine Kassenzulassung verloren hat ( > Kassenarzt Rzn. 935 ff.). Denn 
Falschabrechnungen, wie sie im Kassenarztrecht verhältnismäßig leicht vorge-
nommen werden können, sind bei Privatpatienten nicht in demselben Umfang 
möglich und zu befürchten (VGH Bad.-Wttbg. v. 29. 9. 1981, ArztR 1982, 47 ; 

vgl. auch Stober, NJW 1981, 617, der die Zulässigkeit des Widerrufs der Appro-
bation bei Vermögensschädigungen generell verneint). 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Widerrufs der Approbation ist 
trotz langer Dauer des Verwaltungsstreitverfahrens rechtmäßig, wenn über-
wiegende öffentliche Belange den sofortigen Vollzug rechtfertigen und das 
Hauptsacheverfahren vom Gericht mit angemessener Beschleunigung betrie-
ben wird (VGH Kassel, VerwRspr. 76, 997). 

90 2. Das Ruhen der Approbation kann von der Behörde unter den Vorausset-
zungen des § 6 BÄO angeordnet werden. Die Ruhensanordnung kann mit der 
Anordnung der sofortigen Vollziehung verbunden werden (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO). Von dieser Möglichkeit wird in aller Regel auch Gebrauch gemacht, 
da die Ruhensordnung als Eilmaßnahme anderenfalls wirkungslos wäre. Die 
rechtskräftige oder für sofort vollziehbar erklärte Anordnung des Ruhens der 
Approbation bewirkt ein vollständiges Berufsausübungsverbot. Die Ausübung 
der > Hei lkunde trotz vollziehbarer Ruhensanordnung ist nach § 13 BÄO 
strafbar. Der Betroffene bleibt jedoch Arzt und Mitglied der für ihn zuständi-
gen > Ärztekammer . 

Die Behörde kann zulassen, daß die Praxis eines niedergelassenen Arztes 
während des Ruhens der Approbation für einen von ihr zu bestimmenden 
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Zeitraum weitergeführt werden kann (§ 6 Abs. 4 BÄO; verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen diese Bestimmung bei Narr, aaO. Rz 92). 

Bei einem > Kassenarzt, dessen Approbation ruht, ist für die Prüfung der 
Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen die Praxis weitergeführt werden 
kann, nach §368n Abs. 1 RVO i.V. mit §32 ZOÄ die >Kassenärzt l i che 
Vereinigung zuständig. In diese Zuständigkeit kann § 6 Abs. 4 BÄO nicht 
eingreifen (Narr, aaO. Rz 93). 

3. Streitig ist die Frage der Bindung der Approbationsbehörde an das von ei- 91 
nem Strafgericht verhängte > Berufsverbot (§70 StGB). Richtiger Ansicht 
nach tritt eine Bindung der Approbationsbehörde dann ein, wenn das Strafge-
richt alle Gesichtspunkte, die für eine berufsrechtliche Maßnahme in Betracht 
zu ziehen sind, geprüft und die maßgebenden berufsrechtlichen Erwägungen 
im Kern vorweggenommen hat. In diesem Fall muß der Betroffene darauf ver-
trauen können, daß damit dem Interesse der Öffentlichkeit in vollem Umfang 
Genüge getan worden ist, so daß die Approbationsbehörde nach dem Grund-
satz „ne bis in idem" an weiteren berufsrechtlichen Maßnahmen gehindert ist. 
Im übrigen hat die Approbationsbehörde unabhängig von den vom Strafge-
richt anzustellenden krimalpolitischen Erwägungen selbständig zu prüfen, ob 
die Reinhaltung des Berufsstandes von ungeeigneten Berufsangehörigen die 
Rücknahme, den Widerruf oder das Ruhen der Approbation erfordert 
(BVerwG, NJW 1963, 875, 877 ; Narr, aaO. Rz 99 m.w.Nachw.; a.A. Kierski, 
BGesuBl. 1963, 185, Schulz, aaO. S. 154). Die Rechtslage ist hier ähnlich wie 
bei der Frage der Konkurrenz von strafrechtlichen und berufsrechtlichen Maß-
nahmen ( > Berufsgericht Rzn. 371 f.). 

Hat der Strafrichter kein Berufsverbot ausgesprochen, so bindet ein solches 
Urteil die Approbationsbehörde nicht (BVerwGE 11, 272; BVerwG, NJW 1963, 
876; Etmer-Lundt-Schiwy, aaO. § 5 Anm. 5 a.E.; OVG Berlin v. 25. 6. 1975, 
DÄ 1977, 2407 [betr. Anordnung des Ruhens der Approbation bei Nichtver-
hängung eines Berufsverbotes]). 

V. Der Verzicht auf die Approbation und die Wiedererteilung der Approba-
tion nach Rücknahme, Widerruf oder Verzicht ist in den §§8,9 BÄO geregelt. 

VI. Zuständige Behörden für die Erteilung der Approbation. Sachlich zustän- 92 
dig sind entweder das Innenministerium (Bayern), das Sozialministerium (Hes-
sen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein), der Sena-
tor für das Gesundheitswesen bzw. die Gesundheitsbehörde (Berlin, Bremen, 
Hamburg) oder die Regierungspräsidenten (Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen). 

Örtlich zuständig ist jeweils die Behörde des Bundeslandes, in dem der Be-
werber den Dritten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung bestanden hat (§ 12 
Abs. 1 BÄO, § 35 Abs. 1 AOÄ; in Baden-Württemberg ist das Regierungspräsi-
dium Stuttgart zentral für das gesamte Land, in Nordrhein-Westfalen der Re-
gierungspräsident des Bezirks zuständig, in dem der Anstragsteller die Ärztli-
che Prüfung abgelegt hat). 
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Für deutsche Bewerber, die ihre Ausbildung im Ausland einschließlich der 
Mitgliedstaaten der EWG oder in der DDR erworben haben, ist für die Ertei-
lung der Approbation die Behörde des Landes örtlich zuständig, in dem der 
Antragsteller den ärztlichen Beruf ausüben will. Gleiches gilt für die örtliche 
Zuständigkeit für Anträge von Staatsangehörigen eines EWG-Mitgliedstaates 
sowie für Anträge von Ausländern, die nicht Staatsangehörige eines EWG-Mit-
gliedstaates sind (§ 12 Abs. 2 BÄO). 

VII. Die Vorschläge des Wissenschaftsrates v. 3. 2. 1982 für die Einführung einer „ge-
spaltenen Approbation "(Approbationserteilung nach Abschluß des >Medizinstudiums, 
beschränkt auf die Berechtigung zur selbständigen Krankenbehandlung in abhängiger 
Stellung im > Krankenhaus oder in der O Arztpraxis, nach zweijähriger Tätigkeit 
Erteilung der endgültigen Approbation als Voraussetzung für die > Niederlassung in ei-
gener Privat- oder Kassenpraxis) haben jetzt in modifizierter Form in dem Referentenent-
wurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteordnung Niederschlag gefun-
den (> Ärztliche Ausbildung Rz 30a). 

Approbationsordnung für Ärzte 
93 Die Approbationsordnung für Ärzte i.d.F. v. 3. 4. 1979 - AOÄ - (BGBl. I 

S. 425) wurde als Rechtsverordnung aufgrund des § 4 BÄO erlassen. In ihr 
wurde die > ä r z t l i c h e A u s b i l d u n g neu geregelt. Sie enthält vor allem Vor-
schriften über die Mindestanforderungen an das > M e d i z i n s t u d i u m ein-
schließlich der praktischen Ausbildung in Krankenanstalten ( > Prakt i sches 
Jahr), die > Ä r z t l i c h e n P r ü f u n g e n und die Erteilung der > A p p r o b a -
t i o n . Die früher übliche Bezeichung „Bestallungsordnung" wurde aus Grün-
den der Vereinheitlichung durch die Bezeichnung „Approbationsordnung" er-
setzt ( > Bes ta l lungsordnung) . 

Die AOÄ wurde zuletzt geändert durch die Vierte Änderungsverordnung v. 
19. 12. 1983 ( > Ä r z t l i c h e A u s b i l d u n g Rz 30a). 

Arbeitsa mtsa rzt 
9 4 I. Man versteht darunter einen im Ärztlichen Dienst der Arbeitsverwaltung 

(Arbeitsamt, Landesarbeitsamt oder Bundesanstalt für Arbeit) hauptamtlich tä-
tigen Arzt. 

II. Rechtsstellung. Regelmäßig liegt ein privatrechtliches Anstellungsverhält-
nis vor. Bei Erfüllung der beamtenrechtlichen Voraussetzungen kann die 
Übernahme in das Beamtenverhältnis erfolgen. In rein ärztlichen Angelegen-
heiten ist der Arbeitsamtsarzt weisungsfrei. 

Darüber hinaus werden von den Arbeitsämtern nebenberuflich (freiberuf-
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lieh) tätige > Ver t ragsärzte (Rz 1849) zur Erstattung von > G u t a c h t e n 
(vor allem im Bereich der Berufsberatung und der Arbeitsvermittlung) im Rah-
men eines Werkvertrages (§§ 631 ff. BGB) herangezogen. Seit 1. 1. 1983 beträgt 
die Vergütung für Gutachten, die außerhalb der Diensträume der Arbeitsäm-
ter erstellt werden, 64 DM und für Gutachten unter Inanspruchnahme von 
Diensträumen 60 DM. 

III. Aufgaben (vgl. Adam, BerufskBl. 3 - II A Ol, S. 5f.): Durchführung ärztli-
cher Tauglichkeitsuntersuchungen bei Berufsanwärtern und Berufswechsel 
und Bewertung ihrer körperlichen Belastbarkeit in Eignungsgutachten; Mit-
wirkung bei der beruflichen (Wieder)eingliederung von Schwerbehinderten 
( > S c h w e r b e h i n d e r t e n g e s e t z ) und Körperbehinderten ( > B e h i n d e r t e , 
t> R e h a b i l i t a t i o n ) ; Durchführung von Untersuchungen zur Feststellung der 
Voraussetzungen für den Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung und Arbeitslosenhilfe u. a. 

IV. Haftung. Der Arbeitsamtsarzt handelt bei Wahrnehmung seiner Aufga- 9 5 
ben in Ausübung hoheitlicher Tätigkeit. Für Fehlleistungen, insbesondere bei 
der Gutachtenerstattung ( > G u t a c h t e n Rz 745), haftet daher die Bundesan-
stalt für Arbeit nach Amtshaftungsgrundsätzen (Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB 
> H a f t u n g Rz 785). Der Arbeitsamtsarzt hat nicht nur die Pflicht dem Ar-
beitsamt gegenüber, das Vorliegen und das Vorhandensein der Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Arbeitslosenunterstützung nachzuprüfen, son-
dern auch die Amtspflicht gegenüber dem Arbeitsuchenden, ihn in diesem 
Rahmen seinem Gesundheitszustand entsprechend richtig zu beurteilen. Wird 
ein höchstens für leichte Arbeit geeigneter Arbeitsuchender unrichtigerweise 
auch als arbeitsfähig für schwere Arbeiten beurteilt und wird ihm daraufhin, 
weil er die ihm zugewiesene schwere Arbeit nicht aufnimmt oder wieder auf-
gibt, die Arbeitslosenunterstützung entzogen, so liegt hierin eine die Bundes-
anstalt zum Schadensersatz verpflichtende Amtspflichtverletzung (BGH, LM 
Nr. 2 zu §839 (fc) BGB). 

V. Arbeitsamtsärzte können auf Antrag von der zuständigen >Ärztekam- 9 6 
mer zur > Weiterbildung im Gebiet Arbeitsmedizin oder im Bereich Betriebs-
medizin ermächtigt werden. Eine Weiterbildungsermächtigung für die Ge-
samtdauer im Gebiet Arbeitsmedizin kommt jedoch nach dem Konzept der 
Bundesanstalt für den arbeitsmedizinischen Dienst nicht in Betracht. Bei Ärz-
ten in den Landesarbeitsämtern dürfte überwiegend eine mindestens einjäh-
rige Ermächtigung für Arbeitsmedizin möglich sein. Die Dienststellen der 
Bundesanstalt sind keine „geeigneten Betriebe" i. S. der Vorschriften der Wei-
terbildungsordnung für den Erwerb der > Z u s a t z b e z e i c h n u n g „Betriebs-
medizin" (vgl. Anl. II Nr. 3 zur MuWO). Im übrigen gilt für die Weiterbildung 
hier entsprechendes wie bei > Postärzten (Rz 1378). 

VI. Zur freien Arztwahl bei arbeitsamtsärztlichen Untersuchungen > Freie 
A r z t w a h l Rz 644; Narr, DMW 1983, 312. 



Arbeitsamtsarzt 46 

VII. Eine Zulassung als Kassenarzt kommt für Arbeitsamtsärzte grundsätz-
lich nicht in Betracht (> Kassenarzt Rz 926). 

Arbeitsschutzgesetz 
97 I. Der als Referentenentwurf vorliegende Entwurf eines Arbeitsschutzgeset-

zes v. 16. 12. 1981 bezweckt die Zusammenfassung einer Vielzahl der bisher 
in Einzelgesetzen enthaltenen Arbeitsschutzbestimmungen in einem einheitli-
chen Gesetzgebungswerk unter gleichzeitiger sachlicher und persönlicher Aus-
dehnung des Arbeitsschutzes. In sachlicher Hinsicht geht es nicht mehr nur 
um die Verhütung von Unfällen und arbeitsbedingten Erkrankungen, sondern 
allgemein um die menschengerechte Gestaltung der Arbeit im Rahmen der Ar-
beitsverhältnisse (§ 1). Der persönliche Geltungsbereich des Arbeitsschutz-
rechts wird grundsätzlich auf alle Arbeitnehmer, insbesondere auch auf die 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst erstreckt. 

II. Regelungsinhalt. Der Gesetzentwurf enthält u. a. 1. Vorschriften über ärztliche Mit-
teilungspflichten bei arbeitsmedizinischen Untersuchungen im Auftrag des Arbeitge-
bers. Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs kann der Arbeitnehmer, der im Auftrag des 
Arbeitgebers ärztlich untersucht wird, verlangen, daß ihn der Arzt über die Untersu-
chungsbefunde und das Untersuchungsergebnis unterrichtet. Dem Arbeitgeber darf der 
Arzt nur das Untersuchungsergebnis mitteilen, durch das der Arbeitgeber darüber unter-
richtet wird, ob gegen die Beschäftigung des Arbeitnehmers gesundheitliche Bedenken 
bestehen (§ 34 Satz 2). Diese Regelung entspricht der bisherigen Rechtslage ( > Be-
triebsarzt Rz 424). Darüber hinaus trifft den Arbeitgeber in bezug auf das ihm mitge-
teilte Untersuchungsergebnis eine Verschwiegenheitspflicht (§ 34 Abs. 2); 

2. eine einheitliche Regelung des Aibeitszeitschutzes für alle Arbeitnehmer, auch 
Ärzte und Angehörige der > medizinischen Assistenzberufe, unter gleichzeitiger Aufhe-
bung der KrAZO (§§40-49 > B e r e i t s c h a f t s d i e n s t Rzn. 347f.). Vorgesehen ist eine 
Begrenzung der Höchstarbeitszeit auf 10 Stunden täglich und 48 Stunden wöchentlich. 
Bei > Berei tschaftsdienst sollen jedoch abweichende Regelungen durch Tarifvertrag 
möglich sein. 

3. Vorschriften für > Betriebsärzte. In §§ 57 bis 69 des Entwurfs werden im wesentli-
chen die Vorschriften des ASiG übernommen. 

Mit Inkrafttreten des Arbeitsschutzgesetzes sollen u. a. außer Kraft treten: die §§ 1-20 
ASiG, die AZO und die KrAZO. 

Arbeitsunfähigkeit 
98 I. Der Begriff der Arbeitsunfähigkeit, der nicht mit dem Begriff der > Er-

werbsunfähigkeit identisch ist, findet sich in zahlreichen Rechtsvorschrif-
ten, vor allem im Arbeitsrecht und im Sozialrecht (vgl. z.B. § 616 BGB, § 182 
Abs. 1 Nr. 2 RVO, § 1 LohnFG); eine Begriffsbestimmung fehlt indessen. Nach 
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der von der Rspr. entwickelten Definition ist Arbeitsunfähigkeit in beiden 
Rechtsgebieten dann gegeben, wenn ein Arbeitnehmer infolge > K r a n k h e i t 
(Rz 1114-) seine ihm vertragsmäßig obliegende, zuletzt ausgeübte Tätigkeit 
überhaupt nicht mehr oder nicht mehr ohne erhebliche Beschwerden oder 
nicht mehr ohne Gefahr der Verschlimmerung seines Gesundheitszustandes 
ausüben kann (vgl. Palmowski in: Dialog zwischen Arzt und Jurist, S. 50f. ; 

BSG v. 30. 5. 1967 - 3 RK 15/65 BAG, NJW 1982, 712 m.Nachw.). Arbeits-
unfähigkeit wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Erkrankte eine andere 
Arbeit aufnehmen könnte; jedoch ist ihm eine gleichartige Tätigkeit, die er 
ausüben kann, zuzumuten (Schaub, aaO. S. 518f.). Ein hiervon abweichender 
eigener Begriff der Arbeitsunfähigkeit findet sich im Bundesentschädigungsge-
setz (vgl. dazu Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im Versor-
gungswesen, S. 20). 

Der Begriff der Teilarbeitsunfähigkeit ist dem geltenden Recht fremd; die Ar-
beitsunfähigkeit ist nicht teilbar (Lauterbach, aaO. § 556, Anm. 10; BAG, NJW 
1982, 712, 713). 

II. Rechtliche Bedeutung. 1. Im Arbeitsiecht entbindet die ärztlich festge- 9 9 
stellte Arbeitsunfähigkeit den Arbeitnehmer von der Verpflichtung zur Ar-
beitsleistung. Daneben löst die Arbeitsunfähigkeit i.d.R. einen Anspruch des 
Arbeitnehmers auf Lohn- bzw. Gehaltsfortzahlung auf die Dauer von sechs 
Wochen aus (§ 617 BGB; § 1 LohnFZG). 

2. In der gesetzlichen > Krankenversicherung (Rz 1103) hat der Versicherte 
bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Zahlung von Krankengeld (§ 182 Abs. 1 
Nr. 2 RVO). Dem Nachweis der Arbeitsunfähigkeit dient die > A r b e i t s u n -
f ä h i g k e i t s b e s c h e i n i g u n g . 

Die Kassen sind unter bestimmten Voraussetzungen verpflichtet, eine Begut-
achtung der Arbeitsunfähigkeit durch einen Vertrauensarzt zu veranlassen 
( > Vertrauensarzt Rz 1853). 

III. Zur krankheitsbedingten Dienstverhinderung im Beamteniecht > Dien-
stunfähigkeit 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
I. Die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (im folgenden AU-Bescheinigung) 1 0 0 

dient dem Nachweis der krankheitsbedingten Arbeitsverhinderung des Arbeit-
nehmers ( > A r b e i t s u n f ä h i g k e i t ) als Voraussetzung für seinen Anspruch 
auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts. Zum Nachweis der krankheitsbedingten 
Dienstverhinderung bei Beamten > D i e n s t u n f ä h i g k e i t . 

II. Rechtsnatur. Die AU-Bescheinigung ist, sofern sie von einem > Arzt aus-
gestellt wird, eine Erscheinungsform des ärztlichen > At tes t s . Sie ist außer-
dem ein Gesundheitszeugnis i.S. des § 278 StGB. 
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101 III. Rechtsgrundlagen. 1. Arbeiter sind nach § 3 Abs. 1 LohnFG verpflichtet, 
eine Bescheinigung eines Arztes über die > A r b e i t s u n f ä h i g k e i t sowie de-
ren voraussichtliche Dauer vorzulegen. „Arzt" i.S. dieser Vorschrift ist, wer 
eine > A p p r o b a t i o n als > A r z t oder eine > Berufse r laubnis nach § 10 
BÄO erhalten hat. In der Wahl des Arztes ist der Arbeiter frei; er kann also 
auch eine Bescheinigung eines nicht zur Kassenpraxis zugelassenen Arztes vor-
legen oder sich die Erkrankung durch ein > Attest seines ärztlichen Ehepart-
ners, der ihn nicht selbst behandelt, bescheinigen lassen (vgl. Sommer-Schaub, 
AR-Blattei D „Krankheit des Arbeitnehmers II" B ld; Rieger, DMW 1977, 
1230; zur Krankschreibung durch Ehegatten vgl. Lippert, DMW 1979, 124). 
Möglich ist auch die Ausstellung einer AU-Bescheinigung durch einen ange-
stellten oder > b e a m t e t e n Arz t (vgl. Lippert, aaO.). 

Die AU-Bescheinigung muß den Namen des Arbeiters, die Bestätigung der 
Arbeitsunfähigkeit, ihre voraussichtliche Dauer, sowie den Vermerk enthal-
ten, daß der zuständigen Krankenkasse unverzüglich eine Bescheinigung über 
die Arbeitsunfähigkeit mit Angabe des Befundes und ihre voraussichtliche 
Dauer übersandt wird (zur Form der kassenärztlichen AU-Bescheinigung vgl. 
unten Rz 104). In dem für den Arbeitgeber bestimmten > At t e s t darf die 
Diagnose aus Gründen der ärztlichen Schweigepflicht nicht angegeben werden 
(vgl. LSG Bad.-Wttbg., NJW 1975, 2266|. 

2. Für Angestellte besteht eine gesetzlich normierte Vorlagepflicht nicht. 
Eine Verpflichtung zur Vorlage einer AU-Bescheinigung kann jedoch durch 
Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder Einzelarbeitsvertrag begründet wer-
den (vgl. z.B. § 18 Abs. 3 Satz 2 BAT). Wo einzel- oder kollektiwertragliche 
Regelungen nicht bestehen, folgt die Pflicht zum Nachweis der krankheitsbe-
dingten Arbeitsverhinderung aus dem allgemeinen Rechtsgrundsatz, daß der-
jenige, der einen Anspruch erhebt, dessen Entstehungsvoraussetzungen nach-
zuweisen hat (vgl. Sommer-Schaub, AR-Blattei aaO. D 2 a). Im Unterschied 
zur Rechtslage nach § 3 LohnFG und § 18 Abs. 3 Satz 2 BAT sind zum Nach-
weis der Erkrankung grundsätzlich sämtliche Beweismittel zulässig, also bei-
spielsweise auch > At tes t e von > H e i l p r a k t i k e r n (Sommer-Schaub, 
aaO.). 

102 IV. Beweiswert 1. Wenngleich eine von einem Arzt ordnungsgemäß ausge-
stellte AU-Bescheinigung für die Tatsache der Erkrankung keine gesetzliche 
Vermutung i. S. von § 292 ZPO begründet, so hat eine solche Bescheinigung 
doch einen hohen Beweiswert. Sie ist der gewichtigste Beweis für die Tatsa-
che einer krankheitsbedingten > Arbeitsunfähigkeit. Trotz dieser Bescheini-
gung können aber im Einzelfall aus besonderen Umständen Zweifel an der 
Erkrankung des Arbeitnehmers bestehen, die der Arbeitgeber dann darzule-
gen und zu beweisen hat (BAG AP Nr. 2 zu § 3 LohnFG; vgl. auch ArbG Ber-
lin, DB 1980, 598). Als Umstände, die den Beweiswert der AU-Bescheinigung 
beeinträchtigen, hat das BAG z.B. angesehen: Ankündigung des „Krank-
feierns" durch den Arbeitnehmer vor der Erkrankung (BAG v. 4. 10. 1978 -
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5 AZR 326/77 -) ; Ausstellen der Bescheinigung ohne vorausgegangene ärztli-
che Untersuchung (BAG, NJW 1977, 350; vgl. dazu Rieger, DMW 1977, 
1230) oder die Rückdatierung des Beginns der Erkrankung durch den Arzt 
(vgl. Schaub, aaO. S. 479 m.w.Nachw.; zur rückdatierten AU-Bescheinigung 
eingehend Weiland, BB 1979, 1096ff.). Bestehen greifbare Anhaltspunkte für 
die Unrichtigkeit der ärztlichen Bescheinigung, muß der Arbeitnehmer weite-
ren Beweis erbringen. Er wird dann zur Vermeidung von Beweisnachteilen 
u.U. gehalten sein, seinen Arzt von der > S c h w e i g e p f l i c h t zu entbinden 
(vgl. Schaub, aaO. S. 531 f.). Dagegen reichen allgemeine Bedenken, beispiels-
weise in der Richtung, daß es sich bei dem die Bescheinigung ausstellenden 
Arzt um den Ehepartner oder einen Verwandten des Arbeitnehmers handelt 
nicht aus, die Beweiskraft einer nach ärztlicher Untersuchung ordnungsge-
mäß ausgestellten AU-Bescheinigung zu erschüttern (vgl. Lippert, aaO.; Rie-
ger, aaO. S. 1231). 

2. Die Frage, ob der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer verlangen kann, sich 1 0 3 
von einem Vertrauensarzt des Arbeitgebers untersuchen zu lassen, ist umstrit-
ten, richtiger Ansicht nach jedoch zu verneinen (vgl. Schaub, aaO. S. 532 
m. Nachw.; Weiland, BB 1979, 1100; BAG v. 4. 10. 1978 - 5 AZR 326/77 -
[keine Pflicht des Arbeitnehmers, sich vom Hausarzt des Arbeitgebers untersu-
chen zu lassen]). Bei Sozialversicherten kann der Arbeitgeber bei begründeten 
Zweifeln an der Richtigkeit der vom Arbeitnehmer vorglegten AU-Bescheini-
gung eine Überprüfung im allgemeinen dadurch erreichen, daß er - wie dies 
in dem der Entscheidung des BAG v. 11.8. 1976 (5 AZR 422/75) zugrundelie-
genden Fall auch geschehen ist - gem. § 369 b Abs. 1 Nr. 2 RVO eine Begut-
achtung der Arbeitsunfähigkeit durch einen > Vertrauensarzt bei der Kran-
kenkasse veranlaßt. Entzieht sich der Arbeitnehmer der vertrauensärztlichen 
Untersuchung, so ist dieser Umstand im Streit um die Arbeitsunfähigkeit ge-
gen ihn zu verwerten (vgl. BAG v. 11. 8. 1976 - 5 ARZ 422/75 ebenso 
schon BAG AP Nr. 1 zu § 5 LohnFG). 

3. Als Beweismittel anzuerkennen sind grundsätzlich auch von einem aus-
ländischen Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen. Bei der Be-
urteilung einer solchen Bescheinigung und der Beweiswürdigung ist jedoch zu 
beachten, daß bei ausländischen Ärzten nicht in jedem Falle angenommen 
werden kann, daß sie die arbeitsrechtliche und versicherungsrechtliche Bedeu-
tung der > Arbeitsunfähigkeit i.S. des deutschen Rechts kennen (LArbG 
Hamm, NJW 1983, 2104; vgl. auch Marburger, SGb 1982, 342ff.). 

V. Für die kassenärztliche AU-Bescheinigung enthält § 21 BMV-Ä besondere 104 
Vorschriften. Hervorzuheben ist u. a. die Bestimmung des § 21 Abs. 1 BMV-Ä, 
wonach die > Arbeitsunfähigkeit nur aufgrund einer ärztlichen Untersuchung 
bescheinigt werden darf. Eine Rückdatierung des Beginns der Arbeitsunfähig-
keit auf einen vor dem Behandlungsbeginn liegenden Tag ist nur ausnahme-
weise und nur nach gewissenhafter Prüfung und i.d.R. nur bis zu zwei Tagen 
zulässig (§ 21 Abs. 3 BMV-Ä; näher dazu Rieger, DMW 1973, 1633; Hencke, 
Rhein. ÄB1. 1977, 212). Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen > Kassen-
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arzt und > Vertrauensarzt kann der Kassenarzt die Entscheidung durch 
ein Obergutachten beantragen (§ 21 Abs. 9 BMV-Ä). 

Für die Bescheinigung ist das Muster gem. Vordruckvereinbarung nach § 31 
BMV-Ä zu verwenden (vgl. Buschmann-Wilken, aaO. Kennzahl 101). 

105 VI. Für die Ausstellung einer unrichtigen AU-Bescheinigung hat der Arzt 
strafrechtlich und zivilrechtlich einzustehen. Darüber hinaus kommen berufs-
gerichtliche und kassenartzrechtliche Maßnahmen in Betracht ( > Berufsge-
r icht , > Disziplinarverfahren Rz 563). 

1. Strafrechtlich erfüllt die Ausstellung einer AU-Bescheinigung ohne vor-
ausgegangene ärztliche Untersuchung den objektiven Tatbestand des § 278 
StGB (vgl. Narr, BayÄBl. 1974, 276 m.Nachw.). Außerdem kann der Arzt sich 
der Beihilfe zu einem Vergehen des Betruges schuldig machen (§§ 27, 263 
StGB,- vgl. Schlund, der niedergelassene Arzt 1980/7, S. 100, 102). 

106 2. Zivilrechtlich kann ein Schadensersatzanspruch des Arbeitgebers oder der 
Krankenkasse wegen zu Unrecht erfolgter Lohnfortzahlung oder Gewährung 
von > Krankengeld in Betracht kommen (§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 27, 263 
StGB; Schlund, aaO. S. 102, 105; a.A. wohl Roesch, Med. Klinik 1979, 1332, 
1336, der einen Schadensersatzanspruch nur unter dem Gesichtspunkt des 
§ 823 Abs. 1 BGB prüft und - insoweit mit Recht - verneint, da es sich um einen 
reinen Vermögensschaden handelt). Darüber hinaus wird i.d.R. ein Anspruch 
nach § 826 BGB in Betracht kommen (Schlund, aaO. > Attest , Rz 252). 

3. Bei > Kassenärzten kann die Ausstellung unrichtiger AU-Bescheini-
gungen zu Disziplinarmaßnahmen führen (u.a. Geldbuße bis 20000 DM und 
Anordnung des Ruhens der Kassenzulassung bis zu 6 Monaten; § 368 m Abs. 4 
RVO i.d.F. des HaushBG 1983; vgl. auch § 368 n Abs. 5 Satz 4 RVO i.d.F. die-
ses Gesetzes > Disziplinarverfahren Rz 563). 

Bei Ausstellung einer unrichtigen AU-Bescheinigung ohne vorausgegangene 
Untersuchung hat der Kassenarzt gem. § 35 BMV-Ä für den Schaden einzuste-
hen, der der Krankenkasse durch die unberechtigte Auszahlung von > Kran-
kengeld entsteht (SG Stuttgart v. 17. 1. 1979 - S 14 Ka 828/78 -). 

107 VII. Das ärztliche Honorar für die AU-Bescheinigung bemißt sich nach 
Nr. 14 GOÄ. Für Kassenpatienten ist die Bescheinigung kostenfrei; zum Ho-
noraranspruch des t> Kassenarztes gegenüber der KV > Attest Rz 249. Bei 
Ausstellung einer AU-Bescheinigung durch einen Nichtkassenarzt für einen 
Kassenpatienten muß dieser die Kosten selbst tragen. 

Arbeitsunfall 
108 I. Begriff. Man versteht darunter einen Unfall, den eine Person bei einer 

durch die gesetzliche Unfallversicherung (§§537 ff. RVO) erfaßten Tätigkeit 
erleidet. Nach der von Rspr. und Schrifttum erarbeiteten Definition ist ein 
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„Unfall" ein von außen her auf den Menschen einwirkendes, körperlich schä-
digendes, plötzliches, d. h. zeitlich begrenztes Ereignis. Ein Arbeitsunfall liegt 
vor, wenn dieser so definierte Unfall in innerem, ursächlichen Zusammen-
hang mit einer der nach §§ 539, 540 und 543 bis 545 RVO versicherten Tätig-
keiten steht (Lauterbach, aaO. § 548 Anm. 3 m.w.Nachw.). Als Arbeitsunfall 
gilt ferner eine > B e r u f s k r a n k h e i t (vgl. dazu Drexel, Berufsgenossenschaft 
1979, 213). 

II. 1. Als Arbeitsunfall ist es anzusehen, wenn ein niedergelassener Arzt als 109 
Häger eines > Herzschrittmachers dadurch zu Tode kommt, daß bei der Be-
handlung eines Patienten an einem Ultrathermgerät die Ultrathermstrahlen 
den Schrittmacher ausschalten (BSG v. 24. 6. 1981 - 2 RU 61/79 -). 

2. Ein Arbeitsunfall nach § 539 Abs. 1 Nr. 17 a RVO liegt nicht vor, wenn 
ein Patient bei der stationären Behandlung durch das Mißlingen eines ärztli-
chen Eingriffs eine Gesundheitsstörung erleidet. Das Risiko der ärztlichen Be-
handlung selbst ist nicht Gegenstand der gesetzlichen Unfallversicherung 
(> K r a n k e n h a u s Rz 1027], 

III. Ob aufgrund eines Arbeitsunfalls eine berufsgenossenschaftliche > Heil-
behandlung (Rz 803) einzuleiten ist, hat der > D u r c h g a n g s a r z t mit Wir-
kung gegen die > B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t zu entscheiden. 

Arzneibuch 
I. Das Arzneibuch ist die amtliche Sammlung anerkannter pharmazeutischer 110 

Regeln über die Qualität, Prüfung, Lagerung, Abgabe und Bezeichnung von 
> A r z n e i m i t t e l n ; es enthält darüber hinaus Anforderungen an die Beschaf-
fenheit von Behältnissen und Umhüllungen (§ 55 Abs. 1 AMG). 

II. Rechtsgrundlage. Das Arzneibuch wurde mit Verordnung v. 25. 7. 1978 
(BGBl. I S. 1112) auf der Grundlage des § 55 Abs. 2 AMG erlassen. Es besteht 
aus den Bänden I, II und III des Europäischen Arzneibuches (Ph.Eur.), dem 
Deutschen Arzneibuch i.d.F. der 8. Ausgabe (DAB 8) und dem Homöopathi-
schen Arzneibuch i.d.F. der 1. Ausgabe (HAB 1). 

Die VO über das Arzneibuch hat zu einer Vereinheitlichung der rechtlichen 
Basis des Arzneibuchs und zu einer Bereinigung der zuvor unübersichtlichen 
Rechtsmaterie geführt. Da das Arzneibuch insgesamt wegen seines Umfangs 
zum Abdruck im Bundesgesetzblatt nicht geeignet ist, beschränken sich die 
Verordnungen darauf, auf die Bezugsquelle der geltenden Fassung (Deutscher 
Apotheker Verlag Stuttgart) hinzuweisen. 

Aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen gilt das Arzneibuch seiten-
und textgleich auch in der Schweiz und in Österreich. 
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III. Die Erlaubnis zur Herstellung und zur Abgabe von > Arzneimitteln an 
Verbraucher ist davon abhängig, daß sie den Regeln des Arzneibuchs entspre-
chen (§ 55 Abs. 3 AMG). 

Arzneimittel 
1. Begriff. 1. Arzneimittel sind nach § 2 AMG Stoffe (§ 3 AMG) oder Zuberei-

tungen von Stoffen, die dazu bestimmt sind, durch Anwendung am oder im 
menschlichen Körper, d. h. vorwiegend durch Einwirkung auf den inneren Or-
ganismus, die in § 2 Abs. 1 Nrn. 1-5 AMG genannten gesundheitlichen 
Zwecke zu erfüllen. Von diesen echten Arzneimitteln sind die fiktiven Arznei-
mittel des § 2 Abs. 2 AMG zu unterscheiden, zu denen u. a. nach § 2 Abs. 2 
Nr. 2 AMG chirurgisches Nahtmaterial, Desinfektionsmittel, Diagnostika, 
> Herzschri t tmacher (Rz 854) und z.T. auch Kontaktlinsen gehören 
( > Kontakt l insen Rz 988 a). Die Abgrenzung der Arzneimittel von Lebens-
mitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mitteln, Körperpflegemitteln usw. 
wird in § 2 Abs. 3 AMG durch Verweisung auf die Begriffsbestimmungen in 
den jeweils einschlägigen Gesetzen vorgenommen. In Zweifelsfällen ist nicht 
auf die Zweckbestimmung durch den pharmazeutischen Unternehmer, son-
dern auf die - objektiv feststellbare - allgemeine Verkehrsauffassung abzustel-
len (näher dazu Sander-Scholl, aaO. § 2 Erl. 1). 

2. Dieser Arzneimittelbegriff des AMG gilt im wesentlichen auch für die ge-
setzliche > Krankenversicherung (vgl. § 182 Abs. 1 Nr. lb RVO; Peters, 
Hdb. d. Krankenvers. § 182 Anm. 4b). Von den > Hei lmit te ln unterschei-
den sich die Arzneimittel insofern, als sie im wesentlichen auf den inneren 
Organismus wirken (Peters, aaO. m.Nachw.). Der früher bestehende leistungs-
rechtliche Unterschied zwischen Heilmittel und Arzneimittel ist seit dem Re-
habilitationsangleichungsgesetz v. 7. 8. 1974 (BGBl. I S. 1881 > Rehabilitation 
Rz 1480) entfallen. Seit dem >Krankenvers icherungs-Kostendämp-
fungsgesetz war die Unterscheidung wieder insoweit von Bedeutung als 
Heilmittel nicht in den > Arzneimit te lhöchstbetrag einzubeziehen wa-
ren. Durch die Ausdehnung der Höchstbetragsregelung auf Heilmittel durch 
das > Kostendämpfungs-Ergänzungsgesetz ist die Unterscheidung wie-
der bedeutungslos geworden. 

II. Alle echten Arzneimittel und die fiktiven Arzneimittel nach § 2 Abs. 2 
Nr. 1 AMG unterliegen grundsätzlich der > Apothekenpf l i cht . 

III. 1. Nach §376 RVO haben die Apotheken den Krankenkassen für Arz-
neimittel einen Kiankenkasseniabatt zu gewähren ( > A p o t h e k e Rz 69). 

2. Die Preisspannen und Preise der > A p o t h e k e n für die Abgabe von Arz-
neimitteln sind in der > Arzneimittelpreisverordnung geregelt. 
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IV. Zu den Sorgfaltspflichten des Arztes bei der Verschreibung von Arznei-
mitteln und der Haftungsverteilung zwischen Arzt und Arzneimittelhersteller 
> V e r s c h r e i b u n g Rzn. 1827 ff. 

Arzneimittelgesetz 
Das am 1. 1. 1978 in Kraft getretene Gesetz über den Verkehr mit Arzneimit- 112 

teln v. 24. 8. 1976 - Arzneimittelgesetz (AMG) - (BGBl. I S. 2445) dient dem 
Zweck, für die Arzneimittelsicherheit, insbesondere für die Qualität, Wirk-
samkeit und Unbedenklichkeit von > A r z n e i m i t t e l n zu sorgen (§ 1). 

Das Gesetz enthält in den §§5-12 Vorschriften über die Anforderungen an 
Arzneimittel unter dem Gesichtspunkt des gesundheitlichen Verbraucher-
schutzes, u.a. Vorschriften über die Notwendigkeit einer > P a c k u n g s b e i -
lage (§ 11). Der Hersteller von Arzneimitteln bedarf einer besonderen Herstel-
lungserlaubnis (§§ 13 f.), die eine entsprechende Sachkenntnis voraussetzt 
(§ 15). 
Zur Vermeidung von Arzneimittelrisiken unterliegen alle echten und die fik-

tiven Arzneimittel nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 grundsätzlich der Zulassungspflicht 
nach Maßgabe der §§21 ff. Für homöopathische Arzneimittel besteht lediglich 
eine Registrierungspflicht (§§ 38f.). 

Für die Abgabe von Arzneimitteln gilt der Grundsatz der > A p o t h e k e n -
p f l i c h t (§§ 43ff.). Für bestimmte Arzneimittel bestehen Abgabebeschränkun-
gen durch die Vorschriften über die > V e r s c h r e i b u n g s p f l i c h t (§§48f.). 
Herstellung, Qualitätskontrolle und Vertrieb von Arzneimitteln unterliegen ei-
ner verstärkten und kontinuierlichen Überwachung durch die staatlichen Be-
hörden (§§ 64ff.). Der systematischen Erfassung und Auswertung von schädli-
chen Nebenwirkungen und anderen Arzneimittelrisiken dient die Pflicht der 
> P h a r m a b e r a t e r , entsprechende Mitteilungen von Ärzten oder Angehöri-
gen anderer Heilberufe schriftlich aufzuzeichnen und dem Auftraggeber 
schriftlich mitzuteilen (§ 76). 

In den §§40, 41 finden sich erstmals Vorschriften zum Schutz von Proban-
den, die an > k l i n i s c h e n A r z n e i m i t t e l p r ü f u n g e n teilnehmen (> Kli-
n i s c h e s E x p e r i m e n t , > Hei lversuch) . 

§ 84 führt erstmals die in bestimmtem Umfang vom Verschulden losgelöste 
Gefährdungshaftung des pharmazeutischen Unternehmers für Arzneimittel-
schäden ein. Die Deckungsvorsorge zum Ersatz etwaiger Schäden ist regelmä-
ßig durch Abschluß einer Haftpflichtversicherung zu erbringen (§ 94). 

Die Nichteinhaltung der Vorschriften des AMG ist mit Strafe und Bußgeld 
bedroht (§§ 95-98). Das AMG enthält Ubergangsvorschriften, die vor allem die 
Zulassungspflicht und die > Packungsbe i l age betreffen (zur Rechtmäßig-
keit der bisherigen Maßnahmen des > B u n d e s g e s u n d h e i t s a m t s gegen 
„Altarzneimittel", die bereits vor dem 1. 1. 1978 im Verkehr waren vgl. Hass-
karl. NTW 1983. 1354 ff.). 
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Arzneimittelhöchstbetrag 
113 Man versteht darunter den im Gesamtvertrag (> Gesamtverträge) bestimm-

ten Höchstbetrag für die in einem bestimmten Zeitraum im Rahmen der kas-
senärztlichen Versorgung zu verordnenden > A r z n e i m i t t e l . Wird dieser 
Höchstbetrag nicht nur geringfügig überschritten, haben die Vertragsparteien 
die Ursachen festzustellen. Sofern nicht eine unvorhergesehene und allgemein 
erhebliche Zunahme der Krankheitshäufigkeit (z.B. infolge Epidemien) vor-
liegt, soll der Überschreitungsbetrag durch individuelle Kürzungen bei den 
> Kassenärz ten ausgeglichen werden (§ 368 f Abs. 6 RVO). In diesen Fällen 
erfolgt eine Prüfung der Verordnungsweise nach den von der Rspr. für die 
> W i r t s c h a f t l i c h k e i t s p r ü f u n g entwickelten Grundsätzen (vgl. Andreas, 
ArztR 1981, 9, 13f.; Hess, aaO. S. 32f.). Durch das > K o s t e n d ä m p f u n g s -
Ergänzungsgesetz wurde diese Höchstbetragsregelung auf > He i lmi t t e l 
ausgedehnt. 

Für die Veränderung des Arzneimittelhöchstbetrages haben die KBV und die 
Bundesverbände der Krankenkassen einmal jährlich gemeinsam eine Empfeh-
lung abzugeben, wenn nicht die > Konze r t i e r t e A k t i o n i m G e s u n d -
he i t swesen eine entsprechende Empfehlung abgegeben hat (§ 368 f Abs. 7 
RVO). 

Arzneimittelindex 
114 I. Der Arzneimittelindex der gesetzlichen > K r a n k e n v e r s i c h e r u n g 

(Rz 1103) gibt Auskunft über die therapeutische Verordnungsstruktur von 
> A r z n e i m i t t e l n in der ambulanten kassenärztlichen Versorgung. Er ent-
hält eine Auflistung über die 500 führenden Arzneimittel, untergliedert nach 
Verordnungshäufigkeit und Umsatzstärke. Ziel des Arzneimittelindex ist es, 
dem > Kassenarzt eine bessere Information an die Hand zu geben, die geeig-
net ist, eine wirtschaftliche Verordnungsweise (> Wi r t s cha f t l i chke i t sp rü -
fung) zu fördern (näher dazu DÄ 1982/26, S. 13ff.). 

II. Der Arzneimittelindex basiert auf einer Vereinbarung der Spitzenver-
bände der Krankenkassen, der Arbeitsgemeinschaft der Berufsvertretungen 
Deutscher Apotheker/Deutscher Apothekerverein sowie der > Kassenärzt-
l i chen Bundesvere in igung aus dem Jahr 1980 (> T r a n s p a r e n z k o m -
miss ion Rz 1762). 
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Arzneimittelkommission 
I. Als Arzneimittelkommission werden von Krankenhausträgern auf freiwil- 115 

liger Basis eingesetzte Kommissionen bezeichnet, deren Aufgabe vor allem 
darin besteht, eine zweckmäßige und wirtschaftliche Verordnungsweise im 
> Krankenhaus unter Wahrung der ärztlichen Verantwortung sicherzustel-
len. Sie erarbeiten zu diesem Zweck u.a. Empfehlungen für > A r z n e i m i t -
tel , die im Krankenhaus eingesetzt werden sollen. 

II. Mitglieder der Arzneimittelkommissionen sind im allgemeinen > Chef-
ärzte und > Oberärzte sowie die Leiter der > Krankenhausapotheke. Zum 
Teil ist der Verwaltungsdirektor berechtigt, an den Sitzungen der Kommission 
als stimmberechtigtes Mitglied teilzunehmen. 

III. Bei der Wahrung ihrer Aufgaben haben die Arzneimittelkommissionen 
darauf zu achten, daß Kollisionen mit der > Therapiefre ihei t der Kranken-
hausärzte vermieden werden. Ein unzulässiger Eingriff in die Therapiefreiheit 
liegt z.B. dann vor, wenn die Arzneimittelkommission „verbindliche" Listen 
der Arzneimittel erstellt, die im Krankenhaus zur Anwendung kommen sollen 
oder wenn nach den Richtlinien der Arzneimittelkommission die > Kran-
kenhausapotheke bei Arzneimittelanforderungen das Recht besitzt, auf 
gleichwertige Präparate zurückzugreifen (vgl. auch Rieger, DMW 1978, 2027). 

Arzneimittelkommission 
der deutschen Ärzteschaft 

I. Die Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft ist der für alle 116 
Fragen der Arzneibehandlung und Arzneisicherheit zuständige wissenschaftli-
che Fachausschuß der > Bundesärztekammer. Ihr wirtschaftlicher Träger ist 
der Arzneimittel-Informationsdienst als eingetragener gemeinnütziger Verein 
in Köln, dessen Mitglieder die BÄK, die KBV und die Landesärztekammern 
sind. 

II. Aufgabe der Arzneimittelkommission ist es, in allen Fragen der Herstel-
lung, Bezeichnung, Propagierung, Verteilung und Verwendung von > Arz-
ne imi t te ln ihr Urteil abzugeben, bei Behörden und anderen öffentlichen 
Stellen zur Kenntnis zu bringen oder zu veröffentlichen ( > Arzneimittel-
R icht l in ien Rz 120). Darüber hinaus ist sie dazu berufen, die Ärzte in einer 
dem letzten Stand der ärztlichen Kunst entsprechenden Verordnungsweise zu 
unterstützen durch > Fortbildung in rationeller Pharmakotherapie, Hin-
weise und Empfehlungen zu aktuellen Arzneimittelfragen, Herausgabe jeweils 
auf den neuesten Stand gebrachter Ausgaben des Taschenbuches „Arzneiver-
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Ordnungen" (Deutscher-Ärzte Verlag Köln, 14. Aufl. 1981), Erfassung und Do-
kumentation von unerwünschten Arzneimittelwirkungen und Bewertung von 
Arzneimittelrisiken, von schriftlichen und fernmündlichen Auskünften an 
Ärzte im Einzelfall sowie Beratung des Vorstandes der BÄK und der > Kas-
s e n ä r z t l i c h e n B u n d e s v e r e i n i g u n g ( > A r z n e i m i t t e l - R i c h t l i n i e n 
Rz 120). Die Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft wirkt auch 
mit bei der Durchführung des vom BMJFG durch Verwaltungsvorschrift (gem. 
§ 63 AMG) v. 20. 6. 1980 erlassenen > S t u f e n p l a n e s ; näher zu den Aufga-
ben und der Arbeitsweise der Arzneimittelkommission vgl. Tätigkeitsbericht 
der BÄK 1982, S. 135ff.). 

III. Zusammensetzung. Die Arzneimittelkommission besteht derzeit aus 40 
aktiven und 93 korrespondierenden Mitgliedern, denen ein Vorstand von 
5 Ärzten vorsteht. 

Arzneimittelpreisverordnung 
117 I. Die Arzneimittelpreisverordnung v. 14. 11. 1980 (BGBl. I S. 2147) regelt 

die Preisspannen und Preise der > A p o t h e k e n , der Tierärzte und des phar-
mazeutischen Großhandels für die im Wiederverkauf abgegebenen apotheken-
pflichtigen ( > A p o t h e k e n p f l i c h t ) Fertigarzneimittel sowie für > A r z n e i -
m i t t e l , die in Apotheken oder von Tierärzten hergestellt und abgegeben 
werden. Außerdem werden die Preise für besondere Leistungen der Apotheken 
festgesetzt. Damit werden alle Vorschriften über die Preisbildung bei Arznei-
mitteln, soweit sie nicht spezielle Rabattierungsregelungen, insbesondere zu-
gunsten der gesetzlichen Kassen betreffen ( > Arzneimittel Rz 111, > Apo-
theke Rz 69) in einer Verordnung zusammengefaßt. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht enthält die Arzneimittelpreisverordnung 
keine direkte staatliche Einzelpreisfestsetzung für die mehr als 2000 Stoffe 
und Gefäße. Vielmehr werden lediglich Zuschläge zu den Apothekeneinkaufs-
preisen festgelegt. 

Die Arzneimittelpreisverordnung löst die Verordnung über Preisspannen für 
Fertigarzneimittel v. 17. 5. 1977 (BGBl. I S. 789) und die Vorschriften der 
Deutschen Arzneitaxe v. 1. 1. 1936 (BGBl. III, Nr. 2121-4) ab. 

II. Aufgrund der Arzneimittelpreisverordnung ist es den > A p o t h e k e n 
nicht mehr gestattet, auf die unter ihren Geltungsbereich fallenden Arznei-
mittel Abschläge, Rabatte oder Skonti zu gewähren. Dies gilt auch für den Be-
zug von > S p r e c h s t u n d e n b e d a r f . Verstöße hiergegen stellen unlauteren 
Wettbewerb dar mit den sich aus dem UWG ergebenden Folgen. 
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Arzneimittel-Richtlinien 
I. Man versteht darunter die vom Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 118 

kassen gem. § 368 p Abs. 1 Satz 1 RVO beschlossenen besonderen Richtlinien 
über die Verordnung von > Arzneimitteln in der kassenärztlichen Versorgung 
v. 19. 6. 1978 (DÄ 1979, 114), zuletzt i.d.F.v. 26. 2. 1982 (DÄ 1982/43, S. 60). 
Die > Ersatzkassen haben die Anwendung dieser Richtlinien für ihren Be-
reich vertraglich vereinbart (Anl. 3 zum AEKV). 

II. Zweck und Inhalt. Die Arzneimittel-Richtlinien dienen der Sicherung ei-
ner nach den Regeln der ärztlichen Kunst zweckmäßigen, ausreichenden und 
wirtschaftlichen ärztlichen Versorgung mit > Arzneimitteln (> Arzneire-
greß, >Wirtschaftlichkeitsprüfung). Für die Wirtschaftlichkeit einer 
Arzneimittelverordnung ist vor dem Preis der therapeutische Nutzen entschei-
dend. Der Arzt soll jedoch stets prüfen, ob sich nicht der angestrebte Erfolg 
auch durch preisgünstigere Arzneimittel erreichen läßt. Die Verordnung von 
Kombinationspräparaten und eine gleichzeitige Verordnung mehrerer pharma-
kologisch gleichsinnig wirkender Arzneimittel ist eingegrenzt (Nr. 10). Eine 
Verordnung gilt nur dann als wirtschaftlich, wenn das verordnete Arzneimit-
tel in seiner handelsüblichen Zubereitung hinsichtlich seines therapeutischen 
Nutzens durch die Hersteller ausreichend gesichert ist (Nr. 11). Zur wirtschaft-
lichen Verordnungsweise gehört nach den Arzneimittel-Richtlinien auch die 
Verpflichtung des Arztes, sich im Rahmen des Möglichen über die Preise der 
von ihm verordneten Arzneimittel zu unterrichten. (Nr. 24 > Preisver-
gleichsliste, > Arzneimittelindex, > Transparenzliste). 

III. Rechtsnatur. Die Richtlinien sind nicht schon als solche Rechtsnormen 119 
(im weitesten Sinne), sie stellen vielmehr nur Empfehlungen dar, die zur Dis-
position der vertragschließenden Parteien (Ärzte und Krankenkassen) stehen. 
In § 28 Abs. 1 BMV-Ä haben die Vertragsparteien den Richtlinien allerdings 
Verbindlichkeit in dem Sinne beigelegt, daß sie zu beachten sind. Die Ver-
pflichtung zu ihrer Beachtung besteht jedoch nicht unterschiedslos in gleicher 
Stärke. Die Arzneimittel-Richtlinien lassen deutlich erkennen, ob und wann 
sie ihren Anwendungsbereich scharf abgrenzen oder in welchem Fall sie dem 
verordnenden > Kassenarzt einen mehr oder minder großen Ermessens-
spielraum lassen; im letzteren Fall begnügen sie sich mit Sollvorschriften. 
Diese sind dazu bestimmt, dem verordnenden Kassenarzt als Richtschnur für 
die Handhabung seines „pflichtgemäßen Ermessens innerhalb des durch das 
Gesetz bestimmten Rahmens" (Nr. 1) zu dienen. Von solchen lediglich „weg-
weisenden Richtlinien" kann der Arzt im Einzelfall bei Vorliegen besonderer 
Gründe abweichen, wenn dies notwendig ist, um seine kassenärztlichen Auf-
gaben im Rahmen des geltenden Kassenarztrechtes wahrnehmen zu können. 
Er muß jedoch im Fall von Beanstandungen durch die Prüfinstanzen der KV 
sein Handeln besonders rechtfertigen (BSGE 38, 35 > Arzneiregreß, 
> Wirtschaftlichkeitsprüfung). Unentschieden blieb in diesem Urteil 
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die Frage, ob der Kassenarzt sich auch gegen Richtlinien, die als Mußvorschrif-
ten formuliert sind, im Einzelfall entscheiden kann. Gegen eine absolute Ver-
bindlichkeit solcher Richtlinien spricht vor allem der Grundsatz der > T h e -
rapiefreiheit des Arztes, der auch bei Mußvorschriften im Einzelfall 
Ausnahmen zulassen kann (näher dazu W. Schmitt, DDA 1981/22, S. 4, 6). 

120 IV. Der > Sicherstel lungsauftrag und die Gewährleistungspflicht der 
KV und der KBV gegenüber den Krankenkassen und ihren Verbänden schlie-
ßen die Befugnis ein, wissenschaftliche Stellungnahmen und Gutachten (z.B. 
der > A r z n e i m i t t e l k o m m i s s i o n der deutschen Ärzteschaft) über den the-
rapeutischen Nutzen von Arzneimitteln an die t> Kassenärzte - im Rahmen 
des Beratungsauftrages - bekanntzugeben (Nrn. 14, 15 Arzneimittel-Richtli-
nien; BVerwG, NJW 1980, 656, 657; kritisch dazu Denninger, NJW 1981, 
619). Hierin liegt kein verfassungswidriger „Dualismus in der Prüfung und An-
erkennung von Arzniemitteln" im Verhältnis zu der im > Arzneimit te lge-
setz verankerten staatlichen Arzneimittelkontrolle durch das > Bundesge-
sundhei t samt (so aber Küchenhoff, SGb 1979, 89; 1980, 133). Die 
Zwecksetzung des Kassenarztrechts, die auf die Gewährleistung der kassen-
ärztlichen Versorgung gerichtet ist und die Zwecksetzung des AMG, die arz-
neimittelrechtliche Zulassung von Arzneimitteln zum Verkehr zu regeln, sind 
verschieden (BVerwG aaO. S. 657; vgl. auch v. Winterfeld, NJW 1979, 2338, 
2340). 

Für Klagen von Arzneimittelherstellern auf Unterlassung der Bekanntgabe 
von gutachterlichen Stellungnahmen über die therapeutische Wirksamkeit 
von Arzneimitteln ist der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten eröffnet 
(BVerwG aaO. S. 656). 

V. Für die Einhaltung der Arzneimittel-Richtlinien stehen dem Arzt ver-
schiedene Orientierungshilfen zur Verfügung (> A r z n e i m i t t e l i n d e x , 
> Preisvergleichsliste, > Transparenzliste) . 

Arzneiregress 
121 I. Man versteht darunter den Rückgriff (Regreß) der > Kassenärzt l ichen 

Vereinigung gegen den > Kassenarzt aufgrund eines gegen sie gerichteten 
Schadensersatzanspruches der Krankenkassen wegen unwirtschaftlicher oder 
unberechtigter Verordnung von > A r z n e i m i t t e l n (> Hei lmit te l , 
> Hi l fsmit te l usw.) durch den Kassenarzt oder wegen Überschreitung des 
> Arzneimit te lhöchstbetrages . 

II. Rechtsgrundlagen. Über das Bestehen einer Regreßforderung gegen den 
> Kassenarzt wegen unwirtschaftlicher Verordnung von > Arzne imi t -
te ln entscheiden die Prüfinstanzen der KV auf Antrag der betroffenen Kran-
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kenkassen (also nicht von Amts wegen!) nach den Grundsätzen der > W i r t -
s c h a f t l i c h k e i t s p r ü f u n g (§ 34 Abs. 1 d BMV-Ä, § 17 Nr. 1 AEKV), wobei ins-
besondere die > A r z n e i m i t t e l - R i c h t l i n i e n zu beachten sind. Gleiches gilt 
für die Prüfung bei Überschreitung des > A r z n e i m i t t e l h ö c h s t b e t r a g e s . 

Eine unberechtigte Verordnung liegt z. B. vor, wenn ein verordnetes Medika-
ment nach den Arzneimittel-Richtlinien nicht als Arzneimittel für die Be-
handlung einer > K r a n k h e i t i.S. der gesetzlichen > K r a n k e n v e r s i c h e -
r u n g anzusehen sind. 

Arzt 
I. Man versteht darunter eine Person, die aufgrund der > A p p r o b a t i o n als 122 

Arzt oder aufgrund einer > B e r u f s e r l a u b n i s oder als Dienstleistungserbrin-
ger ( > N i e d e r l a s s u n g s f r e i h e i t Rz 1257) zur Ausübung des ärztlichen Be-
rufs unter der Berufsbezeichnung „Arzt" („Ärztin") berechtigt ist (§2 Abs. 5, 
§ 2a BÄO). Der Arzt ist auch zur Ausübung der > Z a h n h e i l k u n d e berech-
tigt (§ 1 Abs. 1 Satz 1 ZHG > Z a h n a r z t Rz 1962). 

Die Berufsbezeichnung „Arzt" („Ärztin") ist durch § 132 a Abs. 1 Nr. 2 StGB 
i.V.m. § 2a BÄO geschützt. Ein unbefugtes Führen der Berufsbezeichnung liegt 
dann vor, wenn die Tathandlung geeignet ist, die Interessen der Allgemein-
heit, die den Trägern solcher Bezeichnungen wegen ihrer Funktionen und Fä-
higkeiten besonderes Vertrauen entgegenbringt, zu gefährden. Der Tatbestand 
des § 132a Abs. 1 Nr. 2 StGB ist daher nicht erfüllt, wenn jemand an seinem 
PKW eine Plakette mit dem Aufdruck „Arzt" anbringt, um unbeanstandet 
oder erleichtert sein Fahrzeug in Bereichen parken zu können, wo es ihm 
nicht erlaubt ist (BayObLG, NJW 1979, 2359). Die tatsächliche Ausübung des 
Arztberufs ist nicht Voraussetzung für die Berechtigung zur Führung der Be-
rufsbezeichnung. 

II. Die Berufszulassung ist aufgrund von Art. 74 Nr. 19 GG in der > B u n -
d e s ä r z t e o r d n u n g (BÄO) und in der > A p p r o b a t i o n s o r d n u n g für Ärzte 
(AOÄ) bundeseinheitlich geregelt ( > G e b i e t s a r z t Rz 672). 

Die BÄO geht von einem einheitlichen Berufsbild des Arztes aus in dem 
Sinne, daß der Arztberuf unbeschadet der fortschreitenden Spezialisierung auf 
einzelne Gebiete eine Einheit darstellt (zur geschichtlichen Entwicklung des 
ärztlichen Berufsbildes vgl. Osterwald, DÄ 1981, 2191 ff. ; 2243ff.). Die nach 
erfolgreichem Abschluß der > ä r z t l i c h e n A u s b i l d u n g ( > M e d i z i n s t u -
d i u m , > n u m e r u s clausus) erteilte > A p p r o b a t i o n berechtigt zur ei-
genverantwortlichen und selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes und 
eröffnet dem Arzt grundsätzlich den Zugang zu allen ärztlichen Tätigkeiten. 
Der >Gebietsarzt ist kein eigener ärztlicher Beruf i.S. des Art. 74 Nr. 19 GG, 
sondern nur eine besondere Form der Berufsausübung innerhalb des einheitli-
chen Arztberufs (BVerfG, NJW 1972, 1504, 1505). 
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123 III. Rechtsnatur des Aiztberufs. Die ärztliche Berufsausübung ist gekenn-
zeichnet durch die Sozialbindung in § 1 Abs. 1 BÄO einerseits und die Frei-
heitsgarantie in § 1 Abs. 2 BÄO andererseits. Der ärztliche Beruf ist ein ge-
meinschaftsbezogener, öffentlich-rechtlich gebundener Beruf, dem im Inter-
esse der Allgemeinheit bestimmte > Berufspfl ichten und Beschränkungen 
auferlegt sind ( > Ärztekammer , > Berufsordnung), die einem Gewerbe-
treibenden fremd sind (vgl. Narr, aaO. Rz 35). Dadurch wird die Tätigkeit des 
frei praktizierenden Arztes jedoch nicht öffentlicher Dienst, sondern bleibt 
freiberuflich. Dies gilt auch für den > Kassenarzt, der weit stärker in ein öf-
fentlich-rechtliches System eingebunden ist als der privat niedergelassene Arzt 
(vgl. BVerfG, NJW 1960, 715). 

Andererseits fordert die ärztliche Berufsausübung ihrem Wesen nach einen 
bestimmten Freiraum für die Gewissensentscheidung des einzelnen Berufsan-
gehörigen. Diese Freiheit ärztlichen Tuns wird durch § 1 Abs. 2 BÄO institu-
tionell gesichert (Narr, aaO. Rzn. 37 ff.). Die Freiheitsgarantie bedeutet jedoch 
nicht, daß ärztliche Tätigkeit nur in unabhängiger und wirtschaftlich selbstän-
diger Stellung ausgeübt werden könnte (BVerfGE 16, 286, 294). Die Freiheit 
des ärztlichen Berufs ist nicht identisch mit dem rechtlich inhaltsleeren und 
daher mißverständlichen soziologischen Begriff „freier Beruf". Deshalb kann 
die Ausübung des Arztberufes auch im Rahmen eines Anstellungs- oder Beam-
tenverhältnisses erfolgen mit dem sich daraus auch für den medizinisch-fach-
lichen Bereich ergebenden, jeweils durch die leitenden Ärzte ausgeübten Wei-
sungsrecht des Arbeitgebers oder Dienstherrn ( > Chefarzt Rz 522, > Assi-
stenzarzt Rz 240). Aus der ärztlichen Berufsfreiheit folgt jedoch, daß kein 
Arzt zu einer bestimmten Behandlungsmethode oder ganz allgemein zu einer 
sonst seinem Gewissen widersprechenden Handlung gezwungen werden kann. 
Im Beamten- oder Angestelltenverhältnis findet das Weisungsrecht des 
Dienstherrn an dem garantierten Freiheitsraum ärztlicher Tätigkeit seine 
Grenze. Die verantwortungsbewußte Freiheit der Entscheidung als Vorbedin-
gung jedes ärztlichen Handelns bleibt verbindliches Berufsprinzip, gleichgültig 
ob die Berufsausübung freiberuflich oder in abhängiger Stellung erfolgt (Et-
mer-Lundt-Schiwy, aaO. § 1 Anm. 4 ; BGH, NJW 1978, 589, 591; vgl. auch 
BVerwGE 27, 303). Der angestellte oder > beamtete Arzt kann nicht zu ei-
ner bestimmten Behandlungsmethode, zu einer bestimmten Arzneimittelthe-
rapie (vgl. Rieger, DMW 1978, 2027) oder ganz allgemein zu einer sonst sei-
nem ärztlichen Gewissen widersprechenden Handlung gezwungen werden 
( > Betriebsarzt Rz 413, > Chefarzt Rzn. 518, 522, > Schwanger-
schaftsabbruch, Rzn. 1606, 1608, > T h e r a p i e f r e i h e i t Rz 1754, 
> Zwangsernährung Rz 2011). Dementsprechend darf der Arzt nach der 
ärztlichen > Berufsordnung nur Anstellungsverträge abschließen, in de-
nen sichergestellt ist, daß er in seiner ärztlichen Tätigkeit keinen Weisungen 
von Nichtärzten unterworfen wird (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 2 MuBO). Wo die Ge-
bote des ärztlichen Gewissens weiter reichen als die des Rechts, kann es zu ei-
nem Spannungsverhältnis zwischen Recht und Gewissen kommen (vgl. dazu 
eingehend Laufs, Recht und Gewissen, S. lff. > Arztethik). 
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Soweit eine ärztliche Weisungsbefugnis besteht, wird der weisungsgebundene 
Arzt dadurch nicht von seiner eigenen zivil- und strafrechtlichen Haftungsver-
antwortung entbunden. Dies wird in § 10 Abs. 1 Unterabs. 2 MuBO ausdrück-
lich klargestellt ( > Assistentenarzt Rz 240). 

IV. Für die Berufsausübung gilt Landesrecht ( > Ärztekammer , > Berufs-
ordnung, > Weiterbildungsordnung). 

V. Die Einnahmen aus ärztlicher Tätigkeit unterliegen nicht der > Umsatz- 124 
Steuer und grundsätzlich auch nicht der Gewerbesteuer. Ausnahmsweise wird 
von der Rspr. die Gewerbesteuerpflicht dann bejaht, wenn die von einem Frei-
berufler zu fordernde leitende und eigenverantwortliche Tätigkeit (§ 18 Abs. 1 
Nr. 1 EStG) nicht mehr gegeben ist. Dies kann in Ausnahmefällen bei Labor-
ärzten der Fall sein (BFHE 117, 247). 

Die Abgrenzung zwischen freiberuflicher und gewerblicher Tätigkeit kann 
dabei nicht schematisch aufgrund festgestellter Analysezahlen, sondern nur 
nach den Umständen des Einzelfalles vorgenommen werden, wobei die Pra-
xisstruktur, die individuelle Leistungskapazität des Arztes, das in der Praxis 
anfallende Leistungsspektrum und die Qualifikation der Mitarbeiter zu be-
rücksichtigen sind. Für die Freiberuflichkeit der Tätigkeit dürfte grundsätz-
lich zu fordern sein, daß der Laborarzt auch bei einfach gelagerten Untersu-
chungen neben der Anleitung und Beaufsichtigung des Personals und der 
Überwachung des Einsatzes technischer Geräte das Analyseergebnis auf seine 
Plausibilität hin prüft und die Befundmitteilung an den überweisenden Arzt 
verantwortlich unterzeichnet (zur Frage der Gewerbesteuerpflicht bei Labor-
ärzten eingehend Römermann, BB 1979, 419 ff. > Laborgemeinschaft Rz 
1134). 

Arztausweis 
Der Arztausweis ist eine von den Landesärztekammern ausgestellte Urkunde, 125 

in der dem Inhaber die Mitgliedschaft bei der > Ärz tekammer bescheinigt 
wird. Die meisten Ärztekammern verwenden heute den viersprachigen (eng-
lisch, französisch, spanisch, russisch! internationalen Arztausweis. 

Die Gültigkeitsdauer des Ausweises ist bei den einzelnen Ärztekammern un-
terschiedlich (zwischen einem und fünf Jahren). 
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Arztbezeichnung 
126 Man versteht darunter eine aufgrund der > Weiterbi ldungsordnung er-

worbene Bezeichnung zur Ankündigung einer speziellen ärztlichen Tätigkeit 
(vgl. §§4, 8 MuWO > Gebietsbezeichnung, > Teilgebietsbezeich-
nung, > Zusatzbezeichnung). Der Begriff ist somit nicht identisch mit 
dem Begriff „Berufsbezeichnung" ( > A r z t Rz 122); die Arztbezeichnung ist 
vielmehr eine Erweiterung der Berufsbezeichnung (vgl. z. B. § 32 Abs. 1 Kam-
merG Bad.-Wttbg.). 

Von den Arztbezeichnungen genießen die > Gebietsbezeichnungen und 
diejenigen > Zusatzbezeichnungen, die die Berufsbezeichnung „Arzt" 
enthalten ( > Badearzt, > Kurarzt) Strafrechtschutz nach § 132a Abs. 1 Nr. 
2 StGB (vgl. Schönke-Schröder-Cramer, aaO. § 132a Rz 10). 

Arztbrief 
127 I. Der Arztbrief dient der schriftlichen Information zwischen mitbehandeln-

den und nachbehandelnden Ärzten. Er enthält vor allem anamnestische Da-
ten, Befunde, diagnostische und therapeutische Angaben, Epikrise und Pro-
gnose (näheres über Inhalt und Gestaltung des Arztbriefes bei Neumann-Man-
goldt, aaO.). 

128 II. 1. Ein Anspruch des Patienten gegen den behandelnden Arzt auf Überlas-
sung von Arztbriefen zur Einsichtnahme besteht grundsätzlich nicht. Der In-
halt eines Arztbriefes ist nach dem Willen seines Verfassers ausschließlich für 
den Arztkollegen bestimmt, an den er sich richtet. Die Unbefangenheit der 
Kommunikation wäre erheblich gestört, wenn der Arzt damit rechnen müßte, 
daß der Patient von seinem Inhalt Kenntnis erhält. Die Aushändigung eines 
Arztbriefes an den Patienten ohne Zustimmung des Absenders verstößt daher 
grundsätzlich gegen das in der > Berufsordnung verankerte Gebot kollegia-
len Verhaltens (vgl. § 15 Abs. 1 MuBO). Dies gilt in besonderem Maße für 
Arztbriefe bei psychiatrischer und psychotherapeutischer Behandlung (näher 
zum Ganzen Rieger, DMW 1979, 570). 

In Ausnahmefällen wird der Arzt das stillschweigende Einverständnis seines 
Kollegen zur Einsichtnahme durch den Patienten unterstellen dürfen. Das gilt 
überall dort, wo das Bekanntwerden des Arztbriefes keine negativen Auswir-
kungen auf den Patienten haben kann (z.B. Bericht des Orthopäden an den 
Hausarzt nach Untersuchung wegen eines Meniskusrisses). 

129 2. Von der Frage der Zulässigkeit der Überlassung von Arztbriefen an den Pa-
tienten zur Einsichtnahme ist die Frage zu unterscheiden, ob der Arzt dem Pa-
tienten den Arztbrief in einem verschlossenen Umschlag zwecks Weiterlei-
tung an Arztkollegen übergeben darf. Sie ist - entgegen mancher Stimmen in 
der medizinischen Literatur - grundsätzlich zu bejahen (näher dazu Uhlen-
bruch Med. Klinik 1976, 1163, 1164 m. Nachw.; vgl. aber unten Rz 130). 


